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Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes  
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009) 

A) Problem 

Im Rahmen der Aufstellung des Doppelhaushalts 2009/2010 ist die Ausstat-
tung des kommunalen Finanzausgleichs zu überprüfen und ist das Finanzaus-
gleichsgesetz entsprechend anzupassen.   

Für das Finanzausgleichsgesetz besteht folgender Änderungsbedarf:  
─ Erhöhung des Kommunalanteils am allgemeinen Steuerverbund;   

Über den allgemeinen Steuerverbund sind die Kommunen an den Ge-
meinschaftsteuereinnahmen des Landes beteiligt. (Art. 1 FAG).  

─ Die Zuweisungen für den Vollzug des Futtermittelrechts nach Art. 9 
Abs. 5 Nr. 2 FAG sind in Folge der Neuordnung der Überwachungs-
strukturen im Lebensmittel- und Futtermittelrecht ab dem 1. Januar 2008 
als gesonderte Zuweisung überholt.   

─ Die Investitionspauschale nach Art. 12 FAG soll die Leistungsfähigkeit 
der Kommunen berücksichtigen und ist daher umlagekraftabhängig aus-
gestaltet. Mit zunehmender Höhe des Mindestbetrags, der bisher unab-
hängig von der Umlagekraft gewährt wird, wird die Bedeutung des Krite-
riums der Leistungsfähigkeit zurückgedrängt.  

─ Der Kommunalanteil an der Kraftfahrzeugsteuer und seine Verteilung 
sind an eine geänderte Bedarfssituation anzupassen.   

─ Der Ausgleich von Härten nach Art. 16 FAG im Zusammenhang mit 
dem Wegfall der Gewerbekapitalsteuer und der Verteilung des Gemein-
deanteils am Umsatzsteueraufkommen nach einem Übergangsschlüssel 
ist an die schrittweise Einführung eines endgültigen Verteilungsschlüs-
sels anzupassen.  

─ Verschiedene Umschichtungs- und Verstärkungsmöglichkeiten bei der 
Mittelbereitstellung werden seit längerer Zeit nicht mehr in Anspruch 
genommen und sind daher überholt.  

 

B) Lösung 

I. Finanzielle Ausgangslage von Staat und Kommunen  

Ein Vergleich der Haushalts-Eckdaten des Freistaates Bayern und seiner 
Kommunen (Einnahmen, Ausgaben, Verschuldung, Investitionsquoten 
etc.) über einen 10-Jahreszeitraum zeigt, dass die finanzielle Entwick-
lung bei den Kommunen etwas günstiger verlaufen ist als beim Staat. 
Auch für die nähere Zukunft sind keine gravierenden Verschiebungen zu 
Lasten der Kommunen zu erwarten.   

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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Daher besteht kein Verteilungsdefizit zu Lasten der Kommunen. Dies 
gilt umso mehr, als der kommunale Finanzausgleich in den beiden letzten 
Jahren mit einem Zuwachs der reinen Landesleistungen von 7,6 % im 
Jahr 2007 und 11,0 % im Jahr 2008 weit überdurchschnittlich gestiegen 
ist. Derart hohe Zuwächse lassen sich nicht jedes Jahr wiederholen. Zu-
dem wird in den Bereichen Bildung, Kinder und Familie ein hoher Ein-
satz an staatlichen Mitteln erforderlich. Der Mitteleinsatz in diesen Be-
reichen kommt mittelbar auch den Kommunen zugute.  

Gleichwohl soll der kommunale Finanzaugleich 2009 über das Wachs-
tum der bisherigen Kommunalanteile an den Steuerverbünden hinaus ge-
steigert werden, um im kommunalen Bereich gezielt Impulse für Wachs-
tum und Beschäftigung zu setzen und um den kommunalen Finanzaus-
gleich dauerhaft strukturell zu verbessern.  

II. Notwendige Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes  

a) Anhebung des Anteils der Kommunen am allgemeinen Steuerver-
bund;  

b) Einbeziehung der Zuweisungen für den Vollzug des Futtermittel-
rechts nach Art. 9 Abs. 5 Nr. 2 FAG in die Zuweisungen für Veteri-
närämter nach Art. 9 Abs. 3 FAG;  

c) Anhebung des Mindestbetrags bei den Investitionspauschalen nach 
Art. 12 FAG und umlagekraftabhängige Ausgestaltung des Mindest-
betrags;  

d) Anhebung des Anteils der Kommunen am Kraftfahrzeugsteuerver-
bund nach Art. 13 FAG;  

e) Bereitstellung von Mitteln aus dem Kraftfahrzeugsteuerverbund für 
kommunale Straßenbauvorhaben, die nach dem Bayerischen Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz gefördert werden, zusätzlich zu 
den für diesen Zweck vorgesehenen Mitteln aus dem Entflechtungs-
gesetz;  

f) Absenkung des Härtefondsanteils nach Art. 13c FAG wegen der Mit-
telentnahme aus dem Kraftfahrzeugsteuerverbund für Bauvorhaben 
nach dem Bayerischen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz;  

g) Einbeziehung des Ausgleichsbetrags nach § 11 Abs. 2 ABMG in die 
Verteilung des Kraftfahrzeugsteuerverbunds nach Art. 13ff FAG;  

h) Leichte Erhöhung der Verstärkungsmittel aus dem Kraftfahrzeug-
steuerverbund für den Ausgleich nach Art. 15 FAG an die Bezirke;  

i) Beibehaltung der Bereitstellung von Mitteln aus dem Kraftfahrzeug-
steuerverbund zugunsten von Ortsumfahrungen in kommunaler Stra-
ßenbaulast;  

j) Aktualisierung der Bundesnorm in der Härteausgleichsregelung nach 
Art. 16 FAG.  

Weitere Änderungen dienen der redaktionellen Bereinigung und Verbes-
serung des Gesetzestextes.  
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C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

1. Staat und Kommunen  

Die Leistungen aus dem kommunalen Finanzausgleich steigen im Jahr 
2009 gegenüber 2008 um 225,9 Mio. € (3,4 %) auf 6.832,5 Mio. €.  

Die reinen Landesleistungen1) wachsen gegenüber 2008 um 221,6 Mio. € 
(3,6 %) auf 6.345,8 Mio. € an. Unter Berücksichtigung der Sperreberei-
nigung und der Übernahme der Unterhaltskosten für die Gewässer zwei-
ter Ordnung durch den Staat ergibt sich in der Gesamtbilanz ein Zuwachs 
von de facto 244,7 Mio. € oder 4,0 %.  

2. Bürger und Wirtschaft  

Bürger und Wirtschaft sind durch dieses Gesetz nicht betroffen.  
Informationspflichten für Unternehmen werden nicht begründet.  

 
 

                                                           
1) Gesamtleistungen abzüglich Kommunalanteil an der Krankenhausfinanzierung und 

Bundesleistungen nach dem Entflechtungsgesetz 
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Gesetzentwurf 
zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes  
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009) 
 
 

§ 1 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Staat, Ge-
meinden und Gemeindeverbänden (Finanzausgleichsgesetz 
– FAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 
2008 (GVBl S. 386, BayRS 605-1-F) wird wie folgt geän-
dert:  

1. Art. 1 wird wie folgt geändert:  

a) In Abs. 1 Satz 1 wird der Wert „11,70 v. H.“ durch 
den Wert „11,94 v. H.“ ersetzt.  

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „und 10c“ ge-
strichen.  

2. In Art. 3 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 werden die Worte „Art. 4 
Abs. 1 Satz 1 und“ gestrichen.   

3. In Art. 5 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 werden die Worte „Art. 4 
Abs. 1 Satz 1 und“ gestrichen.   

4. In Art. 7 Abs. 4 Satz 3 werden die Worte „Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz“ durch die Worte 
„Umwelt und Gesundheit“ ersetzt.  

5. Art. 9 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:  

„1Die Landkreise und kreisfreien Gemeinden erhal-
ten zu dem Aufwand für den Vollzug der Aufgaben 
der Veterinärämter und des Futtermittelrechts eine 
jährliche pauschale Zuweisung, die sich nach der 
Zahl der Tierärzte wie folgt bemisst:  
Veterinärämter mit  
1. bis zu 2,5 Tierärzten  70 000 €  
2. mehr als 2,5 Tierärzten   

bis zu 4,5 Tierärzten  86 000 €  
3. mehr als 4,5 Tierärzten  

bis zu 6 Tierärzten  119 000 €.“  

b) Abs. 5 erhält folgende Fassung:  

„(5) 1Die Landkreise erhalten zu dem Aufwand der 
Landratsämter als Lebensmittelüberwachungsbe-
hörde jährlich eine Zuweisung in Höhe von 0,13 € 
je Einwohner. 2Die kreisfreien Gemeinden erhalten 
für die Wahrnehmung dieser Aufgabe jährlich eine 
Zuweisung in Höhe von 0,26 € je Einwohner.“  

6. In Art. 10c Satz 1 werden die Worte „zuzüglich der 
gemäß Art. 1 Abs. 2 bereitgestellten Verstärkungsmit-
tel“ gestrichen.  

7. Art. 12 wird wie folgt geändert:  
a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden die Worte „zuzüglich der 
nach Maßgabe der Bewilligung im Staatshaus-
halt“ gestrichen.  

bb) In Satz 2 werden die Worte „zuzüglich der 
nach Maßgabe der Bewilligung im Staatshaus-
halt hierfür bereitgestellten Mittel“ gestrichen.  

cc) In Satz 3 werden die Worte „Mindestbetrag 
von 20 000 €“ durch die Worte „nach der Um-
lagekraft gestaffelten Mindestbetrag nach 
Abs. 3“ ersetzt.  

dd) In Satz 4 werden die Worte „von Satz 2“ durch 
die Worte „der Sätze 2 und 3“ ersetzt.  

b) Es wird folgender Abs. 3 angefügt:  
„(3) 1Der Basisbetrag des nach der Umlagekraft 
gestaffelten Mindestbetrags beträgt 26 000 €. 2Der 
Basisbetrag wird mit den in Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
festgelegten Vomhundertsätzen angesetzt, soweit 
die Umlagekraft je Einwohner der kreisangehöri-
gen Gemeinden innerhalb der jeweils zugehörigen 
Umlagekraftgrenzen liegt. 3Abs. 2 Satz 2 bleibt un-
berührt.“  

8. Art. 13 wird wie folgt geändert:  
a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:  
„1Der Staat stellt den Gemeinden und Gemein-
deverbänden 51 v.H. des Aufkommens an 
Kraftfahrzeugsteuer und 51 v.H. des auf Bay-
ern entfallenden Ausgleichsbetrags nach § 11 
Abs. 2 des Autobahnmautgesetzes für schwere 
Nutzfahrzeuge (ABMG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Dezember 2004 
(BGBl I S. 3122) in der jeweils geltenden Fas-
sung zur Verfügung.“  

bb) In Satz 4 werden die Worte „Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz“ durch die Worte 
„Umwelt und Gesundheit“ ersetzt.  

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:  
„(2) 1Die Finanzmasse jedes Haushaltsjahres er-
rechnet sich aus der Summe des Aufkommens an 
Kraftfahrzeugsteuer und des auf Bayern entfallen-
den Ausgleichsbetrags nach § 11 Abs. 2 ABMG, 
die jeweils im Zeitraum vom 1. Oktober des vor-
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vorhergehenden Kalenderjahres bis zum 30. Sep-
tember des vorhergehenden Kalenderjahres ange-
fallen sind. 2Der Kommunalanteil an dieser Finanz-
masse wird nach Art. 13a bis 13e aufgeteilt.  

9. In Art. 13c Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„Art. 13 Abs. 2“ die Worte „Satz 1“ eingefügt und wird 
der Wert „11,28 v.H.“ durch den Wert „10,39 v.H.“ er-
setzt.  

10. In Art. 13d werden nach den Worten „Art. 13 Abs. 2“ 
die Worte „Satz 1“ eingefügt.  

11. In Art. 13e werden nach den Worten „Art. 13 Abs. 2“ 
die Worte „Satz 1“ eingefügt.  

12. In Art. 14 werden die Worte „dem Aufkommen an 
Kraftfahrzeugsteuer“ durch die Worte „der Finanzmas-
se nach Art. 13 Abs. 2 Satz 1“ ersetzt.  

13. Art. 16 wird wie folgt geändert:  
a) In Satz 1 wird die Satznummerierung gestrichen 

und werden die Worte „§ 5b Abs. 2 Satz 5 des 
Gemeindefinanzreformgesetzes in der jeweils gül-
tigen Fassung“ durch die Worte „§ 5a Abs. 3 Satz 5 
des Gemeindefinanzreformgesetzes“ ersetzt.  

b) Satz 2 wird aufgehoben und der Wortlaut zu Fuß-
note „12)“

 wird durch den Klammerhinweis „(aufge-
hoben)“ ersetzt.  

14. Art. 23 wird wie folgt geändert:  
a) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 1 werden nach der Zahl 7 das Komma 
und die Bezeichnung „7a“ gestrichen.  

bb) In Nr. 7 werden die Worte „und wie der bera-
tende Ausschuss nach Art. 13b Abs. 2 Satz 5 
gebildet wird“ gestrichen.  

cc) In Nr. 10 werden die Worte „Art. 7a, 8“ durch 
die Worte „Art. 8“ ersetzt und wird nach dem 
Wort „auszuzahlen“ das Wort „sind“ eingefügt 
und werden die Worte „fällig sind“ durch die 
Worte „fällig ist“ ersetzt.  

dd) In Nr. 11 werden nach der Zahl 7 das Komma 
und die Bezeichnung „7a“ gestrichen.  

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:  
aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„2Die näheren Bestimmungen zur Bemessung, 
Festsetzung und Auszahlung des Härteaus-
gleichs nach Art. 16 werden durch Rechtsver-
ordnung des Staatsministeriums der Finanzen 
getroffen.“  

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und nach dem 
Wort „Rechtsverordnungen“ werden die Worte 
„nach den Sätzen 1 und 2“ eingefügt.  

c) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz“ durch die Worte 
„Umwelt und Gesundheit“ ersetzt.  

§ 2 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in 
Kraft.  

(2) Abweichend von Art. 13 FAG können in den Jahren 
2009 und 2010 aus der ungekürzten Finanzmasse nach 
Art. 13 Abs. 2 Satz 1 FAG jeweils 236 000 000 € zur Ver-
stärkung des Ausgleichs an die Bezirke nach Art. 15 FAG 
verwendet werden.   

(3) 1Dem Kommunalanteil aus der Finanzmasse nach 
Art. 13 Abs. 2 Satz 1 FAG können in den Jahren 2009 und 
2010 jeweils bis zu 17 900 000 € für den Bau von in ge-
meindlicher Sonderbaulast stehenden Ortsumfahrungen im 
Zug von Staatsstraßen entnommen werden. 2Die Förderbe-
stimmungen für den kommunalen Straßenbau gelten ent-
sprechend.  

(4) Dem Kommunalanteil aus der Finanzmasse nach Art. 13 
Abs. 2 Satz 1 FAG können in den Jahren 2009 und 2010 
jeweils bis zu 30 000 000 € für Straßenbauvorhaben der 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die nach dem Bayeri-
schen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz gefördert wer-
den, entnommen werden.   

(5) Abweichend von Art. 13 Abs. 2 FAG errechnet sich die 
jeweils maßgebliche Masse für die Aufteilung der Leistun-
gen nach Art. 13a bis 13e FAG für die Jahre 2009 und 2010 
aus der um jeweils 462 745 098,04 € gekürzten Finanzmas-
se nach Art. 13 Abs. 2 Satz 1 FAG.  

(6) Abweichend von Art. 13a FAG ist für die Jahre 2009 
und 2010 zur Errechnung des Gemeindeanteils das jeweils 
im Zeitraum vom 1. Oktober des vorvorhergehenden Jahres 
bis zum 30. September des vorhergehenden Jahres angefal-
lene örtliche Aufkommen der Gemeinden an Kraftfahr-
zeugsteuer für das Jahr 2009 um 27,96 v.H. und für das 
Jahr 2010 um 28,70 v. H. zu kürzen.  

(7) Abweichend von Art. 13c Abs. 1 Satz 1 FAG tritt im 
Jahr 2009 an die Stelle des Werts „10,39 v.H.“ der Wert 
„10,82 v.H.“.    

 

 

 

 

 
Begründung: 
 

A. Allgemein 

I. Finanzielle Ausgangslage von Staat und Kommunen 

Das kommunale Selbstverwaltungsrecht erfordert eine der Aufga-
benbelastung angemessene Finanzausstattung der Kommunen. 
Diese hat der Staat im Rahmen seiner Leistungsfähigkeit sicherzu-
stellen. Wie der Staat dieser Verpflichtung nachkommt, unterliegt 
der Entscheidung des Gesetzgebers, wobei ihm ein weiter norma-
tiver Entscheidungsspielraum zusteht. Die Gestaltungsfreiheit des 
Gesetzgebers findet ihre Grenzen grundsätzlich im Anspruch der 
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Nach der Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs 
vom 28. November 2007 (Az. Vf. 15-VII-05) sind Kriterien für 
die Bemessung des Finanzausgleichsvolumens bis zum 31. De-
zember 2009 zu normieren. Bis dahin ist das Finanzausgleichsge-
setz weiterhin anwendbar und auch änderbar. 

Kommunen auf eine finanzielle Mindestausstattung, die den 
Kommunen neben der Erfüllung der Pflichtaufgaben auch die 
Übernahme freiwilliger Selbstverwaltungsaufgaben ermöglicht. 
Der Ausstattungsanspruch der Kommunen richtet sich dabei nach 
den konkreten finanziellen Möglichkeiten des Landes. Es gibt 
keinen Vorrang kommunaler Aufgaben vor den staatlichen Auf-
gaben. Das bedeutet, dass in besonderen Ausnahmesituationen, 
etwa einer zeitweiligen, konjunkturell bedingten finanziellen Not-
lage, die finanzielle Mindestausstattung, die der Staat regelmäßig 
zu gewährleisten hat, vorübergehend unterschritten werden kann. 
Umgekehrt muss sich auch eine günstige Entwicklung der staatli-
chen Einnahmen im kommunalen Finanzausgleich niederschlagen. 
Dabei ist der Gesetzgeber nicht verpflichtet, eine strenge Vertei-
lungssymmetrie zu wahren. 

Im Vorgriff auf die zu treffenden Verfahrensregeln, die im Dialog 
mit den kommunalen Spitzenverbänden erarbeitet werden, wird 
die finanzielle Ausgangslage von Staat und Kommunen anhand 
eines Vergleichs verschiedener Eckdaten über einen Zehnjahres-
zeitraum betrachtet. Dieser Eckpunktvergleich ermöglicht eine 
Abwägung der finanziellen Situation von Staat und Kommunen 
und gibt einen Ausblick auf die künftige Entwicklung. 

 
 
1. Entwicklung der Steuereinnahmen 
1.1 Ist-Entwicklung 
 

 
Grafik 1: Entwicklung der Steuereinnahmen von Staat (vor LFA) 

und Kommunen in Bayern
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Quelle: Eigene Berechnung des StMF nach Daten des Statistischen Bundesamtes; Fachserie 14 Reihe 2 .

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Die Steuereinnahmen von Staat und Kommunen haben sich seit dem Einnahmetief in den Jahren 2001 bis 2003 er-
holt. Ausgehend von dem Jahr 1998 zeigt sich die Entwicklung bis zum Jahr 2007 bei den Kommunen mit einem 
Zuwachs von 41,0 % deutlich günstiger als beim Staat (28,2 %).  

 

Tabelle 1: Zuwachs der Steuereinnahmen von Staat (vor LFA) und Kommunen in Bayern 

 Kommunen Staat 
Einnahmenzuwachs  
von 1998 bis 2007 3.592 Mio. € 6.840 Mio. € 

prozentualer Zuwachs  
von 1998 bis 2007 41,0 % 28,2 % 

Quelle: Eigene Berechnung des StMF nach Daten des Statistischen Bundesamts, Fachserie 14 Reihe 2 
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1.2 Entwicklung im laufenden Jahr und Schätzung für 

das Folgejahr 
Die Steuereinnahmen des Staates sind im 1. Halbjahr 2008 
um 2.212,2 Mio. € oder 14,9 % gegenüber dem entsprechen-
den Vorjahreszeitraum (allerdings nach dem 3. Quartal nur-
mehr + 9,7 %; die letzten beiden Monate dieses Quartals sind 
gegenüber den entsprechenden Vorjahresmonaten negativ) 
gestiegen, die der bayerischen Gemeinden um 381,8 Mio. €, 
oder 7,4 % (Zahlen für das dritte Quartal liegen noch nicht 
vor).  

Tabelle 2: Ergebnis der Steuerschätzung November 2008 

 2008 2009 

Steuern insgesamt 4,4 % 1,8 % 
Bund  3,7 % 3,5 % 
Länder  4,0 % 1,7 % 
Gemeinden 7,8 % - 0,5 % 

Quelle: Steuerschätzung vom 4./5. November 2008; Bundeser-
gänzungszuweisungen und Zuweisungen aus der Energie-
steuer sind beim Bund abgesetzt und bei den Ländern zu-
gerechnet. 

Nach der Steuerschätzung vom 4./5. November 2008 können die 
bayerischen Kommunen für das gesamte Jahr 2008 einen weiteren 
deutlichen Zuwachs der Steuereinnahmen von 7,1 % gegenüber 
2007 erwarten. Für den Staat wird ein Zuwachs von 6,7 % (nach 
LFA von 4,6 %) vorhergesagt.  

Im Jahr 2009 schlägt bereits die Finanzmarktkrise und die schwä-
chere Konjunktur auf die Steuereinnahmen durch. Für Bund, 
Länder und Gemeinden prognostizieren bereits die Steuerschätzer 
einen wesentlich geringeren Zuwachs der Steuereinnahmen von 
1,8 % gegenüber dem Vorjahr. Dabei sind allerdings die vorgese-
henen Steuerrechtsänderungen (z.B. Kindergelderhöhung, Maß-
nahmenpaket zur Beschäftigungssicherung) nicht berücksichtigt. 
Diese Vorhaben befinden sich noch im Gesetzgebungsverfahren, 
so dass ihre Auswirkungen im Einzelnen derzeit nicht abschlie-
ßend abzuschätzen sind. Abschließende Aussagen für den Staat 
und die bayerischen Kommunen sind daher noch nicht möglich.  

2. Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben 

2.1  Einnahmen 
 

Grafik 2: Entwicklung der Einnahmen von Staat und Kommunen1 

in Bayern
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt; Fachserie 14, Reihe 2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Über zehn Jahre betrachtet zeigt sich die relative Einnahmeentwicklung des Staates etwas günstiger als diejenige der Kommunen. 

Tabelle 3: Einnahmenzuwachs von Staat und Kommunen in Bayern 

 Kommunen  Staat 
Einnahmenzuwachs  
von 1998 bis 2007 5.338 Mio. € 7.936 Mio. € 
prozentualer Zuwachs 
von 1998 bis 2007 23,6 % 26,0 % 

Quelle: Eigene Berechnung des StMF nach Daten des Statistischen Bundesamts, Fachserie 14 Reihe 2 
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2.2 Ausgaben 

 

 
Grafik 3: Entwicklung der Ausgaben von Staat und Kommunen1 in 

Bayern
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1 Ohne Zweckverbände
Datenquelle: Statistisches Bundesamt; Fachserie 14, Reihe 2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Über zehn Jahre betrachtet liegt der prozentuale Zuwachs der Ausgaben der Kommunen etwas über der ent-
sprechenden Rate des Staates. 

 

Tabelle 4: Ausgabenzuwachs von Staat und Kommunen in Bayern 

 Kommunen Staat 

Ausgabenzuwachs  
von 1998 bis 2007 3.867 Mio. € 4.815 Mio. € 

prozentualer Zuwachs 
von 1998 bis 2007 17,8 % 15,5 % 

Quelle: Eigene Berechnung des StMF nach Daten des Statistischen Bundesamts, Fachserie 14 Reihe 2 

 

 

 

2.3 Einnahmen- und Ausgabenvergleich 

In den letzten zehn Jahren haben sich die Einnahmen der Kommunen mit einem Zuwachs von 23,6 % deutlich stär-
ker erhöht als deren Ausgaben (17,8 %). Auch beim Staat übersteigt der Einnahmenzuwachs von 26,0 % deutlich 
den Anstieg der Ausgaben (15,5 %). 
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3. Entwicklung der Finanzierungssalden 

 

 

 
Grafik 4: Entwicklung der Finanzierungssalden von Staat und 

Kommunen1 in Bayern
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1 Ohne Zweckverbände
Datenquelle: Eigene Berechnung des StMF nach Daten des Statistischen Bundesamtes; Fachserie 14, Reihe 2 
Hinweis: Angaben bis einschl. 2006 ohne Saldo der haushaltstechnischen Verrechnungen

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Seit dem Jahr 2004 erwirtschaften die bayerischen Kommunen insgesamt nach dem Ergebnis der vierteljähr-
lichen Kassenstatistik einen Finanzierungsüberschuss, der sich auf 4.449 Mio. € aufsaldiert. Für den Staat, 
der erst im Jahr 2006 wieder ein positives Ergebnis erreicht hat, beläuft sich der Saldo im gleichen Zeitraum 
auf 378 Mio. €.  

 

 

Tabelle 5: Summe der Finanzierungssalden von Staat und Kommunen in Bayern 

 Kommunen Staat 

Finanzierungssalden  
von 1998 bis 2007  2.668 Mio. € - 4.740 Mio. € 

Quelle: Eigene Berechnung des StMF nach Daten des Statistischen Bundesamts, Fachserie 14 Reihe 2 
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4. Entwicklung der Verschuldung 

4.1 Entwicklung der Kreditmarktschulden 

 

 
Grafik 5: Entwicklung der Kreditmarktschulden von Staat und 

Kommunen in Bayern

0

5.000

10.000

15.000

20.000

25.000
Mio. €

Kommunen Staat

Kommunen 12.238 12.381 12.327 12.441 13.176 14.280 14.879 14.666 14.497 13.935 

Staat 18.537 18.278 17.964 18.164 19.183 20.306 21.240 23.077 23.072 22.766 
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1 Stand der Kreditmarktverschuldung im weiteren Sinne jeweils zum 31.12.
2 ohne Zweckverbände
Datenquelle: Statistisches Bundesamt; Fachserie 14, Reihe 5 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Schuldenstand der Kreditmarktschulden ist bei den Gemeinden erheblich geringer angewachsen als beim Staat.  

 

 

Tabelle 6: Zunahme der Kreditmarktschulden von Staat und Kommunen in Bayern 

 

 Kommunen  Staat 

Zunahme der Kreditmarktverschuldung 
von 1998 bis 2007 1.696 Mio. € 4.228 Mio. € 

prozentualer Zuwachs von 1998 bis 2007 13,9 % 22,8 % 

 
Quelle: Eigene Berechnung des StMF nach Daten des Statistischen Bundesamts, Fachserie 14 Reihe 5 
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4.2 Kreditmarktschulden in Relation zu den Gesamtausgaben 
 

 

Grafik 6: Verhältnis der Kreditmarktverschuldung zu den 
Gesamtausgaben von Staat und Kommunen in Bayern
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1 Stand der Kreditmarktverschuldung im weiteren Sinne jeweils zum 31.12. 
2 ohne Zweckverbände
Quelle: Eigene Berechnung des StM F nach Daten des Stat ist ischen Bundesamtes; Fachserie 14, Reihen 2 und 5

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Zehnjahresvergleich ist das Verhältnis der Kreditmarktverschuldung zu den Gesamtausgaben bei den Kom-
munen leicht rückläufig. Demgegenüber ist es beim Staat angestiegen. Mit Ausnahme der Jahre 2002 bis 2004 
liegt die Quote bei den Kommunen niedriger als beim Staat.  

 

 

Tabelle 7: Verhältnis der Kreditmarktschulden zu den Gesamtausgaben  
von Staat und Kommunen in Bayern  

 Kommunen  Staat 

Quote 1998 56,4 % 59,6 % 

Quote 2007 54,5 % 63,4% 

Prozentuale Veränderung - 3,4 % 6,3 % 
 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten des Statistischen Bundesamts, Fachserie 14 Reihen 2 und 5 
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5. Entwicklung der Investitionsquoten 
 

 

Grafik 7: Entwicklung der Investitionsquoten1 von Staat und 
Kommunen in Bayern
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1 Die Investitionsquote beschreibt das Verhältnis von  Investitionsausgaben zu bereinigten Gesamtausgaben
   Die Definition der Investitionsausgaben ist in Art. 13 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 BayHO festgeschrieben.
   Quelle: Eigene Berechnung des StMF nach Daten des Statistischen Bundesamtes; Fachserie 14, Reihe 2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Investitionsquoten von Staat und Kommunen haben sich in den letzen zehn Jahren rückläufig entwickelt. 
Dabei ist der prozentuale Rückgang beim Staat etwas stärker ausgefallen. Bei den Kommunen steigt 2007 die 
Investitionsquote – anders als beim Staat – wieder an. 

 

 

Tabelle 8:  Vergleich der Investitionsquoten von Staat und Kommunen in Bayern 

 Kommunen  Staat 

Investitionsquote 1998 26,6 % 15,9 % 

Investitionsquote 2007 22,0 % 11,6 % 

Prozentualer Rückgang  - 17,5 % - 26,8 % 
 

Quelle: Eigene Berechnung des StMF nach Daten des Statistischen Bundesamtes, Fachserie 14 Reihe 2;  
Verhältnis Investitionsausgaben (Kapitalrechnung ohne Schuldentilgung) zu bereinigten Ausgaben. 
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6. Ausgaben des Staates und staatliche Leistungen an die Kommunen  

 
Grafik 8: Entwicklung der Staatsausgaben mit und ohne LFA1, der 

Leistungen an die Kommunen insgesamt, der reinen Landesleistungen und 
der LFA-Ausgaben des Staates in Bayern (Soll-Zahlen)
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Quelle: Haushaltsplan des Freistaates Bayern (Soll-Zahlen) bzw. eigene Berechnung des StMF nach Haushaltsplan des Freistaates Bayern

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Daten zu Grafik 8 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

Gesamtausgaben Staat 
mit LFA in Mio. €

31.757 32.188 33.199 34.091 33.912 33.507 33.994 34.979 35.756 38.038

Gesamtausgaben Staat 
ohne LFA in Mio. €

30.121 30.475 31.358 32.091 31.612 31.457 31.924 32.779 33.556 35.488

Gesamtleistungen an 
Kommunen in Mio. €

6.966 7.051 7.324 7.598 7.309 6.992 7.501 7.619 8.137 8.854

FAG-Landesleistungen 
in Mio. €

4.883 4.961 5.036 5.144 4.776 4.760 5.122 5.128 5.519 6.124

LFA-Ausgaben des 
Staates in Mio. €

1.636 1.713 1.841 2.000 2.300 2.050 2.070 2.200 2.200 2.550

Index Gesamtausgaben 
Staat mit LFA

100,0 101,4 104,5 107,4 106,8 105,5 107,0 110,1 112,6 119,8

Index Gesamtausgaben 
Staat ohne LFA

100,0 101,2 104,1 106,5 105,0 104,4 106,0 108,8 111,4 117,8

Index Gesamtleistungen 
an Kommunen

100,0 101,2 105,1 109,1 104,9 100,4 107,7 109,4 116,8 127,1

Index FAG-
Landesleistungen

100,0 101,6 103,1 105,3 97,8 97,5 104,9 105,0 113,0 125,4

Index LFA-Ausgaben 
des Staates

100,0 104,7 112,5 122,2 140,6 125,3 126,5 134,5 134,5 155,9

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Ein beachtlicher Teil der Gesamtausgaben des Staates entfällt auf Abführungen und Zuweisungen an andere Gebietskörper-
schaften. Dazu gehören die Leistungen an die Kommunen innerhalb und außerhalb des kommunalen Finanzausgleichs. Im 
Zehnjahresvergleich sind die Leistungen an die Kommunen (27,1 %) weit stärker gestiegen als die Gesamtausgaben (19,8 %). 
 
Tabelle 9: Ausgabenzuwachs des Staates insgesamt im Vergleich zur Entwicklung der  

Gesamtleistungen des Staates an die Kommunen (Haushaltssoll) 

 Staatsausgaben  Leistungen an die Kommunen 

Zuwachs von 1999 bis 2008 6.281 Mio. € 1.887 Mio. € 

prozentualer Zuwachs von 1999 bis 2008 19,8 % 27,1 % 

Quelle: Eigene Berechnung des StMF nach Haushaltsplan des Freistaates Bayern 
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7. Ausblick 

Die Folgen der Finanzmarktkrise und die Eintrübung der Kon-
junktur wirken sich sowohl beim Staat als auch bei den Kommu-
nen auf die Steuereinnahmen negativ aus. Bei den kommunalen 
Ausgaben ist dagegen ein Anstieg zu erwarten. Als ausgabenstei-
gernde Faktoren könnten sich steigende Arbeitslosenzahlen mit 
möglichen Folgewirkungen auf die Ausgaben der Kommunen im 
sozialen Bereich erweisen. Aber auch der Staat muss mit steigen-
den Ausgaben, insbesondere für die politischen Schwerpunktbe-
reiche Schulen, Hochschulen, Kinderbetreuung und innere Sicher-
heit sowie für den Länderfinanzausgleich, rechnen. Die vorgese-
henen Verbesserungen in den Bereichen Bildung und Kinder-
betreuung werden von Staat und Kommunen gemeinsam zu tragen 
sein. Ferner wird der Staat durch das Rettungspaket für die Baye-
rische Landesbank, von dessen Mitfinanzierung der Sparkassen-
verband Bayern als Miteigentümer freigestellt wird, stark belastet.  

 

8. Schlussfolgerung 

Die Entwicklung der Einnahmen und der Ausgaben, der Ver-
schuldung und der Investitionsquoten zeigen, dass die finanzielle 
Situation von Freistaat und Kommunen im Wesentlichen bei den 
Kommunen günstiger verlaufen ist als beim Staat. Auch für die 
nähere Zukunft sind keine gravierenden Verschiebungen zu Las-
ten der Kommunen zu erwarten.  

Daher besteht kein Verteilungsdefizit zu Lasten der Kommunen. 
Dies gilt umso mehr, als der kommunale Finanzausgleich in den 
beiden letzten Jahren mit einem Zuwachs der reinen Landesleis-
tungen von 7,6 % im Jahr 2007 und 11,0 % im Jahr 2008 weit 
überdurchschnittlich gestiegen ist. Derart hohe Zuwächse lassen 
sich nicht jedes Jahr wiederholen. Zudem wird in den Bereichen 
Bildung, Kinder und Familie ein hoher Einsatz an staatlichen 
Mitteln erforderlich. Der Mitteleinsatz in diesen Bereichen kommt 
mittelbar auch den Kommunen zugute. 

Gleichwohl soll der kommunale Finanzaugleich 2009 über das 
Wachstum der bisherigen Kommunalanteile an den Steuerverbün-
den hinaus gesteigert werden, um im kommunalen Bereich gezielt 
Impulse für Wachstum und Beschäftigung zu setzen und um den 
kommunalen Finanzausgleich dauerhaft strukturell zu verbessern. 

 

II. Ausstattung des kommunalen Finanzausgleichs 2009 
und Schwerpunkte 

Umzusetzen sind die im Doppelhaushalt 2009/2010 geplanten 
finanziellen Änderungen im Bereich des kommunalen Finanzaus-
gleichs.  

Ein Schwerpunkt ist die gezielte Anhebung der Investitionsförde-
rungen. Es werden zusätzliche Mittel bereitgestellt für 

 

-  den Schulhausbau nach Art. 10 FAG 
   (sperrebereinigt 

35,6 Mio. € 
45,0 Mio. €)

-  die Krankenhausfinanzierung  22,4 Mio. € 

-  Investitionspauschale 18,3 Mio. € 

-  den Straßenbau nach dem BayGVFG 30,0 Mio. € 

-  den Straßenbau- und unterhalt 4,1 Mio. €.

Außerdem wird, wie auch in den Vorjahren, die allgemeine Leis-
tungsfähigkeit der Kommunen insbesondere durch einen Zuwachs 
bei den Schlüsselzuweisungen verbessert. Diese wachsen um 
142,6 Mio. €. Von Bedeutung ist dies besonders für finanzschwä-
chere Kommunen. 

Insgesamt steigt das Volumen des kommunalen Finanzausgleichs 
im Jahr 2009 gegenüber 2008 um 225,9 Mio. € (3,4%) auf 
6.832,5 Mio. €.  

Die reinen Landesleistungen2 wachsen 2009 gegenüber 2008 um 
221,6 Mio. € (3,6 %) auf 6.345,8 Mio. € an. Unter Berücksichti-
gung der Sperrebereinigung und der Übernahme der Unterhalts-
kosten für die Gewässer zweiter Ordnung durch den Staat ergibt 
sich in der Gesamtbilanz ein Zuwachs von de facto 244,7 Mio. € 
oder 4,0 %. 

Hinsichtlich der in dem Gesetzentwurf enthaltenen inhaltlichen 
Änderungen wurde mit den kommunalen Spitzenverbänden Ein-
vernehmen erzielt.  

 

B. Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 
Das Finanzausgleichsgesetz regelt die Finanzbeziehungen zwi-
schen Staat und Kommunen sowie im Verhältnis der Kommunen 
untereinander im kommunalen Finanzausgleich. Die Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwi-
schen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden enthält notwen-
dige Ausführungsregelungen.  

Die Regelungen sind erforderlich, um die für die Kommunen 
vorgesehenen Zuweisungen auf die einzelnen Kommunen auftei-
len und auszahlen sowie die notwendigen Umlagen erheben zu 
können. Die vorgesehenen finanziellen und strukturellen Ände-
rungen bezwecken eine Verbesserung der kommunalen Finanzsi-
tuation und eine erhöhte, an geänderte Verhältnisse angepasste 
Zielgenauigkeit bei der Verteilung der Mittel auf die einzelnen 
Kommunen.  

 

C. Einzelbegründung 

Zu § 1 Nr. 1 Buchst. a des Gesetzentwurfs  
(Art. 1 Abs. 1 Satz 1 FAG) 

Die Kommunen sind nach Art. 1 Abs. 1 FAG an den Einnahmen 
des Landes aus den Gemeinschaftsteuern sowie den Einnahmen 
aus dem bzw. den Ausgaben für den Länderfinanzausgleich betei-
ligt. Als dauerhaft wirkende strukturelle Verbesserung soll der 
Verbundsatz von 11,70 % auf 11,94 % angehoben werden. 

 

Zu § 1 Nr. 1 Buchst. b des Gesetzentwurfs  
(Art. 1 Abs. 2 Satz 1 FAG) 

Aus der Anteilmasse werden neben den Schlüsselzuweisungen 
verschiedene Verstärkungsbeträge für andere Förderbereiche be-
reit gestellt. Enthalten ist auch eine Verstärkung des Ansatzes für 
Zuwendungen zum Bau bestimmter Abfallentsorgungsanlagen. Da 
von dieser Verstärkungsmöglichkeit seit Jahren kein Gebrauch 
mehr gemacht wird, wird sie aufgehoben. 

                                                           
2  Gesamtleistungen abzüglich Kommunalanteil an der Krankenhausfinan-

zierung und Bundesleistung nach dem Entflechtungsgesetz 



Seite 16 Bayerischer Landtag 16. Wahlperiode Drucksache 16/209 

Zu § 1 Nr. 2 und 3 des Gesetzentwurfs  
(Art. 3 Abs. 1 Nr. 4 und Art. 5 Abs. 2 Nr. 2 FAG) 

Bei der Berechnung des Ansatzes für Belastung durch Sozialhilfe 
und durch Grundsicherung für Arbeitsuchende wird der Belas-
tungsausgleich nach Art. 4 und 5 AGSG abgesetzt. In Art. 4 
AGSG, der mit Ablauf des 31. Dezember 2007 außer Kraft trat, 
war der Belastungsausgleich im Jahr 2006 geregelt. Der im Jahr 
2006 ausgezahlte Belastungsausgleich war bei der Berechnung des 
Ansatzes 2008 zu berücksichtigen. Nunmehr kann der Verweis auf 
diese Norm gestrichen werden.  

 

Zu § 1 Nr. 4 des Gesetzentwurfs (Art. 7 Abs. 4 FAG) 

Redaktionelle Änderung aufgrund der Änderung der Bezeichnung 
des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz in Staatministerium für Umwelt und Gesundheit. 

 

Zu § 1 Nr. 5 des Gesetzentwurfs (Art. 9 Abs. 3 und 5 FAG)  

Kreisfreie Gemeinden, denen zum 1. Januar 2008 erstmals Aufga-
ben im Vollzug des Futtermittelrechts übertragen wurden, erhalten 
hierfür wegen des geringen Umfangs dieser Aufgaben und da zum 
Vollzug Fachpersonal eingesetzt werden kann, welches durch 
gesonderte Finanzzuweisungen nach Art. 9 FAG abgegolten wird, 
keine gesonderten Zuweisungen (Wesentlichkeitsgrenze). Die 
kreisfreien Gemeinden, die diese Aufgabe bereits vor diesem 
Zeitpunkt ausgeübt haben, erhalten bisher, ebenso wie die Land-
kreise, hierfür gesonderte Zuweisungen nach Maßgabe von Art. 9 
Abs. 5 Nr. 2 FAG a. F. Insoweit würden die betroffenen Kommu-
nen für die gleiche Aufgabe Zuweisungen in unterschiedlicher 
Höhe erhalten, abhängig vom Zeitpunkt, zu welchem die Zustän-
digkeit hierfür übertragen wurde. Nach den Erkenntnissen aktuel-
ler Erhebungen übersteigt die Höhe der Zuweisungen die bisher 
für Aufgaben im Vollzug des Futtermittelrechts gewährt werden, 
zudem – sowohl bei den kreisfreien Gemeinden als auch bei den 
Landkreisen – erheblich den für diese Aufgaben anfallenden 
Vollzugsaufwand. 

Durch eine Änderung von Art. 9 FAG wird erreicht, dass kreis-
freie Gemeinden, denen Veterinäraufgaben und Aufgaben beim 
Vollzug des Futtermittelrechts zum 1. Januar 2008 übertragen 
wurden, und kreisfreie Gemeinden, die diese Aufgaben bereits vor 
diesem Zeitpunkt wahrgenommen haben, staatliche Zuweisungen 
in gleicher Höhe erhalten. Dies geschieht dadurch, dass mit den 
für die Finanzzuweisungen für den Vollzug des Futtermittelrechts 
nach Art. 9 Abs. 5 Nr. 2 FAG a. F. bisher eingesetzten Mitteln die 
Pauschalbeträge der Zuweisungen nach Art. 9 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 
bis 3 FAG für die Wahrnehmung der Aufgaben der Veterinäräm-
ter um jeweils 16.000 Euro erhöht werden. Dies führt auch für die 
Landkreise zu insgesamt höheren Zuweisungen nach Art. 9 Abs. 3 
FAG als sie bisher in der Summe aus Art. 9 Abs. 3 und Abs. 5 
Nr. 2 FAG a. F. erhalten. Mit den erhöhten Zuweisungen für die 
Wahrnehmung der Veterinäraufgaben und den Vollzug des Fut-
termittelrechts werden für alle Landkreise und für die kreisfreien 
Gemeinden mit Veterinärämtern somit die hinsichtlich des Um-
fangs untergeordneten Aufgaben beim Vollzug des Futtermittel-
rechts abgedeckt und zugleich die bisherige Kostensteigerung 
beim Sachaufwand der Veterinärämter abgegolten. 

 

Zu § 1 Nr. 6 des Gesetzentwurfs (Art. 10c FAG) 

Siehe Begründung zu § 1 Nr. 1 Buchst. b. 

 

Zu § 1 Nr. 7 Buchst. a Doppelbuchst. aa und bb des Gesetz-
entwurfs (Art. 12 Abs. 1 Sätze 1 und 2 FAG) 

Da die Investitionspauschalen in vollem Umfang aus Mitteln des 
allgemeinen Steuerverbunds finanziert werden, kann zur Verein-
fachung des Normtextes der Hinweis auf allgemeine Mittel des 
Staatshaushalts gestrichen werden.  

 

Zu § 1 Nr. 7 Buchst. a Doppelbuchst. cc und dd des Gesetz-
entwurfs (Art. 12 Abs. 1 Sätze 3 und 4 FAG) 

Der Mindestbetrag an Investitionspauschale für kleinere Gemein-
den wird künftig umlagekraftabhängig ausgestaltet. Da die Höhe 
des gestaffelten Mindestbetrags in einem neuen Abs. 3 (siehe 
Begründung zu § 1 Nr. 7 Buchst. b des Gesetzentwurfs) geregelt 
wird, ist die Festlegung des Mindestbetrags durch den Bezug auf 
Abs. 3 zu ersetzen.  

 

Zu § 1 Nr. 7 Buchst. b des Gesetzentwurfs  
(Art. 12 Abs. 3 FAG) 

Die Gemeinden und Landkreise erhalten nach Art. 12 FAG eine 
Investitionspauschale zur investiven Verwendung. Die Pauschale 
bemisst sich grundsätzlich nach der Einwohnerzahl. Zur Berück-
sichtigung der finanziellen Leistungsfähigkeit werden die Ein-
wohner in Gemeinden mit niedriger Umlagekraft höher gewichtet 
und umgekehrt. Je nach dem Verhältnis der Umlagekraft je Ein-
wohner zum Landesdurchschnitt zählt ein Einwohner zwischen 
1,45-fach und 0,55-fach. Gemeinden, deren Umlagekraft mehr als 
das Doppelte des Landesdurchschnitts beträgt, erhalten keine 
Investitionspauschale.  

Kleineren kreisangehörigen Gemeinden wird, sofern sie nicht 
wegen zu hoher Umlagekraft keine Investitionspauschale erhalten, 
seit dem Jahr 1998 ein fester Mindestbetrag bei der Investitions-
pauschale garantiert. Der Mindestbetrag wird bisher unabhängig 
von der Umlagekraft gewährt. Dadurch wird bei kleinen Gemein-
den der Grundgedanke, dass die Investitionspauschale nach Leis-
tungsfähigkeit gewährt wird, aufgehoben. Dies war bei Einfüh-
rung des Mindestbetrags, er betrug zunächst umgerechnet 10.225 € 
hinnehmbar. Seither wurde der Mindestbetrag mehrfach angeho-
ben. Seit dem Jahr 2007 beträgt er 20.000 €. Mit steigender Be-
deutung des Mindestbetrags wird die Aufhebung des Leistungsfä-
higkeitselements jedoch zunehmend unbefriedigend. 

Ab dem Jahr 2009 sind weitere Verbesserungen bei den Investiti-
onspauschalen vorgesehen. Zum einen ist im Doppelhaushalt 
2009/2010 eine Anhebung der Mittel für die Investitionspauscha-
len um 18,3 Mio. € auf 173,3 Mio. € jährlich eingeplant. Damit 
wird sowohl die Investitionstätigkeit der Kommunen unterstützt, 
als auch ein Beitrag zur Stärkung der kommunalen Selbstverwal-
tung geleistet, da die Kommunen über die Verwendung der Mittel 
im investiven Bereich eigenständig entscheiden können und kei-
nen Verwendungsnachweis führen müssen.  

Um die 10 Mio. € des Erhöhungsbetrags werden zur Anhebung 
des Mindestbetrags und seiner umlagekraftabhängigen Ausgestal-
tung eingesetzt. Der gegenwärtige Mindestbetrag kann von 20.000 € 
auf einen Basiswert für Gemeinden mit durchschnittlicher Umla-
gekraft von 26.000 € angehoben werden. Gleichzeitig wird der 
Mindestbetrag zur besseren Berücksichtigung der individuellen 
Leistungsfähigkeit der Gemeinden umlagekraftabhängig ausge-
staltet. Dabei ist es aus systematischen Gründen geboten, die Um-
lagekraftstaffel und den Gewichtungsfaktor für die Einwohnerge-
wichtung heranzuziehen. Danach ergeben sich folgende Werte: 
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Umlagekraft je EW  
zum Landesdurchschnitt 

Ansatz des 
Mindestbetrags 

in Prozent 

Mindestbetrag in 
Euro  

(Basiswert 26.000 €) 

unter 50 % 145 % 37.700 € 
50 % bis unter 70 % 130 % 33.800 € 
70 % bis unter 90 % 115 % 29.900 € 
90 % bis unter 110 % 100 % 26.000 € 
110 % bis unter 130 % 85 % 22.100 € 
130 % bis unter 150 % 70 % 18.200 € 
150 % bis 200 % 55 % 14.300 € 
über 200 % 0 % 

(unverändert) 
keine Investitions-
pauschale 

 
Für besonders finanzschwache kleine Gemeinden steigt damit der 
Mindestbetrag von 20.000 € um über 88 % auf 37.700 €. Damit 
verbunden ist ein Rückgang für eine Gemeinde mit einer über-
durchschnittlichen Umlagekraft um maximal 5.700 € pro Jahr. Ein 
Rückgang in dieser Größenordnung ist für Gemeinden, deren 
Umlagekraft den Landesdurchschnitt um mehr als 50 % und dar-
über übersteigt, zu verkraften.  

Die Fortentwicklung der Investitionspauschalen verbessert gezielt 
die Investitionskraft der kleineren Gemeinden, die vor allem im 
ländlichen Raum zu finden sind, und speziell die der finanzschwa-
chen Gemeinden. 
 
Zu § 1 Nr. 8 Buchst. a Doppelbuchst. aa des Gesetzentwurfs 
(Art. 13 Abs. 1 Satz 1 FAG) 

Der Staat überlässt den Kommunen einen Teil seines Kraftfahr-
zeugsteueraufkommens einschließlich der auf ihn entfallenden 
Ausgleichsleistung nach § 11 Abs. 2 des Autobahnmautgesetzes 
für schwere Nutzfahrzeuge (AMBG). Der Anteilsatz wurde 2008 
von 42,83 v.H. auf 50 v.H. angehoben. Als weitere Verbesserung, 
die insbesondere der Förderung von Investitionsmaßnahmen im 
Bereich des kommunalen Straßenbaus zugute kommt, wird der 
Anteilsatz auf 51 v.H. angehoben.  

Im Übrigen ist mit der Neufassung des Satz 1 keine inhaltliche 
Änderung verbunden. Sie dient dem besseren Verständnis der 
Vorschrift.  

 

Zu § 1 Nr. 8 Buchst. a Doppelbuchst. bb des Gesetzentwurfs 
(Art. 13 Abs. 1 Satz 4 FAG) 

Siehe Begründung zu § 1 Nr. 4. 

 

Zu § 1 Nr. 8 Buchst. b des Gesetzentwurfs  
(Art. 13 Abs. 2 FAG) 

Satz 1wird an den neu gefassten Art. 13 Abs. 1 Satz 1 angepasst. 
Außerdem wird in Satz 2 festgelegt, dass sich die Aufteilung des 
auf die Kommunen entfallenden Teils des Kraftfahrzeugsteuerver-
bunds nach den Art. 13a bis 13e richtet. Über die Verwendung des 
beim Staat verbleibenden Teils trifft das FAG seit dem Jahr 1991 
keine Aussage mehr.  

 

Zu § 1 Nr. 9 des Gesetzentwurfs (Art. 13c Abs. 1 FAG) 

Der Anteil des Härtefonds bemisst sich nach einem Vomhundert-
satz am Kraftfahrzeugsteueraufkommen einschließlich der auf den 
Staat entfallenden Ausgleichsleistung nach § 11 Abs. 2 ABMG. 
Da die pauschalen Zuweisungen an Gemeinden und Landkreise 
zum Bau und Unterhalt von Straßen, die in den letzten beiden 
Jahren angehoben worden sind, unverändert fortgeführt werden, 
gleichzeitig aber auch die Mittel zur Förderung von kommunalen 
Straßenbaumaßnahmen nach dem Bayerischen Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz aus Mitteln des Kraftfahrzeugsteuerver-
bundes verstärkt werden (vgl. Begründung zu § 2 Abs. 4 des 
Gesetzentwurfs), ist es erforderlich, den Härtefondsanteil auf 
10,39 v.H. abzusenken (wegen eines im Jahr 2009 übergangsweise 
geltenden Anteilsatzes von 10,82 v. H. siehe Begründung zu § 2 
Abs. 7). Davon entfallen – wie bisher – höchstens 60 v.H. auf die 
Förderung von ÖPNV-Investitionen und mindestens 40 v. H. auf 
die Förderung von kommunalen Straßenbaumaßnahmen. 

Die Präzisierung des Zitats „Art. 13 Abs. 2 Satz 1“ stellt klar, dass 
auch nach Neufassung des Art. 13 Abs. 2 Ausgangsgröße für die 
Bemessung des Härtefonds das Aufkommen an Kraftfahrzeug-
steuer einschließlich Ausgleichbetrag nach § 11 Abs. 2 ABMG im 
Verbundzeitraum ist. 
 
Zu § 1 Nr. 10 des Gesetzentwurfs (Art. 13d FAG) 

Die Präzisierung des Zitats „Art. 13 Abs. 2 Satz 1“ stellt klar, dass 
die Zuweisung auch nach Neufassung des Art. 13 Abs. 2 dem 
Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer einschließlich Ausgleichbe-
trag nach § 11 Abs. 2 ABMG im Verbundzeitraum entnommen 
wird. 
 
Zu § 1 Nr. 11 des Gesetzentwurfs (Art. 13e FAG) 

Siehe Begründung zu § 1 Nr. 10. 
 
Zu § 1 Nr. 12 des Gesetzentwurfs (Art. 14 FAG) 

Anpassung an die Einbeziehung der Ausgleichsleistung nach § 11 
Abs. 2 ABMG in den Kraftfahrzeugsteuerverbund.  
 
Zu § 1 Nr. 13 Buchst. a des Gesetzentwurfs  
(Art. 16 Satz 1 FAG) 

Nach dem Achten Gesetz zur Änderung des Gemeindefinanzre-
formgesetzes vom 31. Juli 2008 (GVBl S. 1626) wird der Über-
gangschlüssel für die Verteilung des Gemeindeanteils am Umsatz-
steueraufkommen ab dem Jahr 2009 auf einen endgültigen, fort-
schreibungsfähigen und wirtschaftsbezogenen Schlüssel umge-
stellt. Die Umstellung erfolgt im Rahmen einer mehrjährigen 
Übergangslösung (§ 5c des Gemeindefinanzreformgesetzes). Diese 
sieht für eine mehrjährige Umstellungsphase einen Mischschlüssel 
aus dem bisherigen, nicht fortschreibungsfähigen Übergangs-
schlüssel (§ 5a des Gemeindefinanzreformgesetzes) – mit abneh-
mender Gewichtung – und dem endgültigen, fortschreibungsfähi-
gen Schlüssel (§ 5b des Gemeindefinanzreformgesetzes) – mit 
zunehmender Gewichtung – vor.  

Art. 16 FAG hatte in der bisher geltenden Regelung von der bun-
desrechtlichen Ermächtigung Gebrauch gemacht, einen Teil des 
Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer für den Ausgleich von 
Härten im Zusammenhang mit der Abschaffung der Gewerbekapi-
talsteuer, der Einführung des Gemeindeanteils an der Umsatzsteu-
er und dessen Aufteilung auf die Gemeinden nach einem Über-
gangsschlüssel einzusetzen. 
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In der Umstellungsphase ermöglicht das Bundesrecht weiterhin 
einen Härteausgleich (§ 5a Abs. 3 Satz 5 des Gemeindefinanzre-
formgesetzes). Da der Härteausgleich die bisherige Verteilung des 
Gemeindeanteils am Umsatzsteueraufkommen nach dem Über-
gangsschlüssel sinnvoll ergänzt hat, erscheint es sachgerecht, die 
Härteausgleichsregelung unter Anpassung an die Übergangsrege-
lung beizubehalten, so lange der bisherige Übergangsschlüssel im 
Verteilungsschlüssel berücksichtigt wird. In Art. 16 FAG ist ledig-
lich die zitierte Bundesnorm zu aktualisieren.  

 

Zu § 1 Nr. 13 Buchst. b des Gesetzentwurfs  
(Art. 16 Satz 2 FAG) 

Die näheren Bestimmungen zum Härteausgleich werden in einer 
Rechtsverordnung getroffen. Diese bisher in Art. 16 Satz 2 ange-
siedelte Ermächtigungsnorm wird in Art. 23 überführt. Dies ist 
sinnvoll, da in Art. 23 die im Finanzausgleichsgesetz eingeräum-
ten Verordnungsermächtigungen zusammengefasst sind. 

 

Zu § 1 Nr. 14 Buchst. a Doppelbuchst. aa des Gesetzentwurfs  
(Art. 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 FAG) 

Redaktionelle Bereinigung nach Aufhebung des Art. 7a FAG. 

 

Zu § 1 Nr. 14 Buchst. a Doppelbuchst. bb des Gesetzentwurfs 
(Art. 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 FAG) 

Redaktionelle Bereinigung nach Aufhebung der Regelung zur Bil-
dung eines beratenden Ausschusses nach Art. 13b Abs. 2 Satz 5 
FAG in der bis 31. Dezember 2007 geltenden Fassung. 

 

Zu § 1 Nr. 14 Buchst. a Doppelbuchst. cc des Gesetzentwurfs  
(Art. 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 FAG) 

Redaktionelle Bereinigung nach Aufhebung des Art. 7a FAG und 
sprachliche Verbesserung des Wortlauts. 

 

Zu § 1 Nr. 14 Buchst. a Doppelbuchst. dd des Gesetzentwurfs 
(Art. 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 11 FAG) 

Redaktionelle Bereinigung nach Aufhebung des Art. 7a FAG. 

 

Zu § 1 Nr. 14 Buchst. b des Gesetzentwurfs  
(Art. 23 Abs. 3 FAG) 

Die bisher in Art. 16 angesiedelte Ermächtigung, die näheren 
Bestimmungen zum Härteausgleich nach Art. 16 FAG in Verbin-
dung mit § 5a Abs. 3 Satz 5 des Gemeindefinanzreformgesetzes in 
einer Rechtsverordnung zu regeln, wird in den Art. 23 Abs. 3 
übernommen. In Art. 23 Abs. 3 ist bisher geregelt, dass die an die 
Landesregierungen gerichteten Verordnungsermächtigungen nach 
dem Gemeindefinanzreformgesetz auf das Staatsministerium der 
Finanzen übertragen werden, wobei die Verordnungen im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium des Innern ergehen (Verord-
nung über die Aufteilung des Gemeindeanteils an der Einkom-
mensteuer und der Umsatzsteuer und über die Abführung der 
Gewerbesteuerumlage – BayAVOGFRG). Es ist zweckmäßig, die 
Verordnungsermächtigung auch für den Härteausgleich, der eben-
falls in der BayAVOGFRG geregelt ist, in Abs. 3 anzusiedeln und 
sie dem Staatsministerium der Finanzen unmittelbar zu übertra-
gen. 

Zu § 1 Nr. 14 Buchst. c des Gesetzentwurfs  
(Art. 23 Abs. 4 Satz 1 FAG) 

Siehe Begründung zu § 1 Nr. 4. 

 
Zu § 2 Abs. 1 des Gesetzentwurfs 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.  
 
Zu § 2 Abs. 2 des Gesetzentwurfs 

Bereits in den letzten Jahren wurden aus dem Aufkommen an 
Kraftfahrzeugsteuer im Verbundzeitraum Mittel zur Verstärkung 
des Sozialhilfeausgleichs an die Bezirke nach Art. 15 FAG einge-
setzt. Im Hinblick auf die Belastung der bayerischen Bezirke im 
Bereich der Sozialhilfe soll an dieser Übung festgehalten werden. 
Aus dem nunmehr um die Ausgleichsleistung nach § 11 Abs. 2 
ABMG erhöhten Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer wird ein um 
3 Mio. € auf 236 Mio. € erhöhter Verstärkungsbetrag bereitge-
stellt. 
 
Zu § 2 Abs. 3 des Gesetzentwurfs 

Vielfach wünschen Gemeinden dringend den Bau von Ortsumfah-
rungen im Zug von Staatsstraßen, die jedoch entsprechend dem 
Ausbauplan für Staatsstraßen in den nächsten Jahren noch nicht 
realisiert werden. Sofern Gemeinden solche Ortsumfahrungen im 
überwiegend kommunalen Interesse im Wege der Sonderbaulast 
selbst vorzeitig errichten, können sie hierfür seit 1999 Fördermit-
tel aus der nach Art. 13 Abs. 2 Satz 1 FAG maßgeblichen Finanz-
masse erhalten. In den Jahren 2009 und 2010 werden für diesen 
Zweck jeweils bis zu 17,9 Mio. € bereitgestellt. Förderhöhe und  
-verfahren richten sich nach den für den kommunalen Straßenbau 
geltenden Bestimmungen. 
 
Zu § 2 Abs. 4 des Gesetzentwurfs  

Von den bis 2006 zufließenden Finanzhilfen des Bundes nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz wurde der weit überwie-
gende Teil für den kommunalen Straßenbau (durchschnittlich 160 
Mio. €) verwendet. Im Jahr 2006 wurde vor dem Hintergrund 
eines höheren Bedarfs im Bereich ÖPNV (auch aufgrund der Ab-
senkung der Regionalisierungsmittel) ab 2007 die Verteilung 
schrittweise zugunsten des ÖPNV verändert.  

Im Zuge der Föderalismusreform wurden die Finanzhilfen durch 
Zuweisungen nach dem Entflechtungsgesetz abgelöst. Bayern 
stehen nach dem Entflechtungsgesetz von 2007 bis 2013 jährlich 
Bundesmittel von insgesamt über 196 Mio. € zu. Bis Ende 2013 
prüfen Bund und Länder gemeinsam, in welcher Höhe die im 
Rahmen des Entflechtungsgesetzes zur Verfügung gestellten Fi-
nanzhilfen in den Jahren 2014 bis 2019 zur Aufgabenerfüllung der 
Länder noch angemessen und erforderlich sind. Die Zuweisungen 
werden entsprechend dem Ergebnis der Verhandlungen zwischen 
den betroffenen Staatsministern auf die Bereiche kommunaler 
Straßenbau (Bewirtschaftung durch OBB) und ÖPNV (Bewirt-
schaftung durch StMWIVT) aufgeteilt.  

Derzeit steigt infolge der regen Straßenbautätigkeit der Gemein-
den sowie Landkreise der Bedarf nach Fördermitteln für Maß-
nahmen, die aus Mitteln des Entflechtungsgesetzes nach dem 
Bayerischen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz gefördert wer-
den, wieder stark an. Um einen drohenden An- und Abfinanzie-
rungsstau in diesem Bereich zu vermeiden, der angesichts der 
Konjunkturkrise die Bauwirtschaft noch weiter schwächen könnte, 
können zur Aufstockung der für die Förderungen nach dem Baye-
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rischen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel in den Jahren 2009 und 2010 jeweils 
30 Mio. € aus dem Kommunalanteil der nach Art. 13 Abs. 2 
Satz 1 FAG bestimmten Finanzmasse entnommen werden. Damit 
stehen für die Förderung der Straßenbaumaßnahmen nach dem 
BayGVFG im Jahr 2009 160 Mio. € zur Verfügung. 
 
Zu § 2 Abs. 5 des Gesetzentwurfs  

Zur Bereitstellung der Mittel für den Ausgleich an die Bezirke 
nach Art. 15 FAG (vgl. Begründung zu § 2 Abs. 2) ist das um die 
Ausgleichsleistung nach § 11 Abs. 2 ABMG erhöhte Aufkommen 
an Kraftfahrzeugsteuer im Verbundzeitraum, aus dem sich die 
jeweilige Masse für die Aufteilung der Leistungen nach Art. 13a 
bis 13e FAG errechnet, in den Jahren 2009 und 2010 um jeweils 
462.745.098,04 € zu kürzen.  
 
Zu § 2 Abs. 6 des Gesetzentwurfs  

Die Anteilsätze der Gemeinden, die am örtlichen Aufkommen be-
teiligt sind, sind um zwei Faktoren zu korrigieren.  

Zunächst ist das örtliche Kraftfahrzeugsteueraufkommen der 
Gemeinden, die hieran mit einem Prozentsatz nach Art. 13a FAG 
beteiligt sind, pauschal um einen Anteil an der Ausgleichsleistung 
nach § 11 Abs. 2 ABMG zu erhöhen. Diese pauschale Erhöhung 
des örtlichen Kraftfahrzeugsteueraufkommens ist erforderlich, 
weil die vom Bund in einer Summe gewährte Ausgleichleistung 
nach § 11 Abs. 2 ABMG nicht einzelnen Gemeinden zugeordnet 
werden kann. Der Faktor für die Erhöhung des örtlichen Kraft-
fahrzeugsteueraufkommens bestimmt sich nach dem Verhältnis 
der Ausgleichsleistung zum Kraftfahrzeugsteueraufkommen je-
weils im Verbundzeitraum. Danach erhöht sich im Jahr 2009 das 
örtliche Kraftfahrzeugsteueraufkommen um 2,29 % und im Jahr 
2010 um 1,73 %. 
Anschließend ist das um einen pauschalen Anteil an der Aus-
gleichsleistung nach § 11 Abs. 2 ABMG erhöhte örtliche Kraft-
fahrzeugsteueraufkommen um die Kürzung des Aufkommens  

nach § 2 Abs. 5 zu bereinigen. § 2 Abs. 5 bestimmt u. a. das maß-
gebende örtliche Aufkommen für die Berechnung der Zuweisun-
gen an die Gemeinden, die an der Kraftfahrzeugsteuer nach 
Art. 13a FAG beteiligt sind. Die Aufkommenskürzung nach § 2 
Abs. 5 kann nicht einem örtlichen Ausfall an Kraftfahrzeugsteuern 
in einzelnen Gemeinden zugeordnet werden. Daher wird das 
örtliche Aufkommen der Gemeinden nach Art. 13a FAG in den 
Jahren 2009 und 2010 jeweils um den Anteil gekürzt, der dem 
Verhältnis des Kürzungsbetrags nach § 2 Abs. 5 zu dem um eine 
pauschale Ausgleichsleistung nach § 11 Abs. 2 ABMG erhöhten 
Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer im Verbundzeitraum insge-
samt entspricht. Dieser Faktor beläuft sich im Jahr 2009 auf 
29,57 % und im Jahr 2010 auf 29,91 % (umgerechnet auf das 
Kraftfahrzeugsteueraufkommen ohne Ausgleichsleistung nach 
§ 11 Abs. 2 ABMG 2009 30,25 % und 2010 30,43 %). 
Beide Faktoren führen im Ergebnis zu einer Kürzung des örtlichen 
Aufkommens im Jahr 2009 um 27,96 % und im Jahr 2010 um 
28,70 %. 
 
Zu § 2 Abs. 7 des Gesetzentwurfs 

Der Anteil des Härtefonds bemisst sich nach einem Vomhundert-
satz am Kraftfahrzeugsteueraufkommen einschließlich der auf den 
Staat entfallenden Ausgleichsleistung nach § 11 Abs. 2 ABMG. 
Da die pauschalen Zuweisungen an Gemeinden und Landkreise 
zum Bau und Unterhalt von Straßen, die in den letzten beiden 
Jahren angehoben worden sind, unverändert fortgeführt werden, 
gleichzeitig aber auch die Mittel zur Förderung von kommunalen 
Straßenbaumaßnahmen nach dem Bayerischen Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz aus Mitteln des Kraftfahrzeugsteuerver-
bundes verstärkt werden, ist es erforderlich, den Härtefondsanteil 
ab dem Jahr 2010 auf 10,39 v.H. abzusenken. Da in Jahr 2009 das 
Kraftfahrzeugsteueraufkommen einschließlich der auf den Staat 
entfallenden Ausgleichsleistung nach § 11 Abs. 2 ABMG über 
den in den Folgejahren zu erwartenden Ergebnissen liegt, muss 
der Anteilssatz in 2009 nur auf 10,82 % abgesenkt werden.   



Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer:  Ich rufe die Tagesordnungs­

punkte 3 a und 3 b zur gemeinsamen Beratung auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (Finanzausgleichsänderungsgesetz 

2009) (Drs. 16/209) 

- Erste Lesung -

Gesetzentwurf der Staatsregierung

über die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates Bayern für die 

Haushaltsjahre 2009 und 2010 (Haushaltsgesetz - HG - 2009/2010) (Drs. 16/210) 

- Erste Lesung -

Ich eröffne die Aussprache und erteile zuerst das Wort Herr Staatsminister Fahrenschon.

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministerium):  Herr Präsident, meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Die Kurzfassung des von der Regierung dem Bayerischen 

Landtag vorgelegten Doppelhaushalts 2009/2010 lässt sich in drei klaren Begriffen dar­

stellen:

(Unruhe)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer:  Herr Minister, darf ich schnell 

unterbrechen? ­ Ich bitte doch die Kollegen von der CSU, keine Gespräche mit der Re­

gierungsbank zu führen und da hinten die Stammtischgespräche einzustellen. Wir haben 

draußen eine ganze Menge Platz, um solche Gespräche zu führen. Denken Sie daran: 

Wir haben das Thema Doppelhaushalt 2009/2010 ­ mit Tränen. ­ Herr Minister!

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministerium):  Es ist ein Haushalt mit vielen 

Chancen, Herr Präsident. Denn dieser Doppelhaushalt ist erstens zukunftsgerichtet, 

zweitens konjunkturgerecht und drittens solide. Mit ihm setzen wir in zugegebenerma­

ßen schwierigen Zeiten die richtigen Schwerpunkte in den Zukunftsfeldern Kinder, 

Bildung, Wirtschaft und Technologie. Mit ihm stemmen wir uns so kraftvoll, wie es geht, 
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gegen den Konjunkturabschwung. Mit ihm bekennen wir uns zu den traditionell beson­

ders soliden Finanzen des Freistaates Bayern.

Zugegeben, dieser Doppelhaushalt wurde unter besonderen Bedingungen erstellt. Die 

Welt befindet sich in einem Konjunkturabschwung, in einem Wettersturz. Kein Wirt­

schaftsraum dieser Welt kann sich dem Abwärtssog entziehen. Dieser globalen Krise ist 

besonders der Exportweltmeister Bundesrepublik Deutschland ausgesetzt.

Die von der Finanzkrise ausgehenden Schockwellen machen deshalb auch keinen 

Bogen um die bayerische Wirtschaft. Aber auch wenn sich die Konjunkturindikatoren in 

den letzten Wochen noch einmal drastisch verschlechtert haben, ist festzuhalten: Die 

Bundesregierung hat ihre gerade einmal drei Monate alte Prognose auf nun minus 2,25 

% nach unten korrigiert. Auch wenn die Bundesrepublik Deutschland eine Rezession 

dieses Ausmaßes noch nie erlebt hat, gilt es, jetzt zu handeln, statt abzuwarten.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir müssen uns auch darüber im Klaren sein, dass die automatischen Stabilisatoren und 

die Geldpolitik in der derzeitigen Krise nicht ausreichen werden, die realwirtschaftlichen 

Folgen der Finanzmarktkrise abzufedern. Die Konjunktur in Deutschland, in Europa und 

auf der ganzen Welt hat nicht bloß einen Schwächeanfall, sondern befindet sich auf der 

Intensivstation.

In dieser außergewöhnlichen Situation brauchen wir außergewöhnliche Antworten. Die 

Politik ist mehr denn je gefordert, die Rahmenbedingungen für Wachstum und Beschäf­

tigung zu verbessern. Wir müssen jetzt gezielt ­ gezielter als je zuvor ­ Wachstumsim­

pulse geben, um das Vertrauen der Unternehmer und der Bürgerinnen und Bürger zu 

stärken.

Gleichzeitig dürfen wir bei dem alles beherrschenden Thema des Konjunkturabsturzes 

auch die langfristigen Perspektiven nicht vernachlässigen. Denn der sich auf den Welt­

märkten weiter verschärfende Wettbewerb, die Auseinandersetzung mit der Gefahr 
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eines Klimawandels und der demografische Wandel sind Bereiche und Herausforde­

rungen, die uns schon morgen größer erscheinen können als die derzeitige Wirtschafts­

krise. Darauf müssen wir antworten.

Wir müssen unsere Konkurrenzfähigkeit stärken, dem Klimawandel begegnen, die Men­

schen in unserem Land fördern. Wir müssen der Vielfalt des Freistaats Bayern gerecht 

werden. Wir müssen dafür sorgen, dass Familie und Beruf vereinbar sind. Wir müssen 

die Voraussetzungen dafür schaffen, dass die Menschen die bestmögliche Bildung in 

den bayerischen Schulen und an unseren Universitäten, Fachhochschulen und weiteren 

Bildungseinrichtungen erhalten.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Ich sage es schlicht und einfach: Wir müssen unsere Schwerpunkte so setzen, dass wir 

einerseits sowohl zeitnah die Konjunktur wieder ankurbeln und Wirtschaftswachstum 

erreichen als auch langfristig den großen gesellschaftspolitischen und weltweiten Her­

ausforderungen dieses Jahrhunderts gerecht werden.

Unsere Devise muss lauten: Jetzt richtig handeln und aus der Krise gestärkt hervorge­

hen!

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dazu brauchen wir alle Menschen. Gerade jetzt brauchen wir diejenigen Menschen, die 

bereit sind, Leistung zu zeigen. Um das zu unterstützen, müssen wir Vertrauen schaffen. 

Sowohl auf der Bundes­ als auch auf der Landesebene müssen wir Politiker den Men­

schen Führungskraft und Handlungswillen zeigen.

Auf der Bundesebene sind die Einrichtung des Finanzmarktstabilisierungsfonds, das 

Maßnahmenpaket vom November und nun auch das zweite Konjunkturpaket Zeichen 

dieser Politik der Tat. Denn wir entlasten die Menschen, sichern die Beschäftigung und 

geben der Wirtschaft entscheidende Impulse.
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Auf der Landesebene haben wir bereits mit dem im November beschlossenen Investiti­

onsbeschleunigungsprogramm und der Stabilisierung der Bayerischen Landesbank 

Handlungsfähigkeit demonstriert.In dieser Reihe steht der Haushaltsentwurf für das Jahr 

2009/2010. Er ist die passende Antwort auf die komplexen Herausforderungen unserer 

Zeit.

Zunächst aber noch zwei Aspekte zur Basis des Doppelhaushalts: Das Konjunkturpaket 

II wird weitere erhebliche Auswirkungen auf den bayerischen Staatshaushalt haben. Das 

betrifft zum einen die steuerlichen Entlastungen, die wir als Einstieg schon lange gefor­

dert haben. Außerdem nenne ich zum anderen das Investitionsprogramm für Bildung 

und Infrastruktur, mit dem wir die Krise als Chance zur Stärkung des Standortes Deutsch­

land begreifen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auf unser Drängen hin, auf das Bohren der 

Bayerischen Staatsregierung und der sie tragenden beiden Regierungsfraktionen von 

CSU und FDP, hat der Koalitionsausschuss am 12. Januar in Berlin beschlossen, steu­

erliche Entlastungen vorzusehen. Das Konzept "Mehr Netto für alle" hat in der derzeiti­

gen Wirtschaftskrise eine ganz neue Aktualität gewonnen. Der Dreiklang aus der 

Erhöhung des Grundfreibetrags, der Senkung des Eingangssteuersatzes und der Ab­

flachung der Steuerprogression lässt die Zielmarken, an denen wir weiterarbeiten wer­

den, ahnen. Wir wollen die Kaufkraft für jeden in unserem Land stärken, weil wir auf den 

wirtschaftlichen Impuls und die wirtschaftliche Unterstützung der privaten Haushalte 

setzen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Für den Doppelhaushalt 2009/2010 wird allein durch die steuerliche Erleichterung des 

Konjunkturprogramms II allerdings auch eine Belastung beschlossen: 700 Millionen Euro 

werden in diesen beiden Jahren auf der Seite der Steuereinnahmen fehlen. Das muss 

der Staatshaushalt zusätzlich zu den schon im Regierungsentwurf berücksichtigten 

Steuererleichterungen für die Bürger jedoch verkraften; denn, meine sehr geehrten 
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Damen und Herren, der Haushalt profitiert langfristig von der Steigerung der Leistungs­

bereitschaft unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger.

Die Pendlerpauschale, die Erhöhung des Kindergeldes und der Kinderfreibeträge und 

die Verbesserung der Abzugsfähigkeit von Krankenkassen­ und Pflegeversicherungs­

beiträgen sind nur einige Beispiele für die richtige Richtung unserer Steuerpolitik hin zu 

mehr Wachstum und zu mehr Wohlstand in unserem Land. Ich bin überzeugt, dass 

Steuersenkungen das beste Konjunkturprogramm sind. Meine Damen und Herren, wenn 

die Rahmenbedingungen stimmen, wird auch konsumiert. Wir sollten nicht zuviel Angst 

vor der Entscheidungskompetenz der Menschen haben. Unsere Grundüberzeugung ist: 

Bevor wir die staatlichen Ausgaben erhöhen, sollten wir den Menschen mehr von dem 

lassen, was sie selber erwirtschaftet und geleistet haben.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Herr Kollege Maget ist nicht mehr da. Ich freue mich aber, dass dieses Ziel der Steuer­

entlastung nicht nur von CSU und FDP, sondern auch von der CDU/CSU und der SPD 

in Berlin mitgetragen wird.

Der zweite Schwerpunkt des Konjunkturprogramms, das Investitionspaket, ist mit Mög­

lichkeiten und Chancen für Bayern verbunden. In Bayern werden damit fast zwei Milli­

arden Euro an zusätzlichen Investitionen für die Schwerpunkte Bildung und Infrastruktur 

möglich sein. Damit kann zeitnah in Vorhaben investiert werden, die ansonsten erst 

später oder vielleicht überhaupt nicht hätten verwirklicht werden können. Meine sehr 

verehrten Damen und Herren, das Investitionsprogramm ist ein Musterbeispiel für ziel­

genaue und deshalb kluge Investitionspolitik; denn wir schlagen damit zwei Fliegen mit 

einer Klappe: Der Konjunktur wird ein erheblicher Impuls gegeben. Die Nachfrageflaute 

wird durch die staatlichen Mittel abgemildert. Außerdem schaffen wir damit die Grund­

lage, um gestärkt aus der Krise hervorzugehen. Die Investitionen gehen nämlich zum 

überwiegenden Teil in das zentrale Zukunftsfeld unseres Landes, nämlich die Bildung. 

Darüber hinaus werden wir durch die energetische Sanierung nicht nur dem Klimawan­
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del entgegenwirken, sondern langfristig auch finanziell davon profitieren. Schließlich 

profitieren wir alle von Investitionen in eine bessere Infrastruktur.

Das Investitionsprogramm des Konjunkturpaketes II, das das Bundeskabinett heute vor­

mittag beschlossen hat, ist naturgemäß in dem Ihnen vorliegenden Regierungsentwurf 

zum Doppelhaushalt 2009/2010 nicht enthalten. Dazu werden wir in den Ausschussbe­

ratungen eine Nachschubliste vorlegen. Es ist gute Übung und Tradition im Bayerischen 

Landtag, dass wir im Laufe des Haushaltsverfahrens nachsteuern. So wird das auch bei 

den sonstigen Maßnahmen des Konjunkturpakets II, insbesondere den steuerlichen 

Entlastungen, sein. Außerdem werden und müssen wir nach der jüngsten Wachstums­

prognose der Bundesregierung zusätzlich auch die Steuereinnahmen 2009 in einer 

Größenordnung von einer halben Milliarde Euro nach unten korrigieren.

Noch im November lag der Steuerschätzung die Wachstumsprognose der Bundesre­

gierung in Höhe von 0,2 % zugrunde. Mit dem Beschluss des Bundeskabinetts über den 

Jahreswirtschaftsbericht und mit der Veränderung dieser Grundlage müssen wir im 

Doppelhaushalt nachziehen. Wir können nicht den unsicheren Weg gehen und auf der 

Basis einer Prognose aus dem November arbeiten. Vielmehr müssen wir jetzt die Be­

schlüsse des Bundeskabinetts und die Wirtschaftsprognose für das Jahr 2009 als 

Grundlage heranziehen. Alles andere wäre nicht solide, nicht sachgerecht und eine Ar­

beitsweise, die mit hohen Risiken verbunden wäre, mit mehr Risiken, als zu verantworten 

wären.

Eine neue Prognose für das Jahr 2010 liegt noch nicht vor. Deshalb ist es sachgerecht, 

den Effekt des Jahres 2009 als Basisverlust für das Jahr 2010 fortzuschreiben. Ein­

schließlich der steuerlichen Auswirkungen des Konjunkturpakets II wird sich damit den 

Steuern gegenüber im Ihnen vorliegenden Regierungsentwurf ein Anpassungsbedarf 

von 1,7 Milliarden Euro ergeben. Das ist eine große Summe. Das ist ein Effekt, der 

einerseits weitere Investitionen und andererseits weitere Entlastungen mit sich bringt. 

Es sind Steuerausfälle in Höhe von zweimal 500 Millionen Euro und Steuerentlastungen 

von 250 Millionen Euro und 450 Millionen Euro zu erwarten.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, in der ganzen Bundesrepublik gibt es nur ein 

Bundesland, das diese Belastungen schultern und aufgrund des gut gelaufenen Jahres 

2008 diese Maßnahmen aus den staatlichen Rücklagen abdecken kann: Nur Bayern hat 

in den vergangenen Jahren so gut gewirtschaftet, sodass wir heute investieren und 

agieren können, ohne in die Verschuldung gehen zu müssen.

(Beifall bei der CSU)

Gerade beim Doppelhaushalt 2009/2010 zeigt es sich, wie richtig es war, in guten Zeiten 

nicht alles zu verbrauchen. Es zeigt sich, dass wir klug beraten waren, uns auf schlechte 

Zeiten vorzubereiten und Vorsorge zu betreiben.

(Georg Schmid (CSU): Spare in der Zeit, dann hast du in der Not!)

Wir haben eine Investitions­ und Konjunkturrücklage geschaffen. Eine solche Rücklage 

werden Sie im Haushalt keines anderen Bundeslandes finden.

(Beifall bei der CSU)

Ich füge aber auch hinzu: Der Rücklagenbestand ist damit weitestgehend aufgebraucht. 

Niemand kann vorhersagen, wie sich die Wirtschaft weiterentwickeln wird und wie die 

konjunkturellen Maßnahmen insgesamt greifen werden. Umso wichtiger ist es jetzt, die 

richtige Gegenmaßnahme zu treffen. Umso wichtiger ist jetzt die Blaupause und das 

Konzept, wie wir möglichst klug und zielgenau staatlich investieren. Wir müssen jetzt die 

richtigen Schwerpunkte für die Zukunft setzen. Wir müssen uns kraftvoll gegen den 

Konjunkturabschwung stemmen und dies finanzpolitisch solide darstellen. All diese An­

forderungen erfüllt der Doppelhaushalt 2009/2010. Er ist unsere Antwort auf die mo­

mentan vorherrschende Wirtschaftskrise.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wenn man sich mit den Eckpunkten des Doppelhaushalts auseinandersetzt, stehen an 

erster Stelle die hohen Zuwachsraten. Wir setzen mit dem Doppelhaushalt 2009/2010 
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ein kraftvolles Zeichen gegen die Nachfrageflaute. Die Zuwachsrate bei den allgemeinen 

staatlichen Ausgaben wird weit über dem Wirtschaftswachstum liegen. Sie liegt im 

Durchschnitt bei 4 %. Im ersten und wichtigsten Jahr liegt sie sogar bei 5,4 %. Wir gehen 

jetzt gegen die Wirtschaftsflaute vor. Wir investieren. Wir geben Geld aus. Wir sind auf 

den Märkten tätig, weil das jetzt notwendig und angesagt ist.

(Beifall bei der CSU)

Ein wesentlicher Teil unserer Möglichkeiten und unserer schlagkräftigen Antwort auf die 

besondere konjunkturelle Situation sind die Sonderprogramme. Weil wir in den Jahren 

2007 und 2008 gut gewirtschaftet haben, weil wir die Zeit genutzt haben und weil wir im 

Sinne einer vorsorgenden antizyklischen Haushaltswirtschaft Mittel geschont und auf 

Ausgaben verzichtet haben, konnten wir aus den Steuermehreinnahmen der vergange­

nen Jahre eine Rücklage, zum Beispiel für das Programm Bayern 2020 mit einem 

Gesamtumfang von 1,7 Milliarden Euro, schaffen. An dieser Stelle möchte ich sagen, 

dass das Wesentliche an dem Programm Bayern 2020 der Umstand ist, dass es mit dem 

Klimaprogramm über die komplette Laufzeit vom Jahr 2008 bis ins Jahr 2011 durchfi­

nanziert ist.Wir wissen, was wir in den Jahren tun können, und wir haben die Finanzie­

rung bereits geschultert. Das macht bayerische Finanzpolitik und den bayerischen 

Staatshaushalt aus.

(Beifall bei der CSU)

Die Mittel fließen ­ ideal für die jetzige Lage ­ überwiegend in den Jahren 2009 und 2010 

ab. In diesem Jahr, im Jahr 2009, verdoppeln sich die Mittel aus dem Programm "Zukunft 

Bayern 2020", aus dem Klimaschutzprogramm, gegenüber dem Vorjahr. 452 Millionen 

Euro können für die Bereiche Kinder, Bildung, Arbeitsplätze und Klima in die Hand ge­

nommen werden. Uns hätte nichts Besseres passieren können als die Anlage dieses 

Programms in den Jahren 2007 und 2008.

(Beifall bei der CSU und der FPD)
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Parallel dazu bestätigen wir unseren politischen Ansatz trotz der schwieriger werdenden 

Einnahmesituation mit hohen Investitionsausgaben. Wir sehen jährlich fünf Milliarden 

Euro für Investitionen vor und befinden uns damit wieder auf Rekordniveau. 2008 konn­

ten wir dieses Niveau im Nachtragshaushalt nur wegen der umfangreichen Steuermehr­

einnahmen erreichen. Steigerungsfähig war das nicht mehr; steigerungsfähig ist das 

nicht mehr. Gegenüber dem Stammhaushalt 2008 ­ ich will diesen Vergleich ziehen, um 

zu zeigen, wie stark wir investieren ­ steigen die Investitionen in diesem Jahr um fabel­

hafte 17 %,  die wir in die bayerische Infrastruktur, in die verschiedenen Programme und

Ausgabenentscheidungen des Freistaats Bayern lenken können.

Bei einer Quotenbetrachtung geht die Investitionsquote im Jahr 2009 auf 12,5  % zurück.

Jetzt muß man aber einmal festhalten: Im Vergleich mit anderen westdeutschen Flä­

chenländern liegen wir weiterhin mit deutlichem Abstand an der Spitze. Während der 

Durchschnitt der anderen Flächenländer gerade einmal bei 9 % liegt, liegen wir bei 12,5 

%. Das sind über 1,3 Milliarden Euro mehr gegenüber dem Durchschnitt der anderen 

westlichen Bundesländer, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Es ist schon überraschend, wenn Teile des Parlaments uns dann eine sinkende Inve­

stitionsquote vorwerfen. Das ist deshalb überraschend, weil das dieselben Teile des 

Bayerischen Landtags sind, die in der Vergangenheit argumentiert haben, es gehe nicht 

nur um die Investitionsquote, es gehe nicht nur um Beton, sondern auch um Köpfe. Wenn 

wir dieser Überlegung folgen, dann erwarten wir zu diesem Ansatz jetzt eigentlich Zu­

stimmung und keine Kritik.

(Beifall bei der CSU und der FPD ­ Zurufe von der SPD)

Wir setzen jetzt auf mehr Lehrer; wir setzen jetzt auf mehr Bildung; wir setzen jetzt auf 

mehr Zukunft. Wollen Sie darauf zugunsten einer falsch berechneten Investitionsquote 

etwa verzichten? Das wäre eine echte Überraschung, meine sehr geehrten Damen und 

Herren.
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(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wenn wir uns schon mit einer falschen Quotenbetrachtung auseinandersetzen, dann 

muss man an dieser Stelle auch einmal sagen: Es gibt nicht nur die Investitionsquote, 

sondern es gibt zum Beispiel auch die Effekte des Länderfinanzausgleichs. Da gilt es 

festzuhalten, dass der Freistaat Bayern mit dem Rechnungsabschluss 2008 zum ersten 

Mal in seiner Geschichte das Bundesland in der Bundesrepublik Deutschland ist, das 

mit dem Betrag von 2,938 Milliarden Euro das im Länderfinanzausgleich am stärksten 

engagierte Land der Bundesrepublik ist.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Das führt automatisch dazu, dass wir alleine wegen der Steigerung unseres Beitrags im 

Länderfinanzausgleich in der Quotenbetrachtung auf der Personalseite und insbeson­

dere auf der Investitionsseite leiden. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind 

mit weitem Abstand ­ 418 Millionen mehr als Baden­Würtemberg und 450 Millionen mehr 

als Hessen ­ an der Spitze. Bayern ist bundestreu und trägt mit fast drei Milliarden Euro 

zur Finanzierung der anderen Länder bei. Dass wir das nicht ändern können, ist eine 

Sache, aber man darf nicht unter den Tisch fallen lassen, dass sich das in der Quoten­

betrachtung niederschlägt.

(Beifall bei der CSU und der FPD)

Im Übrigen sind im Regierungsentwurf nicht die Bundesmittel enthalten, die im Rahmen 

des Konjunkturpakets II für Investitionen bereitgestellt werden. Damit ist auch klar: 

Schon mit der Nachschubliste wird sich unsere Investitionsquote in den Jahren 2009 und 

2010 noch einmal erhöhen.

(Harald Güller (SPD): Das bezahlt doch der Bund!)

Kraftvolle Wachstumsimpulse in schwieriger Zeit zu leisten, so mutig in die Zukunft zu 

blicken und gleichzeitig Einnahmerückgänge wegzustecken ­ das ist nur in Bayern mög­

Protokollauszug
10. Plenum, 27.01.2009 Bayerischer Landtag ­ 16. Wahlperiode 10 



lich; das ist nur möglich, weil wir unseren Haushalt auf einem stabilen Fundament bauen, 

meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FPD)

Es war richtig, dass wir in Bayern die guten Zeiten genutzt haben, im Übrigen im Ge­

gensatz auch zum Bundesfinanzminister. Trotz der Krise,  trotz der umfangreichen         

zusätzlichen Ausgaben, trotz der Steuerentlastungen können wir daher heute einen in 

sich ausgeglichenen Haushalt vorlegen. Das ist nur möglich, weil wir auf vielerlei Art 

Vorsorge getroffen haben. Vieles gerät dabei zu schnell in Vergessenheit. Einiges muss 

man sich noch einmal zu Gemüte führen. Beispielsweise sind wir im ersten Nachtrags­

haushalt 2008 nicht nur in die planmäßige Schuldentilgung eingestiegen, sondern wir 

haben auch mit der Errichtung eines Fonds Vorsorge für die langfristige Finanzierung 

der Versorgungslasten getroffen. Wir haben eine Rücklage im Umfang von 1,7 Milliarden 

Euro für das Programm "Zukunft Bayern 2020" gebildet und es gleichzeitig über die 

kompletten vier Jahre durchfinanziert, und wir haben auch planmäßig der Haushaltssi­

cherungsrücklage 400 Millionen Euro zugeführt.

Diese Maßnahmen fügen sich ein in die langjährige bayerische Konsolidierungspolitik, 

deren Markenzeichen der ausgeglichene Haushalt ist. Diese Orientierung für die Politik, 

dieser Maßstab für Generationengerechtigkeit hat die Grundlagen für diesen Wachs­

tumshaushalt und für unsere Aktionsmöglichkeiten geschaffen. Wir werden daran auch 

festhalten und im Rahmen unserer Möglichkeiten jetzt agieren und dabei den Vorsatz, 

nachhaltig Finanzpolitik zu betreiben, nicht außer Acht lassen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Deshalb können wir uns mit dem Regierungsentwurf einerseits kraftvoll gegen die kon­

junkturelle Krise stemmen und mutig auf die Felder der Zukunft setzen und andererseits 

wohlüberlegt agieren. Wir gehen an unsere Grenzen, aber nicht darüber hinaus.
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Angesichts des Ausmaßes der Herausforderung stecken wir unsere finanziellen Gren­

zen so weit, wie es irgendwie geht. Wir verzichten in den kommenden beiden Jahren 

nicht nur auf die planmäßige Schuldentilgung. Wir haben im Regierungsentwurf auch 

vorgesehen, dass für den allgemeinen Staatshaushalt, also ohne die Sonderlasten der 

Bayerischen Landesbank,  über eine Milliarde Euro aus der Haushaltssicherungsrück

lage entnommen wird. Zusammen mit der Entnahme für die Sonderlasten der BayernLB 

werden wir die Rücklage mit weiteren 1,7 Milliarden Euro belasten. Ich werde noch 

deutlicher, denn das gehört zum kompletten Bild: Ja, wir geben 1,7 Milliarden Euro in 

den Jahren 2009 und 2010 mehr aus, als wir einnehmen. Aber, meine sehr geehrten 

Damen und Herren: In der schwersten Rezession seit 80 Jahren ist das das Gebot der 

Stunde. Dafür steht die Bayerische Staatsregierung.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Im Gesamtzusammenhang zeigt der Regierungsentwurf, dass ein Haushalt ohne Neu­

verschuldung und antizyklische Wirtschaftspolitik Hand in Hand gehen. Die Tatsache, 

dass wir in den Jahren 2005, 2006, 2007 und 2008 die Grundlage dafür gelegt haben, 

um jetzt agieren zu können, darf bei der Betrachtung des Doppelhaushalts 2009/2010 

nicht unter den Tisch fallen.

Das Bild der soliden Finanzen des Freistaats Bayern wird allerdings erheblich durch die 

notwendige Stabilisierung der Bayerischen Landesbank gedrückt. Das ist nicht schön­

zureden. Aber zur Einordnung der Dinge muss gesagt werden:

Erstens. Wir haben die Lasten aus der BayernLB und der Finanzmarktkrise nicht ir­

gendwo versteckt, sondern vielmehr deutlich in einem gesonderten Kapitel ausgewiesen 

Jeder kann nachschauen. Im Einzelplan 13 Kapitel 13 60 können Sie die Maßnahmen, 

die wir in Verantwortung gegenüber den Sparkassen, in Verantwortung gegenüber der 

bayerischen Wirtschaft, in Verantwortung gegenüber Millionen von Sparerinnen und 

Sparern in Bayern ergriffen haben, nachlesen. Wir können damit zeigen, dass die Son­

derlasten unseren allgemeinen Haushalt nicht belasten. Wir gehen damit den gleichen 
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Weg, den andere Länder, den der Bund und den andere europäische Nationen gehen: 

Wir trennen die Sonderlasten der Finanzmarktkrise von den Rahmenbedingungen des 

allgemeinen Staatshaushalts.

Zweitens. Die Zinslasten aus der Stabilisierung der BayernLB sind erheblich, aber sie 

erdrücken uns nicht. Beispielsweise übertrifft allein die Steigerung im Länderfinanzaus­

gleich um über 600 Millionen Euro die Zinsbelastung aus der Sanierung der BayernLB. 

Auch mit den Schulden für die BayernLB haben wir weiterhin mit großem Abstand die 

niedrigste Pro­Kopf­Verschuldung aller westlichen Flächenländer.

Das haben wir der soliden bayerischen Finanzpolitik und nicht zuletzt den damit ver­

bundenen insgesamt niedrigen Zinslasten zu verdanken.Wir werden in 2009 wieder eine 

Zinsausgabenquote einschließlich der Sonderlasten aus der Kapitalzufuhr an die Bay­

ernLB unter 3 %, in 2010 nur knapp darüber haben. Zum Vergleich: Die Flächenländer 

West rechnen für 2009 durchschnittlich mit einer Zinsausgabenquote von 7,2 %.

Die schwierige Konjunktur hält uns nicht von der Erfüllung unserer strategischen Auf­

gaben für die Zukunft ab. Die Rezession ist für uns vielmehr ein Grund dafür, gerade 

jetzt dauerhaft die Weichen auf Wachstum und Wohlstand zu stellen. Deshalb setzen 

wir die Schwerpunkte im Doppelhaushalt strategisch richtig: Kinder, Bildung, Wissen­

schaft und Technologie. Wir nehmen die aktuelle Krise als Chance für den Freistaat, und 

wir wollen, dass die Menschen in Bayern, die Unternehmen in Bayern, dass Bayern 

insgesamt daraus gestärkt hervorgeht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es war schon immer gute bayerische Politik, 

aus Gutem noch Besseres zu machen. So ist es auch in der Bildungspolitik: Bei jeder 

Bildungsstudie befinden sich die bayerischen Schüler im nationalen Spitzenfeld. Wir 

wollen nicht nur, dass das so bleibt ­ auch wenn das bereits schwierig genug ist. Wir 

wissen, dass es auch in bayerischen Schulen noch Verbesserungsmöglichkeiten gibt; 

auch wir können in einzelnen Bereichen von anderen lernen, und das packen wir mit 

diesem Doppelhaushalt an.
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So weiten wir die Zahl der Ganztagsschulen erheblich aus. Zusammen mit den im Pro­

gramm "Zukunft Bayern 2020" veranschlagten Mitteln werden wir nach den derzeitigen 

Planungen in 2009 und 2010 insgesamt bis zu 560 neue gebundene Ganztagsschulen 

an Grund­, Haupt­ und Förderschulen einrichten können.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Besonderes Augenmerk werden wir auf die Senkung der Klassenhöchststärken in Mi­

grationsklassen legen. Unser klares Ziel ist hier eine Klassenhöchststärke von 25. Auch 

sonst werden wir im Doppelhaushalt 2009/2010 mit neuen Lehrern die Klassenhöchst­

stärken weiter senken. Dafür schaffen wir im Einzelplan 05 in den beiden nächsten 

Jahren insgesamt 2280 zusätzliche Lehrerplanstellen. Dazu kommen weitere 458 zu­

sätzliche Lehrerstellen aus dem Sonderprogramm "Zukunft Bayern 2020".

Das ist übrigens, Herr Abgeordneter Mütze, kein Blendwerk für ­ wie Sie meinen ­ ver­

fehlte Personalpolitik der vergangenen Jahre. Die Staatsregierung setzt vielmehr einen 

besonderen Schwerpunkt, und das in langer Tradition: Seit Jahren stellen wir mit jedem 

Doppelhaushalt weitere zusätzliche Lehrerkapazitäten zur Verfügung. Allein in den 

Schuljahren von 2001/2002 bis 2010/2011 ­ also im Laufe von zehn Jahren ­ gibt es 

Aufwüchse von über 10.000 Lehrern. Das sind im letzten Jahrzehnt mehr als 1000 zu­

sätzliche Lehrer pro Jahr. Hier ist nicht von einem Kurswechsel die Rede, sondern wir 

gehen mit diesem Doppelhaushalt weiter auf dem richtigen Weg.

(Beifall bei der CSU)

Des Weiteren führen wir erstmals im Nachtrag 2008 veranschlagte Mittel nun als neue 

Planstellen fort. Mit diesen rund 1000 Stellen geben wir den betroffenen Lehrern das 

richtige Signal: Wir geben ihnen Klarheit, dass sie verbeamtet werden können. Diese 

Stellen sind aber auch ­ gerade jetzt ­ ein Zeichen unserer nachhaltigen Bildungspolitik.

Wir bleiben bei den neuen Lehrerstellen aber nicht stehen: Zur Stärkung der Schulen in 

diesem Doppelhaushalt gehört auch, dass der Rückgang der Schülerzahlen unmittelbar 
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den weniger gewordenen Schülern zugute kommt. Diese sogenannte demografische 

Rendite an den Volksschulen in Bayern beträgt rechnerisch fast 1300 Stellen, die vor 

Ort bleiben und der besseren Betreuung dienen.

Außerdem werden wir die Privatschulfinanzierung durch die Anhebung des Schulgel­

dersatzes auf 75 Euro pro Monat bereits ab dem Schuljahr 2009/2010 verbessern. Damit 

behalten wir die wichtige Rolle, die die Privatschulen in unserer Bildungslandschaft spie­

len, im Auge.

Zur Bildung gehören auch die Hochschulen. An den Hochschulen schaffen wir bis zum 

Jahr 2011 38.000 zusätzliche Studienplätze und 3000 neue Stellen. Dafür sind in den 

Jahren 2009 und 2010 Ausgabemittel von insgesamt rund 240 Millionen Euro veran­

schlagt. Die wesentlichen Voraussetzungen hierfür haben wir bereits mit dem Programm 

"Zukunft Bayern 2020" geschaffen.

Für das Bauprogramm des Wissenschaftsministeriums, insbesondere für Hochschulen, 

stellen wir in der Anlage S und in den Programmen "Zukunft Bayern 2020" und "Bayern 

FIT" in den Jahren 2009 und 2010 insgesamt 424 Millionen und 476 Millionen Euro zur 

Verfügung.

Im Zusammenhang mit Hochschulen und Spitzentechnologien möchte ich auch auf die 

neuen Programme "Bayern 2020 plus" und "Nord­ und Ost­Bayern­Programm" hinwei­

sen, die insgesamt Mittel in Höhe von 590 Millionen Euro umfassen. So stellen wir im 

Bereich des Wissenschaftsministeriums beispielsweise für die Errichtung des ersten 

Max­Planck­Instituts in Mittelfranken, nämlich in Erlangen, 66,5 Millionen Euro zur Ver­

fügung. Für den Ausbau des Leibniz­Rechenzentrums zu einem europäischen Super­

computing­Standort übernehmen wir die Hälfte der Gesamtkosten von 110 Millionen 

Euro am Standort der Technischen Universität München in Garching.

Nicht zu trennen von der Bildung sind unsere Kinder. Wir stellen für die Kinderbetreuung 

insgesamt 672 Millionen Euro in 2009 und 711 Millionen Euro in 2010 bereit. Damit ver­
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bessern wir das Betreuungsverhältnis auf 1 zu 11,5 und bauen das Betreuungsangebot 

insbesondere für die Kinder unter drei Jahren konsequent aus.

Der besondere Stellenwert der Kinder und Familien im Doppelhaushalt zeigt sich auch 

bei einem ganz anderen Thema, nämlich dem Landeserziehungsgeld. Wir heben mit 

dem Doppelhaushalt 2009/2010 die Einkommensgrenzen nun schon neun Monate frü­

her an. Geburten ab dem 1. April 2008 fallen nun unter die Neuregelung. Damit profitieren 

etwa 28.000 Familien in Bayern von dem Vorziehen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Auch das passt schlüssig in das Konzept der Staatsregierung. Wenn wir in Berlin argu­

mentieren, wir müssen die Steuern jetzt senken und die Bezieher unterer und mittlerer 

Einkommen unterstützen und ihnen die Möglichkeit geben, zu konsumieren, dann ist das 

Vorziehen der Verbesserungen beim Landeserziehungsgeld eine passende Maßnahme, 

die das Konjunktur­ und Steuerpaket passgenau ergänzt.

Neben dem im Kultusetat veranschlagten weiteren bedarfsgerechten Ausbau der Mit­

tagsbetreuung an Grund­ und Förderschulen werden wir, wie vom Ministerpräsidenten 

angekündigt, in die Finanzierung von Mittagessen für bedürftige Kinder einsteigen. Für 

eine staatliche Beteiligung daran haben wir 1,1 Millionen Euro in 2009 und 3,3 Millionen 

Euro in 2010 zusätzlich angesetzt.

Die innere Sicherheit ist ein wesentlicher Faktor für die Lebensqualität in Bayern. Sie ist 

aber auch ein wichtiger Standortvorteil. Deshalb werden wir in den Jahren 2009 und 

2010 je 500 Stellen für die Einstellung neuer Polizeibeamter schaffen. Die Personalaus­

stattung der Justiz verbessern wir mit insgesamt 229 zusätzlichen Stellen, um an dieser 

Stelle einen Gleichklang zwischen den Kräften der Polizei und der Justiz aufrechtzuer­

halten.

Für die bayerische Wirtschaft haben wir im Doppelhaushalt 2009/2010 bereits einen 

Mittelstandsschirm aufgespannt. Dazu hat die LfA Förderbank ihr Bürgschaftsinstru­
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mentarium zunächst bereits ab dem 1. Januar 2009 erweitert. Im Doppelhaushalt wollen 

wir dies durch eine Rückbürgschaft des Freistaates in Höhe von 200 Millionen Euro ab­

sichern. An dieser Stelle muss klar gesagt werden: Wenn wir nicht im Dezember mit 

einem Haushaltsentwurf und einem Beschluss der Staatsregierung die Grundlage dafür 

gelegt hätten, dass die LfA Förderbank arbeiten kann, wären wir Anfang des Jahres nicht 

in der Lage gewesen, als Freistaat Bayern einen Beitrag zur Rettung zum Beispiel von 

Knaus Tabbert zu leisten. Wer heute fordert, wir sollen den Doppelhaushalt quasi außer 

Kraft setzen, der legt die Axt an das erfolgreiche Wirken der LfA Förderbank in entschei­

denden Wochen und Monaten.

(Beifall bei der CSU)

Die Regionalförderung halten wir auf hohem Niveau. Für die Schaffung und Sicherung 

von Arbeitsplätzen in strukturschwachen Räumen stehen allein in der landeseigenen 

Regionalförderung und der Gemeinschaftsaufgabe jährlich knapp 100 Millionen Euro zur 

Verfügung. Wir werden die Programmmittel des Mittelstandskreditprogramms ­ MKP ­ 

um 2,5 Millionen Euro auf 26,5 Millionen erhöhen und den Haftungsfonds zur teilweisen 

Abdeckung des Ausfallrisikos bei Haftungsfreistellungen im Rahmen des Mittelstands­

kreditprogramms ­ MKP ­ auf 10 Millionen Euro verdoppeln. Nicht zuletzt wird die 

Wirtschaft durch den kraftvollen Aufwuchs des Doppelhaushalts auch indirekt profitieren. 

Es ist ein wichtiger Teil unseres politischen Ansatzes, dass wir die soliden Fundamente 

dafür legen, dass der bayerischen Wirtschaft die momentane Situation erleichtert wird 

und sie in die Lage versetzt wird, trotz aller Schwierigkeiten zu investieren und sich zu 

entwickeln.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Nicht weniger wichtig ist der Schwerpunkt im Regierungsentwurf, der sich auf die Un­

terstützung des ländlichen Raums und der bayerischen Städte und Gemeinden, der 

Kreise, der Bezirke und der bayerischen Kommunen bezieht. Die Leistungen des Frei­

staats im kommunalen Finanzausgleich steigen effektiv um 4 %. Der kommunale Fi­
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nanzausgleich bewegt sich damit einer guten und richtigen Tradition folgend in der 

selben Richtung wie der allgemeine Staatshaushalt. Die bayerischen Kommunen wer­

den mitgenommen. Sie profitieren vom Anstieg und der starken Investitions­ und Fi­

nanzkraft des bayerischen Staatshaushalts.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Ein Schwerpunkt hierbei ist ­ ganz im Sinne der Stützung der Konjunktur und damit in 

sich  schlüssig und miteinander in Verbindung stehend - die Stärkung der Investitionen

um sperrebereinigt 118 Millionen Euro. So sind insbesondere für den kommunalen 

Hochbau nach Artikel 10 FAG 250,6 Millionen Euro, für die Krankenhausförderung 500 

Millionen Euro, für die Investitionspauschale 173,3 Millionen Euro und für den Straßen­

bau und ­unterhalt im Kfz­Steuerverbund 250,2 Millionen Euro veranschlagt. Das sind 

viele Möglichkeiten für die bayerischen Kommunen, in ihrem eigenen Wirkungsbereich 

entsprechend der konjunkturellen Lage jetzt zu investieren.

Für die Förderung des kommunalen Straßenbaus nach dem Bayerischen Gemeinde­

verkehrsfinanzierungsgesetz ­ das ist ein wesentlicher Punkt dieses Doppelhaushalts ­ 

werden wir erstmals ergänzend zu den Bundesmitteln nach dem Entflechtungsgesetz 

aus dem Kfz­Steuerverbund zusätzlich 30 Millionen Euro bereitstellen, sodass hierfür 

wie in der Vergangenheit insgesamt 160 Millionen Euro zur Verfügung stehen. Ich be­

danke mich an dieser Stelle bei den kommunalen Spitzenverbänden und den Kollegen 

aus dem Innenressort, weil damit die Möglichkeit geschaffen wird, diese Mittel auf hohem 

Niveau von 160 Millionen Euro stabil in den beiden Jahren 2009 und 2010 fortzusetzen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Daneben haben wir in den Beratungen zum kommunalen Finanzausgleich nicht nur die 

richtigen konjunkturellen Schwerpunkte beschlossen, sondern die Strukturen langfristig 

verbessert: Die Verbundsätze beim allgemeinen Steuerverbund werden von 11,7 % auf 

11,94 % erhöht. Damit partizipieren die Kommunen in Bayern dauerhaft vom gestiege­
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nen Steueraufkommen des Landes. Bei der Kraftfahrzeugsteuer wird der Verbundsatz 

von 50 % auf jetzt 51 % angehoben.

Außerdem stärken wir gezielt kleinere, finanzschwache Kommunen. Wir staffeln die 

Mindestbeträge bei der Investititonspauschale nach der Umlagekraft. Und: Die Schlüs­

selzuweisungen werden überproportional um 5,8 % erhöht.

Wir arbeiten gemeinsam gegen den Konjunkturabschwung und für unsere Kommunen, 

damit sie handlungsfähig bleiben und investieren können.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Mit dem Doppelhaushalt 2009/2010 steigen wir auch in das neue Dienstrecht ein. Ker­

nelement der Leistungshonorierung bleiben die Beförderungen. Daher werden in 

Grund­, Haupt­ und Realschulen Beförderungsämter geschaffen. In den anderen Berei­

chen werden für Leistungsträger im gleichen finanziellen Umfang durch Stellenhebun­

gen zusätzliche Beförderungsmöglichkeiten geschaffen. Insgesamt haben wir 18.000 

Stellenhebungen in den Doppelhaushalt 2009/2010 aufgenommen. Wir machen damit 

klar, dass uns die Umsetzung eines modernen, auf die Leistungsorientierung, Perso­

nalentwicklung und gemeinsames Arbeiten für den Bürger ausgerichteten Dienstrecht 

ernst ist. Wir gehen mit dem Doppelhaushalt den ersten Schritt und stehen bereits jetzt 

in den Vorbereitungen für die gesetzlichen Maßnahmen, die ab 2011 wirken sollen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Regierungsentwurf zeigt in seinen Schwer­

punkten und auch in seinem Umfang, mit welcher Antwort wir auf die Krise reagieren. 

Wir arbeiten auf dem Fundament einer soliden Finanzpolitik. Das macht uns die Aktion 

möglich.

Die nachhaltige Konsolidierung der öffentlichen Haushalte ist nur bei Wirtschaftswachs­

tum möglich. Deshalb muss es das übergeordnete Ziel sein, die Arbeitsplätze zu sichern, 

neue zu schaffen und unser Wirtschaftswachstum zu stärken. Neben zukunftsorientierter 
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Strukturpolitik brauchen wir dazu nachhaltige Steuerentlastungen. Darauf müssen wir 

den Haushalt langfristig ausrichten. Der Staat muss sich immer wieder auf die Kernauf­

gaben konzentrieren, um so in anderen Bereichen wieder finanzielle Spielräume zu­

rückzugewinnen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für die Bayerische Staatsregierung steht fest: 

Wir wollen die Krise als Chance nutzen. Unser Ziel ist es, dass Bayern gestärkt aus 

diesem Tal herauskommt. Dazu handeln wir wohl überlegt, aber auch rasch. Deshalb 

möchte ich mich an dieser Stelle im Namen der Bayerischen Staatsregierung bei allen 

Fraktionen bedanken, dass sie sich im Interesse des Landes und der Menschen dieses 

Landes bereiterklärt haben, den Haushalt zügig zu beraten.

(Lang anhaltender Beifall bei der CSU und der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Bevor ich der nächsten Rednerin das Wort erteile, 

mache ich darauf aufmerksam, dass im Ältestenrat eine Redezeit von 30 Minuten pro 

Fraktion vereinbart worden ist. Nächste Rednerin: Frau Kollegin Rupp für die SPD.

(Ministerpräsident Horst Seehofer: Die Anerkennung ist jetzt möglich! ­ Adelheid 

Rupp (SPD): Das sehe ich nicht so!)

Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Das war eine erstaunliche Rede, wenn man 

sie in das Verhältnis zum Haushalt setzt.

(Beifall bei der SPD)

Adelheid Rupp (SPD):  Das war eine Rede, in der von "Schockwellen", von "Jetzt han­

deln", von "Konjunktur ist auf der Intensivstation" gesprochen wird, davon dass Rah­

menbedingungen für Wachstum und Beschäftigung verbessert werden müssen, dem 

Klimawandel begegnet werden muss, die Konjunktur zeitnah angekurbelt werden muss, 
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das übergeordnete Ziel die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen ist, und ein 

Konjunkturpaket benötigt wird.

Ich dachte eigentlich, Herr Finanzminister, dass Sie ein nüchterner Finanzminister sind, 

der solide arbeitet. Ich kann feststellen, dass wir Ihre allgemeine Rede ­ nicht zu den 

Einzelplänen ­ jederzeit unterschreiben könnten. Mit dem Haushalt, den Sie vorgelegt 

haben, hat sie jedoch definitiv nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Sie legen uns einen Schönwetter­Haushalt vor. Dieser Haushalt ist geeignet, wenn es 

der Konjunktur gut geht, wenn keine gesonderten Maßnahmen ergriffen werden müssen. 

Dann könnte man über einen solchen Haushalt diskutieren.

Dieser Haushalt wird jedoch einer Volkswirtschaft, die sich in schwerer See befindet, 

nicht gerecht. Dieser Haushalt wird der schwersten Wirtschaftskrise seit mindestens 

1945, wenn nicht der letzten 80 Jahre, nicht gerecht. Es wird verkannt, dass Arbeitsplätze 

massiv bedroht sind. Das, was Sie sagen, und das, was im Haushalt steht, stimmt nicht 

überein. Mit diesem Haushalt tun Sie nichts Eigenständiges für die Sicherung und Schaf­

fung von Arbeitsplätzen.

(Beifall bei der SPD)

Mit dem Haushalt werden die konjunkturellen Impulse nicht gesetzt, die wir dringend 

benötigen, um Arbeitsplätze zu sichern und die bayerische Wirtschaft weiter anzukurbeln 

und zu stützen. Wir brauchen einen Haushalt, der der Rezession, auf die wir immer mehr 

zugehen, zusammen mit dem Konjunkturpaket des Bundes entschlossen entgegentritt 

und eine Brücke zu Wachstum und Beschäftigung baut.

(Beifall bei der SPD)

Wir wissen, und Sie wissen das auch, und deswegen verwundert mich Ihre Rede umso 

mehr, dass die konjunkturellen Impulse, die gesetzt werden, sich alleine im Rahmen des 
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Konjunkturpaketes II des Bundes bewegen, in dem voraussichtlich 1,9 Milliarden Euro 

für Bayern vorgesehen sind und das in den Jahren 2009 und 2010 in Bayern wirksam 

wird.Wir sind davon überzeugt: Bayern muss zusätzlich investieren. Bayern kann nicht 

nur zum Bund schielen und sagen: Ihr erledigt das für uns; wir selbst werden hier nicht 

tätig. Das kann nicht der Weg Bayerns sein.

(Beifall bei der SPD)

Sie selbst haben gesagt: Bayern steht noch gut da. Also dann: Ergreifen Sie die Initiative 

und nehmen Sie Geld in die Hand, um für die Arbeitsplätze in Bayern das zu tun, was 

jetzt dringend nötig ist.

An dieser Stelle muss man auch ein paar Takte zur schwarzen Null, der von Ihnen so 

hoch gepriesenen, der oft erwähnten schwarzen Null sagen. Tatsächlich hat es doch 

eine mögliche schwarze Null nur im Jahr 2007 gegeben, und zwar auch nicht aufgrund 

des Haushaltsgesetzes, sondern allein durch den Vollzug, weil nämlich die Steuerein­

nahmen deutlich mehr gestiegen sind, als damals von den Steuerschätzern angenom­

men worden war. Ansonsten mussten Sie in Ihren Haushalten immer, obwohl Sie groß 

propagiert haben "Wir haben die schwarze Null!", auf Rücklagen zurückgreifen, auf den 

Grundstock des Freistaates. Sie haben die Menschen mit Ihrem politischen Kampfbegriff 

­ anders kann man es nicht nennen ­, der schwarzen Null, wirklich verblendet. Ich merke 

auch, dass Sie in Ihrer heutigen Haushaltsrede wenig zur Frage gesagt haben: Ver­

schulden wir uns neu oder nicht? Das haben Sie im Kern offengelassen. Hier muss ich 

Ihnen sagen: Wenden Sie sich endlich der Realität zu! Die schwarze Null gab es nicht, 

sie gab es in 2007 dank fließender Steuereinnahmen, aber weder vorher noch nachher. 

2008 haben wir 10 Milliarden mehr Schulden; es ist klar, dass das ein haushaltspoliti­

sches Desaster war.

(Beifall bei der SPD)

Wenn wir uns darüber unterhalten, wie Ihr Haushalt aussieht, muss ich Ihnen eine Frage 

stellen. Denn Ihre Rede überrascht mich wirklich; sie passt nicht wirklich zu dem vorge­
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legten Haushalt. Die Frage ist ­ manche Kollegen werden sie nicht ganz verstehen, aber 

Sie können sie sich jederzeit von den Kolleginnen erklären lassen ­: War eigentlich Ro­

samunde Pilcher Ihre Ghostwriterin? ­ Ich sehe schon: Die Frauen lachen, für den Rest 

ist Rosamunde Pilcher erklärungsbedürftig. ­ Ihr Haushalt, den Sie uns heute vorlegen, 

kommt hübsch daher, aber das ist nur eine Fassade, die nicht wirklich Bestand hat.

Zum Konjunkturpaket des Bundes, das jetzt kommen wird, muss der Freistaat 477 Mil­

lionen aus eigener Kasse drauflegen. Gerüchte zu dieser Kofinanzierung lauten derzeit 

­ vielleicht können Sie dazu nachher noch etwas sagen ­, dass Sie diese 477 Millionen 

nicht zusätzlich in die Hand nehmen wollen, sondern sich darauf beziehen wollen, was 

im Haushalt bereits eingestellt ist. Das kann ja wohl überhaupt nicht sein.

(Beifall bei der SPD)

Es geht keinesfalls, dass hier nur konjunkturelle Impulse des Bundes gesetzt werden, 

während Sie dieses Geld nicht mal selbst investieren, um einen zusätzlichen Anschub 

zu geben, sondern sich nur auf Projekte beziehen, die Sie im Haushalt haben. Dass 

dieser Weg nicht gegangen werden kann, müsste Ihnen eigentlich klar sein. Das sind 

Tricksereien, das ist unehrlich im Umgang mit dem Konjunkturprogramm des Bundes. 

Ich drücke es jetzt etwas unfein aus: Wenn einem der Bund schon den Hintern pudert, 

sollte man sich wenigstens die Windeln selbst besorgen.

(Beifall bei der SPD)

Nicht nachvollziehbar ist für uns in diesem Haushalt, dass Sie im Grunde nicht handeln. 

Sie haben dargelegt, welche Steuereinnahmen nicht fließen werden. Sie haben auch 

dargelegt, dass natürlich die Steuerschätzung von November 2008 so nicht haltbar sein 

wird. Diese Ansicht teilen wir. Aber das ist kein Grund, sich auf die Position zurückzu­

ziehen: Der Bund legt ein Konjunkturprogramm vor, wir profitieren davon und machen 

ansonsten einen Haushalt wie gehabt. Mein Eindruck an dieser Stelle ist, dass Sie immer 

noch nicht begriffen haben, dass der Neoliberalismus der letzten dreißig Jahre, der sich 

Deutungshoheit und Hegemonie verschafft hat, endlich vorbei ist. Gott sei Dank ist er 
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endlich vorbei. Wir müssen vielmehr darauf setzen, dass die Ökonomie tatsächlich so 

gestaltet wird und der Staat aktiv handelt und eingreift, darauf, dass tatsächlich, wie Sie 

sagen, antizyklische Wirtschaftspolitik gemacht wird. Aber von antizyklischer Wirt­

schaftspolitik können wir in Ihrem Haushalt kein Fitzelchen erkennen.

(Beifall bei der SPD)

Antizyklisch ist an diesem Haushalt nichts. Sie selbst gehen auf die Investitionen ein und 

sagen: Die Investitionen sind so herausragend. Gut. Sehen wir doch mal auf die nackten 

Zahlen; vielleicht hilft Ihnen das etwas, die Augen zu öffnen. Ihr Vorgänger als Finanz­

minister, Finanzminister Faltlhauser, hat übrigens einmal gesagt, dass 15 % die natür­

liche Investitionsquote in Bayern seien. 15 %! ­ Anfang der Neunzigerjahre, ich möchte 

daran nur erinnern, lagen wir bei ungefähr 20 %. Ich glaube, in der aktuellen wirtschaft­

lichen Lage wäre das sicherlich eine Zahl, die anstrebenswert wäre.

(Beifall bei der SPD)

Wie sieht es nun in diesem Haushalt aus? Wir haben 2008 eine Investitionsquote im 

Haushalt von 13,4 %. 2009 haben wir eine Investitionsquote von 12,5 % und 2010 haben 

wir eine Investitionsquote von 12 %. Sie wollen uns heute hier anhand dieser Zahlen 

erklären, dass die Investitionen eines der wesentlichsten Merkmale dieses Haushalts 

seien. ­ Also, Herr Finanzminister, ich hätte von Ihnen schon erwartet, dass Sie diese 

Zahlen lesen können. Wer nicht versteht, dass zwischen 13,4 % und 12 % ein Minus 

und kein Plus ist, und nicht versteht, dass das genau nicht die Maßnahme ist, die wir 

jetzt brauchen, sondern dass die Investitionen nicht nur prozentual, sondern auch real 

um 100 Millionen sinken, dem muss ich sagen: Das ist für mich nicht nachvollziehbar. 

Welches Gebilde des Lugs und des Trugs versuchen Sie hier vor uns aufzubauen, das 

Bild eines Haushaltes, der perfekt ist, der die Dinge in der Analyse richtig benennt, aber 

nicht die richtigen Konsequenzen aus den tatsächlichen Zahlen zieht, die im Haushalt 

stehen? Für mich ist das so überhaupt nicht haltbar.

(Beifall bei der SPD)
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Kommen wir zu den Kommunen und dem kommunalen Finanzausgleich. Sie haben hier 

eine Einigung mit den kommunalen Spitzenverbänden erzielt. Trotzdem müssen wir 

sagen: Für uns ist der kommunale Finanzausgleich ungenügend. Der kommunale Fi­

nanzausgleich steigt im Vergleich zum Haushalt insgesamt unterdurchschnittlich. Wir 

wissen aber alle: Wer der wirtschaftlichen Krise entgegenwirken will, muss insbesondere 

in die Infrastruktur der Kommunen investieren, weil die Investition dort am effektivsten 

und wirksamsten ist. Genau dies tun Sie nicht, wenn Sie die Zahlen hier prozentual eher 

sinken anstatt steigen lassen.

(Beifall bei der SPD)

Des Weiteren steigen zwar die Schlüsselzuweisungen an, der Grund dafür ist aber im 

Wesentlichen der Anstieg der Steuereinnahmen im Verbundzeitraum. Bayern ist und 

bleibt mit einer Verbundquote von 11,94 % Schlusslicht der alten Flächenländer. Schlus­

slicht! Sie haben vorhin dargestellt, wie hervorragend Bayern dasteht. Ich muss sagen: 

Bayern steht nicht hervorragend da. Genau in dieser zentralen Frage steht Bayern nicht 

hervorragend da, in einer Frage, auf die es ganz, ganz maßgeblich ankommt. Es geht 

nämlich um die Frage: Wie viel Geld geben wir den Kommunen, damit sie in Infrastruktur 

investieren können? Ich werde nachher im Einzelnen noch auf einige Punkte eingehen, 

die deutlich machen: Dieser Haushalt ist nicht der, von dem Sie geredet haben.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben bereits im November im Rahmen unseres Konjunkturprogramms "Bayeri­

scher Rettungsschirm für Arbeitsplätze, Sonderprogramm für Wachstum und Beschäf­

tigung" zusätzliche Investitionen für die Kommunen gefordert. Es war richtig, diese 

Maßnahmen frühzeitig zu fordern. Wir haben aber nicht Ihre Zustimmung gefunden. 

Daran kann man auch erkennen, dass Ihre Bereitschaft, für die Kommunen und ihre 

Infrastruktur tätig zu werden, zwar verbal vorhanden ist, aber nicht in die Realität um­

gesetzt wird. Unsere Forderungen waren, mehr Geld in Bau und Sanierung von Schulen 

zu investieren und die Mittel aus der Kfz­Steuer für die kommunale Infrastruktur zu er­
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höhen. Ich möchte daran erinnern: Der Anteil an der Kfz­Steuer war in der Vergangenheit 

65 %; er wurde nun im Lauf der Jahre auf 51 % reduziert. Auch das ist nicht der richtige 

Weg, den Kommunen Geld sozusagen zu nehmen anstatt es ihnen zukommen zu las­

sen.

Wir wollen auch, dass die Sanierung von kommunalen Bädern finanziert wird. Das ist 

ein Problem, dessen Sie sich offensichtlich gar nicht bewusst sind. Die Bäder gerade in 

kleineren Kommunen stehen häufig vor der Schließung, weil kein Geld für die Sanierung 

vorhanden ist. Sie stellen im Haushalt nicht einen Euro dafür ein. Sie machen hier nichts. 

Hier gibt es Sanierungsbedarf, hier besteht tatsächlicher Handlungsbedarf. Hier ist na­

türlich die Wirtschaft vor Ort gefordert, die Handwerker vor Ort. Hier kann man Ar­

beitsplätze sichern. Das ist eines von vielen Beispielen, das zeigt: Ihr Haushalt ist 

verfehlt.

(Beifall bei der SPD)

Er trifft nicht das, was die Kommunen brauchen und was die Bürgerinnen und Bürger in 

Bayern brauchen.Von unseren Zielen in der Haushaltspolitik werden nur wenige erreicht. 

Zu einigen Maßnahmen kann man Ja sagen. Das ist bei jedem Haushalt so. Sie ver­

säumen aber zahlreiche Maßnahmen. Sie ergreifen keine kurzfristigen konjunkturpoliti­

schen Maßnahmen. Das ist nicht erkennbar. Sie ergreifen nur Maßnahmen aufgrund 

des Konjunkturprogramms II des Bundes. Längerfristige strukturpolitische Maßnahmen 

ergreifen Sie in äußerst reduziertem Maß. Angeblich ziehen Sie bildungspolitische Kon­

sequenzen aus dem, was wir seit vielen Jahren einfordern, und sagen, Sie würden 2200 

neue Lehrerstellen einrichten. Tatsächlich aber wurden weit über diese Zahl hinaus 

Stellen gestrichen. An den Hauptschulen wurden über 1000 Stellen gestrichen. Durch 

die Arbeitszeitverlängerung wurden zahlreiche Lehrerstellen abgebaut. Mitnichten kön­

nen Sie sagen, Sie schütten jetzt das Füllhorn aus und verbessern die Situation an den 

Schulen. Tatsächlich holen Sie die Lehrerstellen, die Sie abgebaut haben, mit dieser 

Zahl längst nicht wieder herein. Das ist die Realität, das ist aber kein massiver Ausbau.
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(Beifall bei der SPD)

Uns allen ist klar, dass die flächendeckende Ganztagsschule unsere Zukunft ist. Tat­

sächlich aber sind Sie mit Ihrem Haushalt weit von einer flächendeckenden Ganztags­

schule entfernt. Das ist auch nicht das, was wir jetzt dringend brauchen. Uns unterstellen 

Sie, dass wir früher weniger Investitionen und dafür mehr für die Bildung gefordert hätten. 

Ich frage mich, wer Ihnen dieses Gerücht zugetragen hat. Das war nie unsere Forderung.

(Beifall bei der SPD)

Das ist in keiner Haushaltsrede nachzuweisen. Für uns galten immer zwei Forderungen: 

Investitionen in die Infrastruktur, Investitionen zur Sicherung und Schaffung von Ar­

beitsplätzen und natürlich Investitionen in die Bildung. Die Investition in die Bildung ist 

in diesem Land eine Zukunftsinvestition. Man kann gar nicht genug dafür ausgeben, um 

die Zukunft unserer Kinder zu sichern. Das war immer unsere Position und immer unsere 

Linie.

(Beifall bei der SPD)

Ich bitte Sie, solche Unterstellungen in Zukunft zu unterlassen. Das hat in diesem Hause 

noch niemand vertreten.

Zu den Hochschulen: Auch das klingt zunächst ganz hübsch. Wenn man aber genau 

hinschaut, muss man feststellen, dass Sie 38.000 neue Studienplätze einrichten. Tat­

sächlich müssen wir aber mit 70.000 Studierenden rechnen. Wir haben insbesondere 

an den Fachhochschulen, bei denen sich der Ansturm auch noch verstärken wird, Über­

lastquoten von bis zu 200 %. Diese Situation haben wir an den Hochschulen. Mit diesen 

38.000 Studienplätzen verbessern Sie die Situation nicht. Im Kern verschärfen Sie sie 

sogar noch dort, wo die Überlastquoten noch nicht so hoch sind, wie wir sie derzeit schon 

haben. Auch bei den Hochschulen setzen Sie kein deutliches Zeichen. Sie haben keine 

klare Linie, um die Ausbildung unserer Jugendlichen und Kinder zu verbessern.

(Beifall bei der SPD)
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Den Klimawandel haben Sie als ein großes Thema genannt. Ich vermisse ausreichende 

Maßnahmen zur Wärmedämmung, für die erneuerbaren Energien, zum Hochwasser­

schutz und zur Abwasserentsorgung. Schön reden ist das eine, Handeln das andere. 

Das Handeln kann ich in diesem Haushalt nicht erkennen.

Eine letzte Anmerkung zur Situation von Kindern. Ich hätte darauf gehofft, dass Sie end­

lich das letzte Kindergartenjahr kostenfrei machen.

(Beifall bei der SPD)

Diese Forderung ist für unsere Kinder außerordentlich wichtig. Ich weiß, es ist wie bei 

der Ganztagsschule und bei vielem anderem mehr. Es dauert eben immer sehr lange, 

bis die CSU so weit ist, um zu verstehen, welche Investitionen wirklich Zukunftsinvesti­

tionen in die Bildung und für unsere Kinder sind. Schreiben Sie es sich einfach auf. Ich 

weiß, es wird irgendwann kommen. Es wird vor allem dann kommen, wenn Sie merken, 

dass die Wählerinnen und Wähler solche Maßnahmen deutlich einfordern. Die Wähle­

rinnen und Wähler wollen das.

(Beifall bei der SPD)

Die Abschaffung der Studiengebühren und das kostenfreie letzte Kindergartenjahr sind 

auch Maßnahmen, um die Nachfrage zu stärken. Diese Maßnahmen wollen Sie nicht 

ergreifen. Diese Maßnahmen wären aber einfacher, schneller und nicht so teuer. Warum 

tun Sie an dieser Stelle nichts? Steuersenkungen sind natürlich richtig, wenn damit die 

kalte Progression vermieden werden soll. Bei den unteren Einkommen müssen Sie aber 

wissen, dass die gar keine Steuern zahlen. Sie treffen mit Steuersenkungen gar nicht 

die Probleme dieser Menschen. Entscheiden Sie sich dafür mit uns, diese Leute zu ent­

lasten und zu überlegen, was wir tun können. Das kostenfreie Mittagessen ist eine 

wunderbare Sache. Es reicht aber alleine nicht aus. Es müssen schon deutlich mehr 

Maßnahmen kommen, um diese Einkommensgruppen tatsächlich zu entlasten.

(Beifall bei der SPD)
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Wir sind der Ansicht, dass neben den Leistungen des Bundes eine weitere Milliarde 

notwendig ist, um die Infrastruktur zu stärken, um dafür zu sorgen, dass die Wirtschaft 

angekurbelt wird, und um die Arbeitsplätze tatsächlich zu sichern.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte noch einmal auf das eingehen, was wir im Einzelnen gefordert haben. Na­

türlich werden wir ein Paket vorlegen, mit dem wir deutlich machen, was die richtige Linie 

ist, was das Wachstum sichert, was die Wirtschaft sichert und was unsere Arbeitsplätze 

sichert. Unsere Forderung war, deutlich mehr Geld für den Hochschulbau und für die 

Hochschulsanierung auszugeben. Hier wird zwar schon einiges getan, hier kann man 

aber noch Geld dazugeben. Wir wissen, wie unsere Hochschulen aussehen und in wel­

chem Zustand sie sind. Teilweise ist es unbeschreiblich. Wer noch nicht in Würzburg 

war, sollte sich diese Universität auf jeden Fall ansehen.

(Beifall bei der SPD)

Wir sollten in den Bau und die Sanierung von Schulen, in den Unterhalt und den Bau 

von Staatsstraßen, in den Wohnungsbau, in den Hochwasserschutz, in die energetische 

Sanierung staatlicher Gebäude, in den Landesplan für Altenhilfe, in den Landesbehin­

dertenplan, in die Sanierung kommunaler Bäder, in die Krankenhäuser, bei denen wir 

einen erheblichen Sanierungsbedarf haben, in die Dorferneuerung und die Städtebau­

förderung und natürlich auch in das Mittelstandskreditprogramm investieren. Beim Mit­

telstandskreditprogramm haben wir schon einiges getan. Da ist erkennbar, dass sich 

etwas bewegt.

Übrig bleibt eine schöne Rede, von der ich die erste Viertelstunde unterschreiben kann, 

die aber nichts mit der Realität zu tun hat und die nichts mit diesem Haushalt, den Sie 

vorgelegt haben, zu tun hat. Sie hat nichts damit zu tun, dass Sie selbst keine konjunk­

turellen Impulse setzen und kein Konjunkturprogramm auflegen. Herr Fahrenschon, ich 

muss es so sagen. Ihr Haushalt ist ein misslungenes Gesellenstück. Er ist ganz hübsch 

anzuschauen, er ist aber nur für Second Life geeignet. Nicht alle wissen, was das ist. Es 
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ist eine virtuelle Welt, in der man vieles erleben kann, was nicht Realität ist. Es ist eine 

Parallelwelt. Ihr Haushaltsgesetzentwurf ist substanzlos und für die Realität nicht ge­

eignet.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Als nächster Redner folgt Herr Kollege Winter für 

die CSU.

Georg Winter (CSU):  Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen, werte Kol­

legen!

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Haben Sie den Sprechzettel vom Ministerium?)

­ Das vermuten Sie. Jeder hat aber seinen eigenen Stil. Herr Beyer, lassen Sie sich 

einmal überraschen. Der Tag meint es gut mit uns. Zu den vielen guten Nachrichten, die 

der Finanzminister schon vorgetragen hat und die auch in meiner Rede und im Haushalt 

enthalten sind, habe ich auch noch zwei gute Nachrichten. Zwischen dem, was im Etat 

steht, und dem, was in der Rede steht, besteht Übereinstimmung. Frau Kollegin Rupp, 

manchmal müssen Sie nur ein bisschen näher hinsehen.

(Adelheid Rupp (SPD): Wir haben sehr genau hingeschaut!)

Mit dem Lesen von Haushalten ist es nicht immer so einfach. Die Kämmerer haben die 

Neigung, vieles zu verstecken, manchmal auch das Gute, das sich nicht so schnell er­

kennen lässt.

Zwei gute Nachrichten aber vorweg; die eine lautet: Deutschland ist zum sechsten Mal 

in Serie Exportweltmeister. Das will etwas heißen. Die Erde ist größer als Deutschland.

(Zuruf des Abgeordneten Harald Güller (SPD))

­ Herr Kollege Güller, Sie fragen, was das mit dem Haushalt zu tun hat. So ein Ziel kann 

man als relativ kleines Land nicht ohne Weiteres erreichen. Wir sind aber der Export­
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weltmeister, und das muss man wissen, bevor man zu jammern anfängt. Wir befinden 

uns auf der obersten Stufe. Das ist die Ausgangsbasis.

(Beifall bei der CSU ­ Zuruf von der SPD: Gestern haben Sie etwas anderes gesagt!)

Weltmeister kann man nur werden, wenn von vielen Höchstleistungen erbracht werden. 

Deshalb hat Gerhard Schröder recht gehabt, als er in der entscheidenden Debatte ge­

sagt hat: Auf die Facharbeiter kommt es an. Auf das Know­how kommt es an, Bildung 

ist das, was wir umsetzen können und nicht was wir nur irgendwo gesehen, gelesen oder 

sonstwie mitgenommen haben.Das ist ein Punkt. Das ist ein Beweis dafür, und das geht 

in die Zukunft, dass sich unsere Unternehmen optimal aufgestellt haben. Sonst hätten 

sie diese Ergebnisse in dem harten Wettbewerb nicht erreichen können. Das ist die eine 

gute Nachricht.

Die zweite gute Nachricht ist die, dass der Ifo­Index ­ wenn auch nur bescheiden ­ erst­

mals seit Mai, nach vielen Monaten wieder ein Plus verzeichnet, ein Plus nach einer Zeit, 

in der täglich negative Nachrichten gesendet werden, mit denen den Menschen Angst 

gemacht wird, und Panik und Horrorszenarien verbreitet werden. Diese Umfrage wurde 

nicht von uns in Auftrag gegeben, sondern die Fragen haben die Unternehmen selbst 

beantwortet. Ich glaube, das ist für uns alle ein Grund, uns in Bayern zu freuen, aber 

auch in der Bundesrepublik. Das Schöne ist: Wir von der Union sind flexibel. In Bayern 

haben wir die FDP als Partner, im Bund die SPD. Ich schaue deshalb gern zu Ihnen hin, 

weil wir im Bund miteinander arbeiten. Vielleicht gelingt es Ihnen, nachdem Sie einige 

Stellen besetzt haben, die für die Konjunktur sehr wichtig sind, ich meine das Finanz­

ministerium und das Verkehrsministerium, die Impulse ein bisschen besser zu setzen, 

statt mit Schadenfreude zu sagen: Steinbrück, pass mal auf, dass die Bayern zusätzlich 

noch Geld in die Hand nehmen, damit das Geld für die nicht zu locker in das Paket 

hineinkommt und damit wir denen ein paar Hürden stellen.

(Johanna Werner­Muggendorfer (SPD): Das ist doch wirklich Quatsch!)
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­ Nein, Frau Kollegin Muggendorfer, das ist kein Quatsch, was ich hier sage. Ich nenne 

einmal ein Beispiel. Sie haben hier die Nähe zum Minister und die Chance, mit Erfolg 

zurückzukommen. Man kann die Konjunktur auch ankurbeln und die Dinge verbessern, 

indem man nicht immer nur fragt, Frau Kollegin Rupp, wieviel Geld man dafür zusätzlich 

in die Hand nimmt, sondern indem man fragt: Wie können wir das Unternehmen Deutsch­

land künftig noch besser organisieren? Ich nenne hierfür ein konkretes Beispiel. Es gibt 

ein Erfolgsmodell bei der Straße, das nennt sich Bundesauftragsverwaltung. Wir alle 

kennen die Probleme bei der Schiene. Wenn wir miteinander mit unserer Großen Ko­

alition erreichen würden, dass wir Pläne in die Tat umsetzen, dann könnten wir das 

erreichen, was die GRÜNEN, als sie mit Ihnen in der Regierung waren, bereits wollten, 

was sie damals aber nicht machen konnten, weil das Baurecht nicht vorlag. Wir könnten 

das bei der Schiene tun, es ist an der Zeit, dass wir die Schienen, die noch unter König 

Ludwig gebaut wurden, schnellstmöglich verbessern.

(Beifall eines Abgeordneten der FDP ­ Zuruf von der SPD)

­ Herr Kollege Beyer, können Sie mir sagen, wer das aufgeschrieben hat? ­ Sie können 

das auch zu Protokoll geben, das ist mir gleich, damit habe ich keine Probleme.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Thomas Beyer (SPD))

­ Ich tippe nicht selbst, das habe ich einmal zu lernen versucht.

Der Doppelhaushalt 2009/2010, dessen Entwurf wir heute in den Landtag eingebracht 

haben, enthält für uns zwei Leitlinien. Das sind zum einen die Schwerpunkte Schulen, 

Hochschulen und Kinder und zum anderen der Bereich Wirtschaft, ländlicher Raum und 

innere Sicherheit. Die innere Sicherheit brauchen wir zur Erhaltung der Stabilität in un­

serem Land, damit Investitionen stattfinden, damit Gelder zu uns fließen, damit wir ein 

Land sind, in das man gerne geht.

Bleiben wir bei einer soliden Finanzpolitik. Das habe ich heute schon in der Rede unseres 

Herrn Minister gehört. Ich weiß, das gefällt Ihnen nicht so gut. Wir wollen aber solide 
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weiterarbeiten. Ich sage deshalb ganz deutlich: Das hat auch etwas mit dem Haushalt 

zu tun und das lässt sich nachlesen. Wir verschweigen nicht, dass es Sonderlasten zur 

Stützung der Bayerischen Landesbank gibt. Darauf hat auch der Finanzminister schon 

hingewiesen. Wir kommen in diesem Haushalt 2009/2010 trotzdem ohne neue Schulden 

aus. Das ist unser Ziel. Im Übrigen, wenn wir immer von einem ausgeglichenen Etat 

sprechen, so muss ich anmerken: Jeder Etat muss ausgeglichen sein. Das wissen alle 

Kommunalpolitiker, das steht sogar in der Kommunalen Haushaltsverordnung. Die 

Frage ist nur, wie man das angeht, ob man Schulden macht, ob man etwas verkaufen 

kann oder ob man die Ausgaben reduziert. Oder man kann überlegen, ob man die Ein­

nahmen erhöht. Das also sind die Überlegungen. Dahinter steht immer die Frage, wie 

geht es, den Haushalt auszugleichen. Wir sagen, der Haushalt 2009/2010 kann dank 

der Rücklagen und der Möglichkeiten, die vorhanden sind, ohne neue Schulden aufge­

stellt werden. Wir hoffen, dass die Konjunktur auch wieder einmal besser wird. Unsere 

Schwerpunkte sind ganz klar: Kinder, Bildung, Arbeitsplätze. Diese Kernbereiche wer­

den aus der Sicht der CSU­Fraktion im nächsten Doppelhaushalt und im kommenden 

Jahr im Vordergrund stehen.

Zu den Schulen: Der Finanzminister hat dieses Thema ganz umfassend vorgetragen. 

Ich würde sagen, Herr Ministerpräsident, der Finanzminister könnte, wenn es sein muss, 

auch den Bildungsbereich abdecken. Er hat deutlich dargelegt, dass es um die Chan­

cenvielfalt geht, um die Familien.

(Zuruf der Abgeordneten Margarete Bause (GRÜNE) ­ Weitere Zurufe von Abge­

ordneten der GRÜNEN und der SPD ­ Allgemeine Heiterkeit)

­ Das können wir Herrn Kollegen Spaenle sagen, dann bekommt er den richtigen Impuls. 

Das war selbstverständlich positiv zu verstehen.

(Zuruf der Abgeordneten Margarete Bause (GRÜNE))
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Nun zu den Einsparmaßnahmen. Da nenne ich gleich eine Zahl: Der Haushalt weist 

2.738 zusätzliche neue Lehrerstellen aus. Das ist doch eine Wucht, das ist eine Re­

kordzahl!

(Zuruf des Abgeordneten Hans­Ulrich Pfaffmann (SPD))

­ Da sollten Sie sich freuen, Herr Pfaffmann. Dafür sollten Sie auch klatschen. Es ist 

tatsächlich so, Sie sitzen an einer Stelle, wo sehr viel stattfindet: 2.738 neue Stellen!

(Beifall bei der CSU)

62 Millionen Euro werden zusätzlich für die Ganztagsschulen bereitgestellt. Wir wollen 

die Förderung an den Privatschulen von 66 auf 75 Euro erhöhen. Das ist nicht viel, aber 

es geht in die richtige Richtung. Noch ein paar Daten zu den Hochschulen, die man sich 

ebenfalls auf der Zunge zergehen lassen kann: 38.000 zusätzliche Studienplätze. Dafür 

schaffen wir zusätzlich 3000 neue Stellen, denn wir brauchen auch das notwendige wis­

senschaftliche Personal. Das Kabinett hat sich heute damit beschäftigt, damit das Ganze 

noch viel flexibler von den Hochschulen geregelt werden kann. Dafür nehmen wir selbst­

verständlich auch zusätzliches Geld in die Hand, im Jahr 2009  83 Millionen Euro und

2010 noch einmal 154 Millionen Euro, um die Aufgabe, mehr Studienplätze und mehr 

wissenschaftliches Personal, finanzieren zu können.

Frau Kollegin Rupp, wir investieren kräftig in den Hochbau der Fachhochschulen und 

Hochschulen. 420 Millionen Euro sind in diesem Jahr eingestellt, 476 Millionen Euro im 

nächsten Jahr. Die Abschaffung der Verwaltungskostenbeiträge beläuft sich zwar pro 

Person nur auf 50 Euro, für den Freistaat Bayern heißt das aber immerhin, dass wir auf 

23 Millionen Euro verzichten, um unsere Studenten zu entlasten.

Was die Förderung der Kinder anbelangt, so sind das nicht nur Floskeln, sondern es 

handelt sich um Tatsachen, die im Haushalt nachzulesen sind. Die Personalförderung, 

Frau Kollegin Rupp, beträgt 672 Millionen Euro in diesem Jahr und 711 Millionen Euro 

im nächsten Jahr. Hinzu kommt die Verbesserung des Personalschlüssels auf 1:11,5. 
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Dafür wurde lange gekämpft. Ganz wichtig ist auch das Landeserziehungsgeld. 28.000 

Eltern mehr werden von dieser wichtigen Regelung profitieren, die es in Bayern, aber 

nicht in allen anderen Bundesländern gibt. Die Nachrichten zeigen uns, wir müssen auch 

mehr für den Schutz der Kinder tun, deshalb 250 koordinierte Kinderschutzstellen. 100 

Stellen in diesem und 150 Stellen im Jahr darauf, so die Aufschlüsselung im Etat für die 

Haushaltsjahre 2009 und 2010. Natürlich beteiligt sich der Freistaat am kostenlosen 

Mittagessen, doch in dieser Frage will ich dem Herrn Ministerpräsidenten nichts vor­

wegnehmen. Es ist aber wichtig, dass man diese Sache regelt, anstatt hundert Mal zu 

fragen: Braucht man das unbedingt?

(Beifall bei der CSU)

Innere Sicherheit: Es ist wichtig, dass wir neu einstellen und jungen Menschen eine 

Chance geben. Gerade jetzt, wenn Lehrstellen knapper werden, wollen wir 500 Stellen 

in diesem Jahr in den Haushalt einstellen und 500 im nächsten Jahr. Es ist auch für die 

Justizministerin wichtig, dass wir 229 zusätzliche Stellen im Justizetat haben.

Jetzt zur Finanzpolitik. Ist sie wirklich solide, wie gehen wir vor? ­ Uns war wichtig, dass 

wir trotz der Sonderlasten bei der Landesbank und trotz der Finanzmarktkrise unserem 

Ziel treu bleiben, ohne neue Schulden auszukommen. Allerdings muss man auch sehen, 

dass sich die Ausgangslage verändert hat, und dass sie sich alles andere als einfach 

darstellt. Unser Haushalt ist so natürlich nur möglich, weil wir Rücklagen haben, weil wir 

in den letzten Jahren gut gewirtschaftet haben.

Nun zum Konjunkturpaket. Das Paket ist in Ordnung, wir haben uns auch dafür enga­

giert, beispielsweise bei den Steuern. Das betrifft auch die Investitionen und den Kran­

kenversicherungsbeitrag. Sie kennen die Beispiele: Bei einem Jahreseinkommen von 

45.000 Euro beträgt die Entlastung knapp 1100 Euro im Jahr. Das ist Geld im Porte­

monnaie, damit kann man etwas anfangen. Das betrifft wirklich viele,  das ist das            

Entscheidende, und das stützt die Konkunktur. Das bedeutet aber auch Mindereinnah­

men für den Freistaat Bayern, denn Bund und Länder sind bei diesen Einnahmen 
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miteinander verflochten. Aus Sicht der Landespolitik sagen wir ganz deutlich: Wir be­

grüßen das Konjunkturpaket des Bundes und die 10 Milliarden Euro, die er an die Länder 

weitergeben möchte. Der Betrag ist aufgeteilt und geht an die Kommunen und die Län­

der. Knapp 2 Milliarden davon fließen nach Bayern. Wir sind gefordert, 470 Millionen 

Euro einzubringen. Das werden wir tun, und das werden wir auch in diesem Haushalt 

darstellen. Dabei kommt den Kommunen eine wichtige Schlüsselrolle zu. Warum? ­ Die 

Kommunen haben die Möglichkeit, durch ihre Ausschreibungen, durch ihre überschau­

baren Baulose den Mittelstand tatsächlich zu erreichen. Das ist eine wichtige Sache. Wir 

wünschen uns, dass der Bund bei seinen Bemühungen in Europa Erfolg hat und die 

Ausschreibungskriterien und Vergaberichtlinien gelockert werden. Damit könnten wir die 

Aufträge künftig heimatnäher und schneller vergeben.Das ist, glaube ich, ganz wichtig 

und es wäre erfreulich, wenn wir hier Hand in Hand marschieren würden.

Heute hat ein Kommentator einer wichtigen Tageszeitung geschrieben:

Es ist richtig, dass wir nicht sagen: Jetzt ist es eh wurscht. Alle geben das Geld aus, 

schmeißen wir es auch raus. Nein, im Gegenteil: Bei so viel Unsicherheit im Großen 

gilt es im Kleinen Stabilität zu wahren und verlässlich zu bleiben. Denn die Men­

schen sollen Vertrauen haben, dass unser Geld stabil ist, dass diese Währung Sinn 

macht und dass sie sich darauf verlassen können.

Natürlich ­ der Finanzminister hat es angesprochen ­ haben wir Anpassungsbedarf. Das 

werden wir in den Beratungen sehen, darauf brauche ich jetzt nicht weiter einzugehen. 

Dass die Rücklage hart erarbeitet werden musste, dafür sind wir heftig kritisiert worden 

in den Jahren 2003, 2004, 2005, 2006, 2007. Da wurde alles auf den Tisch gelegt. Des­

halb haben wir jetzt die Möglichkeit, darauf zurückzugreifen.

Ich möchte noch ein paar Vergleichszahlen für Bayern ansprechen. Wir wollen es nicht 

übertreiben. Wir haben Bescheidenheit gelernt. Aber ein paar Dinge darf man, glaube 

ich, sagen. Nehmen wir das Thema Verschuldung. Es ist schon beachtlich, wenn wir 
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trotz der Lasten der Landesbank heute immer noch 1.200 Euro pro Kopf unter dem 

Nächstbesten liegen. Wir wollen diesen Abstand halten.

Wichtig ist auch unsere laufende Belastung. Wie sieht es mit den Zinsen aus? Wenn wir 

in den Jahren 2009 und 2010 eine durchschnittliche Zinsbelastung von drei Prozent 

haben und die anderen Länder im Schnitt von acht Prozent, dann ist das ein riesengroßer 

Unterschied, der deutlich macht, wie unterschiedlich die Strukturen sind. Das ist neben 

dem Länderfinanzausgleich ein weiteres Beispiel, an dem deutlich wird, wie unter­

schiedlich sich das Ganze in der Republik darstellt.

Frau Kollegin Rupp, ich habe gesagt, ein bisschen näher hinschauen bei den 15 % In­

vestitionsquote. Sie wissen, wenn wir prozentrechnen, haben wir zwei Faktoren, und das 

Prozentrechnen ist zunächst einmal auf hundert begrenzt. Ich habe zwar nie Mengen­

lehre gelernt, das wurde erst später gemacht, aber das ist, glaube ich, nicht so ent­

scheidend, man hat es dann auch wieder reduziert. Aber wenn ich in diesem Paket von 

100 % den Anteil an Köpfen erhöhe, also mehr hineinstecke, ohne dass ich am Beton 

etwas wegnehme, dann sind prozentual die Köpfe mehr und der Beton weniger.

Genau das hat stattgefunden. Wir haben nach langer Diskussion, nach der guten Ein­

sicht und nach der Frage, was möglich und was notwendig ist, ganz klar gesagt: Diesmal 

muss der Bereich Köpfe stärker wachsen, und darum verschieben sich da die Prozente.

(Georg Schmid (CSU): Sehr gut erklärt!)

Das ist einfach die Redlichkeit. Das hat mit Böswilligkeit nichts zu tun. Dann darf man 

es auch nicht beklagen. Die Logik, die die Mathematik mit sich bringt, sollte man aner­

kennen. Das ist schon in der Schule wichtig. Wenn man dort die Mathematik nicht 

akzeptiert, hat man schlechte Noten im Rechnen.

Frau Kollegin Rupp, es sind nicht nur fünf Milliarden Euro, die wir investieren. Das ist die 

pauschale Zahl für die, die nicht mehr lesen wollen und sich damit nicht näher beschäf­

tigen. Jetzt bringen wir aber noch ein paar andere Zahlen, das sind 350 Millionen Euro 
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Ausgabereste. Der Ministerpräsident hat im Rahmen des Beschleunigungsprogramms 

dafür gesorgt, dass man das sofort in die Hand nimmt, und hat gesagt: Leute, seht zu, 

dass ihr da weiterarbeitet, die Verwaltungen es umsetzen, ausgeben, investieren, Auf­

träge erteilen. Das sind die 350 Millionen Euro.

Dann kommt der von Ihnen beklagte Finanzausgleich dazu. Ich habe gelernt, etwas, 

worin man nicht so gut ist, kritisiert man nicht, und umgekehrt das, wo die Konkurrenz 

eigentlich gut aufgestellt ist, spricht man nicht so häufig an. Wir sind beim Finanzaus­

gleich supergut aufgestellt. Noch nie gab es einen besseren bayerischen Finanzaus­

gleich als den des Jahres 2009. Wenn ich an meinen kleinen Landkreis denke, der hat 

durch die Veränderungen im Finanzausgleich 1,5 Millionen Euro ­ Kollege Barfuß kann 

das bestätigen ­ mehr Schlüsselzuweisungen, insgesamt 11,5 Millionen Euro Schlüs­

selzuweisungen. Das ist schon einmal eine Sache.

Aber insgesamt, um auf Bayern zurückzukommen, heißt das: In diesen 6,8 Milliarden 

Euro stecken 1,7 Milliarden Euro Investitionsförderung. Das ist etwas, was zu 100 % in 

die Investitionen geht. Die anderen 5,1 Milliarden Euro tragen, weil sie in die Verwal­

tungshaushalte der Gemeinden fließen, dazu bei, dass die Kommunen ihren Etat gut 

ausgleichen können, dass sie aus dem Etat Zuweisungen an den Vermögenshaushalt 

machen können und damit aus eigener Kraft investieren können. Das ist das Entschei­

dende, dass sie neben der Förderung des Staates auch die notwendigen Eigenmittel 

aufbringen können, ohne deswegen zur Bank gehen zu müssen. Der Präsident des 

Deutschen Städtetages, Herr Ude, hat gesagt, dass die Kommunen ein gutes Jahr hinter 

sich gebracht haben.

Das waren also die Ausgabenreste, 1,7 Milliarden Euro Finanzausgleich investiv, das 

andere zur Stützung der Investitionen. Mit der dritten Baustelle sind die Kollegen im 

Haushaltsausschuss in den nächsten Wochen gefordert. Dort, wo es wirtschaftlich sinn­

voll ist, auch nach Überprüfung durch den Rechnungshof, wollen wir 560 Millionen Euro 

­ das ist mehr als eine halbe Milliarde, wir rechnen ja nur noch mit Milliarden, deswegen 

muss man das übersetzen ­ über PPP­Projekte ausgeben und werden dazu in den 
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nächsten Wochen im Haushaltsausschuss schon ganz konkrete Entscheidungen treffen. 

Damit werden Maßnahmen in der Größenordnung von mehreren hundert Millionen Euro 

angestoßen. Also, der Freistaat Bayern tut sehr viel.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU und der FDP)

Es ist auch gut, wenn man die Zahlen am Schluss zusammenzählt. Dann kommt man 

zum richtigen Ergebnis, Frau Kollegin Rupp.

(Lachen bei der SPD)

Sie dürfen es selber vornehmen, aber wir sind zwischenzeitlich bei 7,5 Milliarden Euro 

angekommen und nicht mehr bei fünf. Ich freue mich, dass Sie darüber lachen können.

Noch etwas habe ich mir, Herr Beyer, nämlich das Stichwort "Beschleunigungspro­

gramm". Das haben wir aber schon gestreift, und auch das FAG haben wir genannt.

Zum Schluss möchte ich noch einmal auf den soliden Haushalt des Freistaats Bayern 

hinweisen mit seinen Investitionsschwerpunkten. Ich darf aber ganz offen bekennen, 

dass auch wir gezwungen sind, in diesen Zeiten, in denen die Einnahmen weniger wer­

den, sorgfältig mit den Mitteln umzugehen und zu überlegen: Was hat Priorität? Da 

müssen wir einräumen, nicht alles, was wünschenswert wäre, können wir uns leisten, 

im Gegenteil: Wir müssen auch da zweimal hinschauen, dass es an der richtigen Stelle 

ankommt.

In diesem Sinne sage ich der Staatsregierung herzlichen Dank für diesen Etatentwurf, 

dem Finanzminister und seinen Mitarbeitern, die diese engagierte Arbeit geleistet haben. 

Sonst hätten wir noch mehr zu tun.

Gleichzeitig verspreche ich Frau Kollegin Rupp, da sind wir Seite an Seite ­, dass wir 

uns bemühen werden, diesen Etat zügig zu beraten, durch ganztägige Sitzungen die 

haushaltslose Zeit möglichst schnell zu beenden und mit einem beschlossenen, geneh­
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migten und bekannt gemachten Etat die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass wir 

das ganze Geld in Kinder, in Bildung, in Jobs möglichst schnell investieren können.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Danke schön, Herr Kollege Winter. Für die Fraktion 

der Freien Wähler spricht Kollege Mannfred Pointner.

Mannfred Pointner (FW):  Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle­

gen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich bin sehr überrascht, Herr Finanzmi­

nister, über die Euphorie, mit der Sie diesen Haushalt vorgetragen haben. Ich kenne 

mich etwas in Haushalten aus, natürlich nicht im Umfang dieses Staatshaushalts. Aber 

in den zwei Wochen, in denen ich diesen Haushalt durchgesehen habe, habe ich fest­

gestellt, dass dieser Haushalt auf Kante genäht ist, dass es ein Sparhaushalt ist, der 

wenig neue Möglichkeiten enthält.

Sie haben mich aber auch schon vor 14 Tagen überrascht, Herr Finanzminister, als ich 

Ihre Kurzdarstellung des Doppelhaushalts 2009/2010 erhielt und gelesen habe, dass 

das zum vierten und fünften Mal ein ausgeglichener Haushalt ist. Natürlich hätte ich es 

genauer lesen müssen. Sie haben vom allgemeinen Haushalt gesprochen. Da haben 

Sie sicherlich recht. Aber ich sehe es schon als eine gewisse Täuschung der Öffentlich­

keit an, wenn Sie diesen Haushaltsentwurf am 16. Dezember im Kabinett beschließen 

und diese Darstellung herausgeben und am nächsten Tag durch den Zweiten Nach­

tragshaushalt 2008 eine Neuverschuldung von 10 Milliarden Euro beschließen lassen. 

Daran ändert auch nichts, dass diese Neuverschuldung in einem Sonderkapitel des 

Haushalts ausgewiesen wird.Es ist und bleibt eine gigantische Erhöhung der Verschul­

dung des Freistaats, die höchste Neuverschuldung, die jemals in Bayern beschlossen 

wurde. Aber das haben wir schon ausreichend diskutiert.

Es hilft auch nichts, wenn so getan wird, als sei diese Kreditaufnahme durch ein Natur­

ereignis entstanden, das außerhalb des regulären Haushalts behandelt werden kann. 

Das erinnert mich fatal an die derzeitige Diskussion bei den Banken, die dahin geht, die 
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giftigen Wertpapiere in eine sogenannte bad bank auszulagern. Wenn man das umsetzt, 

könnte man sagen: Das Kapitel 13 60 im Einzelplan 13, der sogenannte Stabilisierungs­

fonds Finanzmarkt und BayernLB, wäre dann ein sogenannter bad Haushalt, der nichts 

mit dem allgemeinen Haushalt zu tun hat.

Dass dem aber nicht so ist, ist aus dem Doppelhaushalt 2009/2010 ersichtlich. Im Jahr 

2009 werden 200 Millionen Euro Zinsen und im Jahr 2010  400 Millionen Euro Zinsen

für diesen Kredit anfallen, und ich habe die Befürchtung, dass hier noch nicht das Ende 

der Fahnenstange erreicht ist.

Das Geld für diese Zinszahlungen fehlt uns hinten und vorn, es fehlt uns heute und auch 

in den kommenden Jahren. Deshalb bleibt der Doppelhaushalt 2009/2010 bei den für 

die Zukunft unseres Landes wichtigen Dingen hinter dem zurück, was jetzt notwendig 

ist.

Dieses Geld fehlt uns vor allem für die Bildung, aber auch für die Chancengleichheit im 

ländlichen Raum oder auch bei der notwendigen Finanzausstattung der Kommunen. 

Dazu komme ich noch. Es kann und darf aber nicht sein, dass wegen dieses finanziellen 

Debakels, das offensichtlich durch den Größenwahn einzelner Verantwortlicher verur­

sacht wurde, die Zukunftschancen unseres Landes beeinträchtigt, ja ich möchte fast 

sagen: verspielt werden.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, im Haushaltsrecht gibt es 

zwei wesentliche Grundsätze ­ ich denke, das wird auch für den Staatshaushalt gelten 

­, nämlich den Grundsatz der Wahrheit und den Grundsatz der Klarheit.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Zur Wahrheit gehört auch, dass Sie zwar offenbar mit Genugtuung in Bayern den aus­

geglichenen Haushalt ohne Neuverschuldung verkünden, im Bund aber eine massive 

Neuverschuldung mitgetragen haben und aufgrund Ihrer Forderungen nach noch mehr 
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Steuererleichterungen sogar eine noch weitaus höhere Neuverschuldung hingenommen 

hätten. Sie haben im wahrsten Sinne des Wortes Ihre Unschuld verloren. Unter Ihrer 

Verantwortung sind in Bayern 10 Milliarden Euro Schulden neu aufgenommen worden, 

und im Bund sollen sogar 50 Milliarden Euro neue Schulden aufgenommen werden.

Ich möchte aber gleich klarstellen, dass das keine Kritik am Konjunkturpaket ist. Dieses 

Paket unterstützen wir grundsätzlich. Wir halten es für richtig und notwendig. Aber Sie 

sollten nicht immer so tun, als seien die anderen die Schuldenmacher. Auch in Bayern 

wird dieses Konjunkturpaket nicht ohne Auswirkungen auf den Haushalt bleiben. Sie, 

Herr Finanzminister, haben selbst heute gesagt, dass die in Berlin beschlossenen Steu­

ererleichterungen im Rahmen des zweiten Konjunkturpakets Mindereinnahmen von 250 

Millionen Euro im Jahr 2009 und von 450 Millionen im Jahr 2010 verursachen. Heute 

haben Sie noch einmal eine ganze Milliarde aufgrund der Konjunktureinbrüche genannt. 

Das sind insgesamt 1,7 Milliarden Euro.

Sie haben heute auch gesagt, dass das durch Rücklagen ausgeglichen werde. Uns ist 

bisher nicht bekannt gewesen, wie das Ganze ausgeglichen werden soll. Offenbar sind 

da noch genügend Rücklagen vorhanden, die uns nicht bekannt sind.

Interessant wäre noch, wo Sie diese 477 Millionen Euro ­ da habe ich jetzt nichts gehört 

von den 1,9 Milliarden Euro aus dem Konjunkturpaket ­ unterbringen. Es kann wohl nicht 

so sein, dass Sie Investitionsgelder, die im Haushalt jetzt schon enthalten sind, einfach 

umschichten.

(Beifall bei den Freien Wählern und der SPD)

Diese 477 Millionen Euro sind sicherlich so gedacht, dass sie zusätzlich bereitgestellt 

werden müssen, um die Konjunktur anzukurbeln. Für uns im Haushaltsausschuss wäre 

es natürlich auch interessant, wenn wir baldmöglichst die entsprechenden Informationen 

erhalten würden, und zwar gerade deswegen, weil dieser Doppelhaushalt in aller Eile 

durchgezogen wird und weil es für die Fraktionen, die nicht an der Regierung beteiligt 
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sind, besonders schwer ist, sich mit diesem Zahlenwerk vertraut zu machen und sach­

gerechte Anträge zu stellen.

Noch eine Anmerkung zu Wahrheit und Klarheit: Die Eckzahlen zum Finanzplan für 2011 

und 2012 sehen sogenannte Konsolidierungsbedarfe vor: 2011  1,08 Milliarden Euro und

2012  1,33 Milliarden Euro. Das ist eigentlich eine Unterdeckung, die entweder durch

Mehreinnahmen, eventuell auch über Kredite, oder durch Minderausgaben ausgegli­

chen werden muss. Hierzu ist nichts enthalten. Sie haben zwar in einer Fußnote den 

Hinweis gegeben, dass man erst einmal abwarten muss, wie sich diese Steuereinnah­

men entwickeln, aber dieser Hinweis ist eigentlich überflüssig, weil das selbstverständ­

lich ist. Natürlich werden wir die aktuellen Zahlen in den Jahren 2011 und 2012 abwarten 

müssen. Aber nach meiner Kenntnis müssten im Finanzplan auch Prognosen über Ein­

sparungen, Kredite und Mehreinnahmen, um diesen Konsolidierungsbedarf auszuglei­

chen, enthalten sein.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Noch einmal zurück zu Wahrheit und Klarheit: Sie haben im Entwurf eine Entnahme aus 

der Haushaltssicherungsrücklage in Höhe von 1,04 Milliarden Euro vorgesehen. Dane­

ben ist aber aus der Haushaltsübersicht erkennbar, dass 2009 insgesamt 740 Millionen 

Euro und 2010 zu diesen 1,04 Milliarden Euro eine weitere Milliarde Euro kommen. Das 

sind also insgesamt nochmals 1,7 Milliarden Euro. Das soll alles aus Rücklagen, Fonds 

oder Stöcken entnommen werden.

Das ist aber für uns nicht ersichtlich. Ich habe mich umgehört. Es ist keinem bekannt, 

keiner weiß ­ Sie natürlich schon ­, wie hoch insgesamt diese offensichtlich für den 

Haushalt verwendbaren Rücklagen, Fonds oder Stöcke sind. Wir fordern daher auch für 

die künftigen Haushalte ­ Sie haben doch heute gesagt, die Rücklage sei leer, wenn das 

alles verbraucht wird ­ im Sinne der Wahrheit und der Klarheit des Haushalts eine recht­

zeitige Aufschlüsselung aller dieser Mittel, möglichst zusammengefasst und übersicht­

lich und nicht auf einzelne Pläne verteilt.
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(Beifall bei den Freien Wählern und Abgeordneten der SPD)

Es geht hierbei um das Geld aller Steuerzahler und nicht um das Geld, das die Regierung 

oder die Regierungsfraktionen aufzubewahren und zu verteilen haben.

Noch ein Hinweis: Als einem, der diesen Haushalt neu studiert, ist mir ganz negativ 

aufgefallen, dass Sie im Einzelplan 13 mehrere Sonderkapitel drin haben. Sie werden 

dauernd zitiert: "Zukunft Bayern 2020", dann das Klimaprogramm, das Nord­ und Ost­

bayern­Programm usw. In diesen Sonderkapiteln sind Ausgaben für Maßnahmen ent­

halten, die auch in anderen Haushaltsstellen zu finden sind. Dies dient nicht gerade der 

Übersichtlichkeit des Planes und erschwert die Arbeit mit diesem Plan ungemein, ins­

besondere wenn er uns nur in Form einer CD­ROM zur Verfügung steht.

Nun aber zu den Inhalten. Gleich vorweg: Die im Haushaltsentwurf enthaltenen Ansätze 

für die Bildung sind trotz Ihrer geradezu euphorischen Aussagen unzureichend. Der 

Entwurf zeigt zwar einige gute Ansätze, aber eben nur Ansätze und keine Lösungen.

Das gilt insbesondere bei dem Ziel, die Klassenstärken an unseren Schulen zu vermin­

dern. Dies wurde vor der Wahl von beiden Regierungsfraktionen als Ziel benannt, wobei 

kurz vor der Wahl sogar unsere Forderung "Keine Klasse über 25" übernommen wurde. 

Es gibt zwar mehr Lehrer ­ das ist schon von Ihrem damaligen Ministerpräsidentenkan­

didaten so ausgesagt worden ­, das reicht aber nicht aus, um die Klassenstärken in die 

Nähe dieser Höchstgrenze von 25 Schülern zu bringen. Wenigstens hätte einmal ein 

Anfang gemacht werden können, indem zum Beispiel bei den Realschulen, den Gym­

nasien und den Hauptschulen in der 5. Klasse und bei den Grundschulen keine Klasse 

mehr als 25 Schüler hat.

Ich habe den Eindruck, dass Sie warten wollen, bis der Rückgang der Schülerzahlen 

sozusagen auf demografische Weise diese Klassenstärke herbeiführt. Dass dazwischen 

Jahrgänge liegen, die benachteiligt sind, ist offenbar nicht so wichtig.
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Auch das Programm zur Einführung der Ganztagsschulen insbesondere bei den Haupt­

schulen wird mit den zusätzlich eingesetzten 62 Millionen Euro nicht den Ansprüchen 

gerecht. Nach wie vor werden zahlreiche Hauptschüler auf der Strecke bleiben, weil 

wegen der Landesbankzinsen nicht genügend Geld da ist.

(Beifall bei den Freien Wählern)

So gibt es im schulischen Bereich zahlreiche Baustellen, die noch lange Zeit bestehen 

bleiben, wenn dort nicht massiv investiert wird. Das gilt zum Beispiel auch für den Einsatz 

der viel gepriesenen Jugendsozialarbeit an Schulen. Immer wenn irgendwo etwas pas­

siert und Jugendliche daran beteiligt sind, heißt es: Da müssen wir etwas tun; man muss 

mehr Jugendsozialarbeiter in die Schulen schicken. Aber was dafür an Mitteln eingestellt 

wird, reicht nicht aus.

Ich habe damit Erfahrung. Als ich noch Landrat war, war ich der Erste, der die Jugend­

sozialarbeit im großen Stil eingeführt hat. Ich habe damit die besten Erfahrungen 

gemacht. Wenn man für die Jugend etwas tun will und rechtzeitig an die gefährdeten 

Jugendlichen herankommen will, muss auf jeden Fall mehr investiert werden.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Auch die Gleichbehandlung der Finanzierung kommunaler Schulen mit den privaten 

Schulen ist nicht vorangekommen.

In weiter Ferne ­ das wurde heute schon angesprochen ­ scheint die von der FDP und 

der CSU im Wahlkampf versprochene Einführung des kostenfreien letzten Kindergar­

tenjahres zu sein. Im Koalitionsvertrag wird von "mittelfristig" gesprochen. Was ist 

mittelfristig? 2013 oder später? Es ist überhaupt nicht erkennbar, wann das sein soll.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Die Änderung des Stellenschlüssels im Kindergartenbereich nach 1 zu 11,5 ist zwar eine 

Verbesserung, wird aber den tatsächlichen Gegebenheiten kaum gerecht. Von den Trä­
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gern der Kindergärten, insbesondere von den Kommunen, weiß ich, dass der Stellen­

schlüssel in der Regel unter 1 zu 11 liegt, oft bei 1 zu 10. Da bleiben die Mehrausgaben 

bei den Trägern, insbesondere den Kommunen, hängen.

Ich komme zum kommunalen Finanzausgleich. Es gibt eine Steigerung im Jahr 2009 

von 3,4, im Jahr 2010 von 0,9 %. Herr Finanzminister, Sie haben darauf hingewiesen, 

dass das mit den Kommunen abgestimmt sei und die Vertreter der kommunalen Spit­

zenverbände damit zufrieden seien.

Ich darf dazu noch eine Anmerkung machen. Herr Kollege Winter, Ihr Landkreis mag ein 

paar Euro mehr erhalten haben. Ich kenne aber Landkreise, die einiges weniger erhalten 

haben. Der Landkreis Freising hat sechs Millionen Euro weniger erhalten. Wenn ich die 

Gemeinden hinzurechne, sind es zwölf Millionen Euro. Da werden Sie natürlich sagen: 

Die haben eine höhere Steuerkraft. Wenn Sie das alles aber genau durchrechnen, wer­

den Sie feststellen, dass von der Steuerkraft nicht viel übrig bleibt. Das meiste fällt durch 

die geringe Schlüsselzuweisung weg. Die Bezirksumlage ist auch entsprechend höher.

Ich sage das nur als Beispiel: 20 Millionen Euro beim Landkreis an Mehreinnahmen 

bedeuten im Rahmen der Steuerkraftvergleiche und unter Berücksichtigung der Umla­

gen letztlich nur eine knappe Million Euro; alles andere geht weg. Das muss man sehen. 

In den Kommunen und Landkreisen, die noch Einwohnerzuwachs haben, sind schließ­

lich auch erhebliche Investitionen erforderlich.

Eines sollte bedacht werden. Die Verhandlungen mit den Kommunen sind vor dem jetzt 

verkündeten Konjunkturpaket II abgeschlossen worden. Dieses Konjunkturpaket bringt 

auch den Kommunen neue Belastungen. Wenn der Freistaat wegen der Steuererleich­

terungen rund 700 Millionen Euro weniger Einnahmen hat, dann trifft das zu einem 

entsprechenden Anteil auch die Kommunen. Für 2009 sind es rechnerisch 90 Millionen 

Euro. 2010 sind es 160 Millionen Euro. Die Kommunen sind ja auch an der Einkom­

mensteuer beteiligt. Aber es ist noch nicht eingerechnet, was Sie vorhin schon einge­

rechnet hatten: die Pendlerpauschale und andere Steuererleichterungen.
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Wegen der Konjunkturkrise ist bei den Kommunen auch ein erheblicher Rückgang der 

Gewerbesteuereinnahmen zu erwarten.

Zu bedenken ist auch: Durch das Investitionsprogramm des Bundes entsteht ein neuer 

Kofinanzierungsbedarf für die Gemeinden, da es keine 100­prozentige Förderung der 

Maßnahmen gibt.

Gerade finanzschwache Gemeinden werden Probleme haben, ihren Finanzierungsan­

teil zu leisten. Deswegen wird ohne Stärkung der Finanzkraft der Gemeinden gerade 

von den schwächeren Gemeinden ein Teil der Mittel nicht abgerufen werden können. 

Eine Erhöhung der Schlüsselmasse und der Investitionspauschale wäre hier ein her­

vorragendes Mittel zur Abhilfe.

Hier ist auch eine Erhöhung der Beteiligung an der Kfz­Steuer zu erwähnen. Man hat 

den Anteil jetzt von 50 auf 51 % erhöht. Früher waren es 65 %. Wie Sie wissen, fordern 

die Kommunen und Landkreise mindestens 55 %. Auch beim Steuerverbund liegen die 

Forderungen der Landkreise höher. Da müsste also nachjustiert werden, um auch die 

schwächeren Kommunen in die Lage zu versetzen, das Konjunkturpaket zu schultern.

Über den Rückgang an Investitionen ist heute schon mehrfach gesprochen worden. Ich 

habe mir einmal die Zahlen angeschaut. Im Jahr 2009 sind es 60 Millionen Euro und im 

Jahr 2010  100 Millionen Euro weniger. Man rechnet jetzt damit, dass durch das Kon

junkturpaket des Bundes noch einiges dazukommt. Es darf aber nicht so sein, dass dann 

entsprechend umgeschichtet wird. Nach meiner Meinung müssen die Kommunen hier 

Priorität haben. Möglichst viel muss an die Kommunen gelangen. In der Diskussion wer­

den die Zahlen 75, 70, 65 % genannt. Ich kann nur sagen: In die Kommunen muss 

möglichst viel gelangen, wenn es geht, 100 %.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Die Kommunen werden diese Mittel schnell und gezielt einsetzen, wenn die Kofinanzie­

rung sichergestellt ist.
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Voraussetzung ist natürlich, dass verschiedene Verfahren neu geregelt werden. Dazu 

gehört das Vergabeverfahren. Die Schwellenwerte für die freihändige Vergabe und für 

die beschränkte Ausschreibung sind kurzfristig erheblich zu erhöhen. Sonst funktioniert 

das Verfahren nicht. Auch die Förderrichtlinien sind anzupassen. Für eine Sanierung 

bekommt man zurzeit nur dann eine Förderung, wenn man mehr als 25 % der Neubau­

kosten erreicht. Das muss geändert werden; sonst geht es ins Leere.

Nicht verständlich ist in diesem Zusammenhang die Kürzung beim Staatsstraßenbau. 

Wer über die Lande fährt, kann in der Regel sofort erkennen, welche Straßen Staats­

traßen und welche Kreisstraßen sind. Die Staatsstraßen sind nämlich in der Regel am 

schlechtesten ausgebaut.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Von den zuständigen früheren Straßenbauämtern und den jetzigen Staatlichen Bauäm­

tern war immer zu hören, dass zu wenig Geld vorhanden ist. Es kam vor, dass in einem 

Jahr eine Straße aufgerissen wurde, dann ein Jahr nichts daran gemacht wurde, weil 

das Geld nicht da war, während man erst danach die Straße wieder zugemacht hat. So 

etwas darf eigentlich nicht passieren. Aber das Geld wird weiter gekürzt.

Auch der ländliche Raum ist im Haushalt nicht ausreichend bedacht worden.  Das gilt

insbesondere für den flächendeckenden Ausbau der DSL­Anschlüsse. Hier hätten wir 

eine Erhöhung der Fördermittel erwartet, damit der ländliche Raum nicht noch weiter 

abgehängt wird.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Zum Schluss werden Sie natürlich sagen: Wenn man das alles finanzieren will, dann 

muss man die Größenordnung der Mehrausgaben bedenken. Grundsätzlich ist festzu­

stellen: Trotz des Desasters mit der Landesbank dürfen wichtige Interessen des Landes 

nicht in den Hintergrund rücken. Ich denke zum Beispiel an die Bildung.
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Für uns ist auch wichtig, dass wir einen Überblick über die Rücklagen bekommen, und 

zwar vor den Haushaltsberatungen, damit wir sachgerecht entscheiden können. Das ist 

unser Wunsch an Sie, Herr Finanzminister. Man wird dann ja sehen, welche Anträge wir 

in den Haushaltsausschuss einbringen.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Das Wort hat Herr Kollege Mütze von den GRÜ­

NEN.

Thomas Mütze (GRÜNE):  Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, lieber Herr 

Finanzminister, lieber Herr Ministerpräsident! Herr Finanzminister, ich habe es gestern 

schon in der Pressekonferenz angedeutet: Dieser Haushalt ist eigentlich das Papier nicht 

wert, auf dem er geschrieben steht. Mit diesen Worten kann man kurz beschreiben, wel­

che Haushaltsrisiken dieser Doppelhaushalt stemmen muss, die er nicht abbildet, und 

welche Chancen nicht ergriffen werden, die Sie in Ihrer Rede zwar genannt haben, aber 

man im Haushalt nicht findet, obwohl sie dringend des Anpackens bedürften. Ich weiß, 

liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU und der FDP, dass Ihnen dieses Urteil nicht 

gefällt. Aber ich werde noch darstellen, wie ich dazu komme.Viele Risiken werden in 

diesem Haushalt nicht genannt oder verschleiert. Wir dachten eigentlich, dass mit dem 

neuen Finanzminister Fahrenschon Offenheit und Haushaltsehrlichkeit Einzug gehalten 

hätten. Die Staatsregierung behauptet zum Beispiel, die Jahre 2009 und 2010 seien das 

vierte und fünfte Jahr ohne Nettoneuverschuldung. Sie verschweigt dabei aber, dass wir 

erst vor Kurzem 10 Milliarden Euro an neuen Schulden aufgehäuft haben und dafür nun 

zahlen müssen. Der Haushalt gibt vor, dass uns diese Schulden nichts kosten, obwohl 

die Rücklage dafür verwendet wird. Er verschweigt, dass neue Schulden nach der Bun­

destagswahl aufgenommen werden müssen. Herr Finanzminister, interessanterweise 

haben Sie den Abschnitt aus Ihrer Rede weggelassen, wonach der Doppelhaushalt 

2009/2010 ohne neue Schulden auskomme. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt. Das 

ist wohl nur eine Versicherung, die Sie sich selbst gegeben haben.
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(Beifall bei den GRÜNEN ­ Hans Joachim Werner (SPD): Späte Reue!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Haushalt hätte die Chance geboten, auf eines 

der drängendsten Probleme unserer Zeit, nämlich den Klimawandel, zu reagieren, und 

er versagt dabei. Herr Finanzminister, das muss ich leider konstatieren. Sie haben zu 

Beginn Ihrer Rede zweimal den Klimawandel erwähnt. Herr Kollege Winter hat den Kli­

mawandel nicht mehr erwähnt. Das zeigt, welchen Stellenwert der Klimawandel in der 

CSU­Fraktion hat. Herr Finanzminister, ich hoffe, dass Sie sich in diesem Punkt gegen­

über der Fraktion durchsetzen werden.

Sehen wir uns die Risiken dieses Haushalts genauer an: Sie müssen schon im Jahr 2010 

auf die Rücklage zurückgreifen, um den Haushalt ausgleichen zu können. Das bedeutet 

eine Milliarde Euro. Hinzu kommt das Risiko BayernLB. Herr Finanzminister, Sie haben 

erläutert, dass uns die LB erst im Jahr 2011 Geld aus dem laufenden Haushalt kosten 

werde. Erst dann würden haushaltswirksame Kosten auf uns zukommen. Dabei haben 

Sie verschwiegen, dass bereits in diesem Jahr und im nächsten Jahr Zinslasten in Höhe 

von 600 Millionen Euro auflaufen werden. Diese Zinsen müssen Sie aus der Rücklage 

entnehmen. Das ist ein Kniff, nicht mehr. Diese Mittel bleiben trotzdem Mittel des Landes. 

Dieser Kniff wird sich in den Jahren 2011, 2012 und in den Folgejahren nicht wiederholen 

lassen. Die bereits jetzt bekannten Kosten in Höhe von 1,26 Milliarden Euro im Jahr 2011 

und von 450 Millionen Euro im Jahr 2012 werden aus dem laufenden Haushalt finanziert 

werden müssen. Hat irgendjemand schon gefragt, wer diese Schulden tilgen soll und 

wann? Dazu gibt es von Ihnen keine Antwort.

Das Konjunkturpaket II bringt Steuerausfälle in Höhe von 700 Millionen Euro mit sich, 

die ebenfalls aus der Rücklage finanziert werden sollen. Mit diesem Haushalt steigt aber 

auch das Bürgschaftsrisiko immens. Immerhin haben Sie 200 Millionen Euro für den 

Rettungsschirm des Mittelstandes über die LfA vorgesehen. Das Ausfallrisiko bei der 

Landesbank haben Sie ­ vor der letzten Woche ­ schon selbst mit 1,625 Milliarden Euro 

kalkuliert. Hier könnte das Risiko für den Haushalt noch erheblich höher werden. All die 
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bisher genannten Maßnahmen bedeuten, dass die Bürgschaftsrücklage dafür gar nicht 

mehr zur Verfügung stünde.

Dazu kommen noch die 480 Millionen Euro für ganz Bayern, die Sie zur Kofinanzierung 

für das Konjunkturpaket II als Freistaat aufbringen müssen. Auch diese Mittel sind nicht 

gegenfinanziert. Das Milliardenrisiko Konjunktur haben Sie noch nicht eingerechnet. Ihre 

Rechnungen basieren auf der Steuerschätzung vom November, die mit 0,2 % noch po­

sitiv ausgefallen ist. Momentan liegen die Schätzungen bei einem Minus von 2 %. Wir 

rechnen mit einem Fehlbetrag von einer Milliarde Euro. Die Antwort auf die Frage, wo 

Sie diese Milliarde für die wegfallenden Steuereinnahmen hernehmen wollen, bleiben 

Sie uns schuldig.

Hinzu kommt ein aktueller Fall, der mir die Luft abschnürt. Herr Ministerpräsident See­

hofer, vielleicht können Sie das nachher noch kommentieren. Ich spreche von der 

Bürgschaft oder dem Sicherungsschirm ­ wie immer man es nennen mag ­ in Höhe von 

500 Millionen Euro, der anscheinend der Firma Schaeffler zur Verfügung gestellt werden 

soll.

(Ministerpräsident Horst Seehofer: Irrtum!)

Ich frage mich, was das soll. Mit dieser Frage stehe ich nicht alleine. Die "FAZ" ist nicht 

dafür bekannt, sehr kritisch mit den Konservativen in diesem Land umzugehen. Der 

Kommentar dieser Zeitung lautete gestern: "Das geht nicht." Liebe Kolleginnen und Kol­

legen, wir haben die Firma Schaeffler nicht gezwungen, Conti zu kaufen. Die Familie 

Schaeffler hat gewusst, dass sie sich einem hohen betrieblichen Risiko aussetzt. Wir 

können nicht jede falsche Entscheidung einer Firma mit Steuermitteln auffangen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auch das Argument der Arbeitsplätze, das in der momentanen Situation sehr gerne ver­

wandt wird, zählt hier nicht. Herr Ministerpräsident, was würden Sie den Firmen MAN, 

Audi, BMW oder Siemens sagen, wenn diese nächste Woche an Ihre Tür klopfen und 
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von Ihnen Geld verlangen würden? Was würden Sie dann machen? Die Entscheidung, 

eine Bürgschaft für die Firma Schaeffler zu übernehmen, wäre ein absoluter Tabubruch, 

ein Präzedenzfall und ein Rückfall in die Staatswirtschaft, die Sie doch so vehement 

ablehnen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, der bayerische Staatshaushalt kann sich das 

nicht leisten. Das ist auch nicht unsere Aufgabe.

Ich möchte Ihnen kurz ­ zur Erinnerung ­ die Engagements aufzählen, wo der bayerische 

Staat geglaubt hat, er wäre der klügere Firmenlenker: Maxhütte, Kirch, Grundig, Dornier, 

Schneider Technologies und Schmidt­Bank. Alle diese Unternehmen endeten in der 

Pleite und kosten die bayerischen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler heute noch Mil­

liarden. Lassen Sie bitte die Finger davon. Ich hoffe, dass der Ministerpräsident heute 

Frau Schaeffler klar gesagt hat, dass das nicht geht.

Niemand soll das Argument vortragen, dass wir bei der BayernLB auch eingegriffen 

hätten. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die BayernLB war eine halbstaatliche Bank. Die 

Firma Schaeffler ist jedoch ein Privatunternehmen, das auf eigenes Risiko arbeitet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, all diese Haushaltsrisiken tauchen entweder nicht auf, 

tauchen neu auf oder drohen uns. Ich komme jetzt zum größten Risiko für diesen Haus­

halt und das ist der Finanzminister selbst.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Finanzminister vereinigt in seiner Person anscheinend drei Persönlichkeiten: Er ist 

der Vorsitzende des Verwaltungsrats der BayernLB. Als solcher muss er 10 Milliarden 

Euro Schulden machen und für Fehler büßen und zahlen, die andere Personen in diesem 

Raum mitgetragen, mitzuverantworten haben. Dann gibt es den Finanzminister Fah­

renschon, der schon in diesem Haushalt darüber jammert, dass ihm 2,5 Milliarden Euro 

Steuermittel aufgrund der Wiedereinführung der Pendlerpauschale und anderer Ent­

scheidungen fehlten, die er über die Rücklage ausgleichen muss, um im Jahr 2010 einen 

ausgeglichenen Haushalt erreichen zu können. Schließlich gibt es noch den CSU­, Par­

tei­ und Steuerpolitiker Fahrenschon, der dem Fass den Boden ausschlägt; denn dieser 
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tritt überall auf und erzählt, dass wir Steuersenkungen, Steuersenkungen und Steuer­

senkungen bräuchten.

Herr Finanzminister, wie wollen Sie diese Steuersenkungen finanzieren? Ihre Rücklage 

ist weg. An Privatisierungserlösen steht vielleicht noch eine Milliarde Euro aus den Eon­

Aktien zur Verfügung. Die Steuereinnahmen gehen rapide zurück, auch ohne Ihre 

Vorschläge. Ist das Ihr klares wirtschaftspolitisches Profil? Ich nenne das eine finanz­

politische Geisterbahnfahrerei. Sorgen Sie dafür, dass Ihr Haushalt finanziert ist und 

hören Sie auf, Bundestagswahlkampf zu betreiben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hören Sie auf unseren Nachbarn, Herrn Ministerpräsidenten Oettinger. Dieser sagt, dass 

weitere Steuersenkungen nicht drin seien. Wenn Sie nicht auf ihn hören wollen, dann 

hören Sie auf mich: Steuersenkungen sind nicht finanzierbar.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir dürfen den Beifahrer in dieser Geisterbahn nicht 

vergessen. Das ist die FDP. Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, Sie müssen mir 

einmal verraten, wie das gehen soll. Sie wollen Steuersenkungen, Mehrausgaben für 

Bildung, einen ausgeglichenen Haushalt und die Schuldenbremse, und das alles auf 

einmal.

(Thomas Hacker (FDP): Da sehen Sie einmal, was alles geht!)

Das ist wunderbar miteinander vereinbar, solange man nicht an der Regierung ist und 

dies finanzieren muss. Hier schließt sich der Kreis. Jetzt sind die richtigen beiden Gei­

sterfahrer beieinander.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, wenigstens ein Teil der Presse hat diese Politik 

durchschaut. In den "Nürnberger Nachrichten" wurde dazu geschrieben: "Das ist eine 
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schizophrene unsoziale Politik." Das ist der richtige Kommentar dazu.Ich vermute mal, 

Herr Minister Fahrenschon ­ nein, ich wette; das habe ich heute auch schon gemacht ­ , 

dass Sie wenige Tage nach der Bundestagswahl hier vor das Haus treten und sagen 

werden, dass Sie Schulden aufnehmen müssen und dass Sie die Kürzung bei den 

Haushaltssperren, die wir als mehr Klarheit und Wahrheit im Haushalt eigentlich sehr 

begrüßen, wieder zurücknehmen müssen, um im aktuellen Haushalt Mittel zu requirie­

ren, weil Sie die dringend brauchen. Bis zur Wahl ­ das kann ich nachvollziehen ­ muss 

man den Schein wahren. Die schwarze Null steht, und ich kann das nachvollziehen.

(Sepp Daxenberger (GRÜNE): Die schwarze Null ist nicht der jetzige Entwurf, das 

ist der Finanzminister!)

Dieser Doppelhaushalt hätte zudem die Chance geboten, liebe Kolleginnen und Kolle­

gen, auf die vor uns liegenden großen Aufgaben zu reagieren. Ich nenne Bildung, 

Finanzkrise und die damit einhergehende Wirtschaftskrise sowie den Klimawandel. 

Diese Chance haben Sie mit diesem Doppelhaushaltsentwurf nicht vollständig genutzt. 

Ich räume ein, dass Sie mit den mehr als 2.000 Stellen, die Sie im Bildungshaushalt 

vorgesehen haben, endlich auf unsere jahrelangen Anwürfe reagierten und jetzt endlich 

anfangen, auf Stundenausfälle zu reagieren und kleinere Klassen einzuführen. Das hat 

nichts mit "vorgeschoben" zu tun, wie Sie mir das vorhin vorgeworfen haben, sondern 

Sie reagieren jetzt auf Missstände, die in Bayern trotz der 1.000 Lehrer, die Sie jedes 

Jahr in den letzten acht Jahren eingestellt haben wollen, in Bayern Realität waren. Die 

Kritik ist also auf fruchtbaren Boden gefallen, und darüber freuen wir uns. Wir werden 

trotzdem Anträge  zum Bildungshaushalt stellen; da müssen Sie sich keine Sorgen ma

chen.

In den beiden anderen Bereichen versagen Sie allerdings. Sie haben zwar heute pünkt­

lich zur Haushaltsdebatte noch schnell ein Investitionsbeschleunigungsprogramm aus 

der Tasche gezogen, aber bei genauem Hinsehen stellt sich das als leere Hülle dar. Ich 

nenne ein paar Beispiele. Sie führen aus, dass Sie für einzelne Baumaßnahmen mehr 

ausgeben wollen, als im Haushalt veranschlagt ist. Damit wäre dieser Haushaltsentwurf 
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schon vor der eigentlichen Einbringung nicht mehr aktuell. Herr Finanzminister, Sie 

müssen sich schon fragen lassen, auf welcher falschen Grundlage der Landtag eigent­

lich den Haushalt beraten soll. Dieser Entwurf muss dringend aktualisiert werden, und 

zwar so rechtzeitig, dass uns in der Oposition auch noch die Möglichkeit bleibt, Ände­

rungsanträge auszuarbeiten.

Ihr Programm produziert bei der Breitbandversorgung heiße Luft. Woher der Schub bei 

der Förderung der Breitbandversorgung, den Sie propagieren, kommen soll, wird nicht 

klar. Im Doppelhaushalt 2009/10 gibt es keine zusätzlichen Mittel für die Breitbandver­

sorgung. Im letzten Jahr wurden die Mittel für die regionale Wirtschaftsförderung um 10 

Millionen Euro erhöht. Diese Mittel sollten für die Breitbandversorgung verwendet wer­

den. Jetzt sagen Sie selbst, 750.000 Euro davon sind bewilligt. Dann gibt es entweder 

zu wenige Anträge -  dann nützt eine beschleunigte Abarbeitung der Anträge gar nichts

­, oder die Anträge wurden langsamer bearbeitet als notwendig Dann muss sich der 

Wirtschaftsminister die Frage gefallen lassen, was er falsch gemacht hat. Die Mittel sind 

in jedem Fall noch da, und eine Beschleunigung ist nicht notwendig.

Wir hatten übrigens schon für 2007 einen Nachtragshaushalt gefordert, damit notwen­

dige Investitionen nicht ins Jahr 2008 geschoben werden müssen. Die CSU ­ Sie standen 

damals noch nicht in Verantwortung ­ blockierte seinerzeit. Sie wollte die Staatsausga­

ben - aus heutiger Sicht erfolglos -  auf das Wahljahr konzentrieren. Jetzt will man auf

einmal beschleunigen. Wenn Sie 2007 und gar erst 2004 nicht so stark gebremst hätten, 

wäre das heute nicht notwendig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was heißt denn überhaupt "schneller"? Lieber Herr Finanzminister, da wir jetzt schon 

wissen, dass die Endberatung dieses Entwurfs erst Anfang April stattfindet, können Sie 

erst im Mai anfangen, die Haushaltsmittel freizugeben. Das nennen Sie dann "sehr 

schnell reagiert."

Protokollauszug
10. Plenum, 27.01.2009 Bayerischer Landtag ­ 16. Wahlperiode 55 



Ich könnte Ihnen ein anderes Beispiel nennen, wie ich hier versuche, im Betrieb Gelder 

schneller und etwas zeitnäher locker zu machen. Da wartet ein Bürgermeister darauf, 

dass eine Investitionsmaßnahme, die er ergriffen hat, vom Umweltministerium schnell 

abfinanziert wird. Da heißt es: Ja hallo, so schnell kann es nicht gehen, da warten wir 

erst mal, bis der Haushalt verabschiedet wird. Da können wir lange warten. An der 

Schnelligkeit liegt es also nicht. Wenn Sie schneller werden wollen, dann müssten Sie 

dafür sorgen, dass im Haushaltsvollzug schneller reagiert werden kann. Dann wird das 

auch bei den Leuten ankommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zurück zu den verpassten Chancen: Mit diesem Haus­

haltsentwurf hätten Sie den Beweis antreten können, dass sich Ökologie und Ökonomie 

nicht gegenseitig ausschließen. Sie hätten den Beweis dafür antreten können, dass man 

der Wirtschaftskrise sehr wohl mit Investitionen in den Klimaschutz begegnen könnte, 

dass dies Wirkung zeigt und uns auf mehreren Ebenen nur Vorteile bringen könnte. 

"Klimaschutz ist bezahlbar", titelt die "Süddeutsche Zeitung" am heutigen Tag. Alle Län­

der der Welt müssten mitmachen, investieren und ihre technologischen Reserven aus­

schöpfen, um den Klimawandel zu bekämpfen. Das meint die Unternehmensberatung 

McKinsey in ihrer Studie und sagt weiter, Konjunkturpakete seien der Schlüssel zum 

Klimaschutz. Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen: Konjunkturpakete 

seien der Schlüssel zum Klimaschutz.

Was finden wir denn in diesem Haushalt, der ein eigenes Konjunkturpaket sein könnte, 

zum Klimaschutz? ­ Nichts, nichts Neues jedenfalls, liebe Kolleginnen und Kollegen. Das 

schon beschlossene und von Ihnen erwähnte Programm "Zukunft Bayern 2020" bildet 

nur das ab, was Sie im letzten Jahr schon gesagt haben, 350 Millionen, aufgeteilt auf 

vier Jahre. Dazu kann ich nur sagen: Wenn das Ihre Reaktion auf den Klimawandel ist, 

dann gute Nacht!

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CSU, Sie negieren, dass mit Investitionen in den 

Klimaschutz, beispielsweise in die energetische Sanierung staatlicher Gebäude, die re­

gionale Wirtschaft gefördert, Arbeitsplätze gesichert und kommunale Haushalte damit 

Protokollauszug
10. Plenum, 27.01.2009 Bayerischer Landtag ­ 16. Wahlperiode 56 



über die Einkommensteuer gestärkt würden, dass gleichzeitig Energie und Kosten ge­

spart würden. Wie oft muss man Ihnen das noch vorbeten? Wir hatten gestern Haus­

haltsberatungen in meiner Heimatstadt Aschaffenburg. Die CSU­Kollegen dort haben 

das begriffen. Sie haben inzwischen verstanden, wie es geht, und investieren auch in 

die Schulen. Da werden die Schulen energetisch saniert. Bei Ihnen habe ich noch Pro­

bleme, das zu finden.

Ein kleines Beispiel; der Ministerpräsident kann das Gebäude jeden Tag begutachten. 

Die Oberste Baubehörde ­ das steht sogar im Haushalt ­ muss dringend energetisch 

saniert werden. Gut, sagt die Staatsregierung, dann lasst uns 2010 mit der Planung 

beginnen. Das nenne ich konsequenten Klimaschutz, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Hier wäre ein Beschleunigungsprogramm eher am Platz, anstatt das zu tun, was Sie uns 

heute hier vorgestellt haben.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD)

Ein Beweis, welchen Stellenwert der Klimaschutz bei der CSU­Fraktion hat, zeigt Fol­

gendes ­ das ist nur ein kleines Bonmot am Rande ­: Der erste Antrag, den die CSU­

Fraktion bei ihrer Klausurtagung gestellt hat, als ihr der Finanzminister diesen 

Haushaltsentwurf vorgestellt hatte, war ein Antrag zur Erhöhung der Mittel für den Stra­

ßenneubau.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wem heute noch Straßenneubau als Investitionsmaß­

nahme oder Klimaschutzmaßnahme einfällt, an dem ist die Zeit vorbeigegangen. Es tut 

mir leid, Kolleginnen und Kollegen von der CSU, wenn ich Ihnen das so sagen muss.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hoffen wir wenigstens ­ da ist dankenswerterweise die SPD noch mit in der Verantwor­

tung ­, dass das Konjunkturpaket II die Regeln so festlegt, dass die Kommunen bei ihren 

Anstrengungen, den Klimawandel zu stoppen, besser unterstützt werden und mit ihrem 

Eigenanteil nicht im Regen stehen gelassen werden. Wenn Sie mit einem solchen Antrag 
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kommen und sagen, wir unterstützen die Kommunen im Konjunkturpaket II bei der ener­

getischen Sanierung ihrer Liegenschaften, tragen wir das gerne mit.

In den kommenden Wochen werden von uns Vorschläge kommen, wie man stärker in 

den Klimaschutz investieren kann, auch als Freistaat Bayern, im Übrigen gegenfinan­

ziert. Von uns werden dafür keine Mehrausgaben in Anspruch genommen. Wenn ich mir 

nämlich die neuen Programme anschaue, die Sie vorhin so gefeiert haben -  Bayern

2020 plus, Nord-und Ost-Bayern-Programm, und Sie haben  Bayern FIT GmbH verges

sen ­, dann meine ich, dass man diese mehr als 500 Millionen Euro auch anders 

verwenden könnte. Bayern braucht nicht mehr Leuchttürme. Bayern braucht Hilfe und 

Unterstützung in der Fläche, und die wollen wir Bayern geben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mit dem Programm "Bayern 2020 plus" und dem Nord­ und Ost­Bayern­Programm wer­

den übrigens die Mittel verbraten, Kolleginnen und Kollegen, die für den Transrapid 

vorgesehen waren. Den hat man schon ganz vergessen. Stellen Sie sich einmal vor, der 

Transrapid, dieser wirtschaftliche, energetische und verkehrspolitische Dinosaurier, 

müsste in der derzeitigen Situation finanziert werden. Dank sei Gott, Dank sei dem Wi­

derstand dafür, dass diese Dinosauriertechnik, dieser Kelch an uns vorübergegangen 

ist!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber so etwas, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU, vergisst man gern. Das 

sind kleinere Fehler, die lässt man unter den Tisch fallen und hofft, dass es keiner merkt. 

Ich erwarte eigentlich ein klares Wort des Dankes aus den Reihen der CSU, dass wir 

dieses Projekt nicht finanzieren müssen. Vielleicht kommen Sie bei der Autobahn durch 

das Fichtelgebirge, der A 94, der dritten Startbahn und dem Donauausbau auch noch 

auf den Trichter. Der Haushalt würde es Ihnen danken.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Herr Finanzminister, Sie haben vorhin als Schwerpunkt die Hochschulen genannt. Frau 

Kollegin Rupp hat schon auf das Problem hingewiesen. Sie sagen, Sie schaffen 38.000 

zusätzliche Studienplätze. Das reicht nicht, sagt Frau Kollegin Rupp, was ich bestätigen 

möchte. Sie haben dafür auch ein Bauprogramm, das fast 900 Millionen Euro umfasst. 

Nur, lieber Herr Finanzminister, wer ist denn dafür verantwortlich, dass wir bei den 

Hochschulen einen Investitionsstau in Höhe von 5 Milliarden Euro haben? Wer ist denn 

dafür verantwortlich, dass über Jahrzehnte fast nichts in die Hochschulen investiert 

wurde? ­ Das sind doch Sie von der CSU, und jetzt lassen Sie sich für dieses Investiti­

onsprogramm feiern. Ich finde das schon arg hochgezogen und kann es nicht nachvoll­

ziehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein Wort zum Personal. Innenminister Herrmann lässt sich landauf, landab dafür feiern, 

dass 1000 neue Bereitschaftspolizisten eingestellt werden sollen. Wenn man davon 

ausgeht, dass diese Polizisten erst zum 01.09.2009 und zum 01.10.2010 eingestellt 

werden und ­ das muss ich ergänzen ­ erst 2012/2013 mit ihrer Ausbildung fertig werden, 

dann darf man schon fragen, wie viele wirklich vor Ort ankommen. Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, ich nenne das einmal das Tausendfüßler­Phänomen. Der Tausendfüßler 

gibt auch vor, dass er 1000 Füße hat ­ das passt so schön wegen der 1000 Stellen ­ und 

hat in Wirklichkeit viel weniger. Wie viele Polizisten sind es denn wirklich, die in Bayern 

ankommen? Im Haushaltsgesetz lesen wir dazu Artikel 6 e, der uns sagt, wie viele Stellen 

aufgrund der Verlängerung der Arbeitszeit der Beamten eingezogen werden. Dort lesen 

wir, dass in den nächsten beiden Jahren bei der Polizei 226 Stellen gestrichen werden 

und schon im Jahr 2007 280 Stellen gestrichen wurden. Das bedeutet, dass netto gerade 

einmal 471 Stellen für die Polizei übrig bleiben. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das 

nenne ich das Tausendfüßler­Phänomen.

(Georg Schmid (CSU): Selektive Wahrnehmung!)
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­ Selektive Wahrnehmung? ­ Das tut mir leid, Herr Schmid, aber so steht es in dem von 

Ihnen verabschiedeten Haushaltsgesetz.

(Georg Schmid (CSU): Das stimmt nicht; Sie müssen das ganze Paket sehen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Politik des Mehr­Scheinen­als­Sein zieht sich durch 

den ganzen Haushalt. Herr Finanzminister, ich habe versucht, an einem Schwerpunkt 

aufzuzeigen, wie wir darauf reagieren werden. Hoffentlich lassen Sie in den kommenden 

Beratungen noch Änderungen unsererseits zu. Die Kolleginnen und Kollegen werden 

Ihnen in den kommenden Wochen unsere Vorschläge unterbreiten. Wir werden im 

Haushaltsausschuss darüber beraten. Ich bin gespannt, wie die Kollegen der CSU und 

der FDP reagieren. Der vorliegende Entwurf reagiert jedenfalls nach unserer Meinung 

nicht ausreichend auf die Anforderungen dieser Zeit. Wir werden unsere Vorschläge 

dazu unterbreiten. Sie werden zustimmen, und dann ist Bayern gut beraten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Für die FDP­Fraktion erteile ich nun das Wort dem 

Abgeordneten Karsten Klein.

Karsten Klein (FDP):  Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kol­

legen! Die äußeren Bedingungen, unter denen der Haushalt von der Staatsregierung 

aufgestellt wurde, sind historisch widrig. Wir werden unsere Beratungen im Haushalts­

ausschuss in einer der schwierigsten ­ manche sagen: der schwierigsten ­ wirtschaftli­

chen Situationen der Nachkriegszeit durchführen. Die Staatsregierung hat den Haushalt 

aufgestellt. Jetzt liegt es am Parlament, am Ausschuss, ihn zu beraten und zu verab­

schieden. Lieber Kollege Mütze, ich bin mir sicher, dass eine Flut von Anträgen von Ihrer 

Seite auf uns einströmen wird. Ob wir damit allerdings bei aller Zustimmung noch einen 

verfassungsgemäßen Haushalt hinbekommen würden, möchte ich an dieser Stelle in 

Frage stellen.

(Beifall bei der FDP)
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Mit den Neuwahlen im letzten Jahr sind neue politische Realitäten, verbunden mit neuen 

politischen Konzepten und Inhalten in den Landtag eingezogen.

(Zurufe von den GRÜNEN)

­ Es kann schon sein, dass Ihnen das nicht wohl bekommt, aber uns bekommt es sehr 

wohl. Uns, der FDP­Fraktion, ist es wichtig, dass die Projekte, die in der Koalitionsver­

einbarung stehen, angegangen werden. In diesem Zusammenhang will ich eine Anmer­

kung zur aktuellen Lage machen. Ich war selbst nicht in der Verhandlungskommission, 

aber ich habe mich informiert: Herr Aiwanger wurde dort nicht gesichtet. So viel zur 

Aussage der Freien Wähler, was sie alles in der Koalitionsvereinbarung durchgesetzt 

haben. Das kann nicht die Koalitionsvereinbarung gewesen sein, die im letzten Herbst 

hier in Bayern verhandelt wurde.

Uns ist es wichtig, dass die Projekte, die dort vereinbart wurden, auch durchgeführt wer­

den. Lassen Sie mich, obwohl schon viele genannt wurden, einige noch einmal aufgrei­

fen. Ein wichtiges Thema für uns ist Bildung. Wir schaffen im Doppelhaushalt 2280 neue 

Lehrerplanstellen und zusätzlich 458 Stellen für Ganztagsschulen. Die Stellen dienen in 

erster Linie dazu, die Klassenstärken zu reduzieren ­ eine Forderung, die von der Op­

position im Bayerischen Landtag zu Recht lange Jahre erhoben wurde.

Ein weiterer Punkt ist die Privatschulfinanzierung. Der Schulgeldersatz wird in einem 

ersten Schritt auf 75 Euro pro Monat erhöht. Man kann damit nicht zufrieden sein, das 

ist mir klar, aber zum Vergleich: 1990 waren es noch 70 DM, während wir heute 75 Euro 

einbringen.

(Beifall bei der FDP)

Ich komme zur inneren Sicherheit, die uns ebenfalls am Herzen liegt. Wir sagen schon 

immer, dass es hier nicht um ein Gesetzesdefizit geht, sondern um ein Vollzugsdefizit. 

In diesem Sinne wird die Koalition 500 neue Stellen bei der Polizei und 229 zusätzliche 
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Stellen in der Justiz schaffen. Ich denke, das wird ein Schritt nach vorn beim Abbau des 

Vollzugsdefizits sein.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in diesen schwierigen Zeiten stellen wir natürlich auch 

Mittel für Mittelstandskredite bereit. Es gibt 2,5 Millionen Euro mehr als zuvor, insgesamt 

26,5 Millionen Euro. Wir werden in jedem der zwei Haushaltsjahre 100 Millionen Euro 

für Bürgschaften für den Mittelstand zur Verfügung stellen. Ich denke, das ist ein wich­

tiges Signal für die mittelständische Wirtschaft in Bayern, dass wir das, was wir tun 

können, in diesem Haushalt auch tun.

(Beifall bei der FDP)

Von Frau Kollegin Rupp wurde bereits zu Recht darauf hingewiesen, dass wir 38.000 

zusätzliche Studienplätze schaffen. Falsch war die Aussage, dass damit der Bedarf nicht 

gedeckt werde. Es ist zwar richtig, dass wir 70.000 Studienanfänger haben werden, aber 

nach allen Prüfungen und Untersuchungen der Universitäten decken diese 38.000 Plät­

ze den Bedarf. Es gehen auch immer wieder Studenten von der Universität ab, vielleicht 

sollte man das dazusagen. Ich denke, wenn man das mit den Universitäten aushandelt, 

darf man sich darauf berufen und davon ausgehen, dass sie uns nicht irgendwelche 

lustigen Zahlen liefern. Vielleicht kann man nachher im Gespräch erklären, wie das 

Ganze funktioniert.

Hinzu kommen 3000 neue Stellen an den Universitäten. Gemeinsam werden wir die 

Verwaltungsgebühr abschaffen. Sie wurde im Wintersemester 2004 von der alten Re­

gierung eingeführt. Wir haben in unserem Programm zur Landtagswahl, das wir am 19. 

und 20. April 2008 beschlossen haben, die Abschaffung gefordert. Die CSU hat das 

Gleiche im Juli 2008 gefordert. Wir haben das Ganze in die Koalitionsverhandlungen 

eingebracht und gemeinsam beschlossen. Jetzt wird es durch eine Gesetzesänderung 

unter Wissenschaftsminister Dr. Heubisch umgesetzt.Ich denke, auch das ist ein wich­
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tiges Signal an die Studierenden. Wir haben dies gesagt, dass die Mittel nicht der 

Universität zur Verfügung stehen, sondern allein in den Staatshaushalt fließen.

(Beifall bei der FDP)

Auch für die Kommunen tun wir mit dem neuen Doppelhaushalt mehr. Auch das kann 

nie genug sein. Wir müssen aber den Gesamthaushalt im Hinterkopf haben. Ich meine, 

wir leisten einen erheblichen Beitrag zur Konsolidierung und zur besseren Finanzaus­

stattung der Kommunen. Ich kann aus derselben Stadt wie Herr Mütze, nämlich aus 

Aschaffenburg berichten, dass wir seit Jahren bemüht sind, einen konsolidierten, ver­

nünftigen Haushalt aufzustellen. Die Kommunen sind aufgefordert, dabei mitzuarbeiten.

Alle diese Vorhaben verursachen Kosten. Es wurde bereits zu Recht gesagt, dass die 

Personalkosten alleine in den Kennzahlen die Personalkosten gestiegen sind und die 

Personalquote von 16 auf 16,8 angehoben wurde, während die Investitionsquote leicht 

abfällt. Für die blanke Zahlenseite ist das richtig. Auf der anderen Seite muss man aber 

sehen, dass die Personalkosten sehr stark für Bildung, Lehrkräfte und für Hochschulen 

eingesetzt werden. Diese Investition reicht in die Zukunft. Deshalb kann man sie nicht 

mit dem normalen Aufblähen der Personalkosten in Verwaltung und Mittelbehörden 

gleichsetzen. Das ist eine Investition in die Zukunft und deshalb richtig.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Das alles bedeutet nicht, dass wir für die Jahre 2010, 2011 und folgende die Kennziffern 

in den nächsten Doppelhaushalten außer Acht lassen wollen. Wir werden die Entbüro­

kratisierung und den vereinbarten Bürokratie­TÜV fortführen. Das bezieht ein, dass 

Gesetze und Vorschriften zeitlich befristet werden können; denn wir wissen alle, dass 

jedes Gesetz und jede Vorschrift Arbeitskräfte im Beamtenapparat bindet.

Die Haushaltsausweitung beträgt 5 %. Der Vorwurf, in Bayern werde nichts getan, ist 

faktisch falsch. Wir tun das Mögliche und das Gebotene. Die Quote innerhalb der West­

länder bleibt nach wie vor sehr gut.
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Wir sind der Meinung, dass wir von Bayern aus nicht in mehr Programme investieren 

können. Die Programme, die wir auf Bundesebene erleben, haben zwei Probleme. Zum 

ersten dauert es eine gewisse Zeit, bis die Wirkung am Markt vollzogen wird. Zum zwei­

ten ist die Hauptwirkung immer wieder im Bereich des Bauwesens. Man kann schon 

davon ausgehen, dass die Programme durch Multiplikatoreneffekte auch anderswo an­

kommen. Wir investieren aber jetzt schon über viele Projekte und Maßnahmen der 

Staatsregierung in den Baubereich. Ich meine, dass mehr geholfen ist, wenn man über 

Entlastungen spricht. Mit diesen Entlastungen steuern wir dagegen, dass die Wirtschaft 

weiter nach unten driftet und noch mehr Steuerausfälle zu befürchten sind. Vielleicht 

sollte diese Sache bei den GRÜNEN einmal ankommen.

(Beifall bei der FDP ­ Zuruf des Abgeordneten Ludwig Wörner (SPD))

Wie anfangs erwähnt, sind wir in einer wirklich schwierigen wirtschaftlichen Lage.

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Wörner (SPD))

­ Es hilft doch nichts, wenn Sie plärren. Das macht das nicht wahrer, was Sie erzählen.

(Beifall bei der FDP)

Ich kann Ihnen immer wieder von Neuem sagen: Die Personen, die hier oft stehen und 

über den Neoliberalismus reden, wissen nicht, wovon sie reden.

(Beifall bei der FDP ­ Johanna Werner­Muggendorfer (SPD): Dazu brauchen wir Sie 

bestimmt nicht!)

Frau Rupp, das Ganze ist eine etwas müßige Diskussion. Ich weiß, dass Sie es besser 

wissen; denn Sie wissen, das der Neoliberalismus die Basis für die soziale Marktwirt­

schaft ist. Das spricht in diesem Raum niemand aus.

(Beifall bei der FDP ­ Lachen und Widerspruch bei der SPD)

Protokollauszug
10. Plenum, 27.01.2009 Bayerischer Landtag ­ 16. Wahlperiode 64 



Im Vorfeld der Vorlage des Haushalts war zu lesen, dass man diesen Haushalt trotz der 

wirtschaftlichen Lage in die Tonne kippen sollte. Ich habe wörtlich zitiert. Ich würde das 

nicht sagen. Man kann daraus erkennen, wie verantwortungslos Teile der Opposition mit 

dieser Angelegenheit umgehen.

(Beifall bei der FDP)

Das ist verantwortungslos gegenüber dem Mittelstand, der die Mitte ohne die sofortige 

Beratung des Haushalts die Mittel nicht zur Verfügung gestellt bekommen könnte; ver­

antwortungslos gegenüber Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, deren Unternehmen 

keine Hilfe erhalten; gegenüber den Schülerinnen und Schülern, die keine Ausweitung 

der Lehrerzahlen erfahren würden; gegenüber den Studierenden, die nicht entlastet 

werden oder weil der Aufbau an neuen Studienplätzen nicht vonstatten gehen würde, 

und vielen anderen.

(Beifall bei der FDP)

Es wäre auch verantwortungslos gegenüber der nächsten Generation. Würden wir län­

ger warten, würden die Auswirkungen der Krise immer schlimmer werden, und wir 

könnten nicht entgegenwirken.

(Johanna Werner­Muggendorfer (SPD): Wer sagt denn, dass wir warten sollen?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, ich streite mich gerne mit Ihnen über das 

Thema, wie eine Entlastung erfolgen sollte. Das ist immerhin noch eine politische Aus­

sage. Nur die politische Aussage zu bringen, wie Teile der GRÜNEN das tun, dass wir 

das Ganze stoppen, erneut beginnen sollen und somit sechs Monate keine Haushalts­

beratung haben werden, ist verantwortungslos und eine Beleididung der politisch mün­

digen Bürger und der Vernunft.

(Lachen bei den GRÜNEN ­ Heiterkeit bei der SPD)

­ Da können Sie schreien, solange Sie wollen.

Protokollauszug
10. Plenum, 27.01.2009 Bayerischer Landtag ­ 16. Wahlperiode 65 



(Beifall bei der FDP ­ Zurufe der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE) und Johanna 

Werner­Muggendorfer (SPD))

Wir hier in diesem Raum tragen Verantwortung für die Maßnahmen in der aktuellen Lage, 

aber wir tragen auch Verantwortung für künftige Generationen. Auf diesem schmalen 

Grat bewegen wir uns, wenn wir einen solchen Haushalt verabschieden. An diesem 

Punkt ist ein Kommentar zu dem Bild des Geisterfahrers angebracht. Ein Geisterfahrer 

fährt gegen die Richtung und gegen den Strom. Was im Straßenverkehr völlig falsch ist, 

ist in der Wirtschaftspolitik richtig. Dort soll man sich antizyklisch gegen den Strom be­

wegen.

(Johanna Werner­Muggendorfer (SPD): Da sind wir uns einig, Respekt!)

Das sagt auch Herr Keynes, auf den Sie sich so oft berufen. Ich meine, es ist gar nichts 

Kritisches zu sehen, wenn die Regierung auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik in eine 

andere Richtung als die Konjunktur fährt.

Wir tragen die Verantwortung für die kommende Generation, und wir sind uns dessen 

auch sehr bewusst. Bei allem, was wir bisher wissen, werden wir 2009 ohne Verschul­

dung auskommen. Bisher hat in diesem Raum noch keiner den Stein der Weisen 

gefunden. Auch wir nicht. Wir werden im Herbst mit den neuen Zahlen regulieren müs­

sen. Bis dahin sehe ich den sicher sehr ereignisreichen Haushaltsberatungen entgegen 

und freue mich auf Ihre Änderungsanträge.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Ich erteile Herrn Abgeordneten Hallitzky das Wort 

zu einer Zwischenbemerkung und bitte Herrn Karsten Klein noch einmal an das Red­

nerpult.

Eike Hallitzky (GRÜNE):  Sehr geehrter Herr Klein, wären Sie bereit zur Kenntnis zu 

nehmen, dass die theoretische Grundlage, aufgrund der Sie behaupten, dass es mit 

Steuerentlastungen mehr Steuereinnahmen gebe, zum einen empirisch noch nie zum 
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Erfolg geführt hat und zum zweiten von Ronald Reagan ausprobiert wurde, was die USA 

absolut in die Pleite geführt hat? Würden Sie zur Kenntnis nehmen, dass die Aussage, 

man würde bei den sich jetzt auftürmenden Schulden mit Steuererleichterungen dauer­

haft zusätzliche Einnahmen akquirieren und zusätzliche Haushaltsstabilität erzeugen, in 

der Tat politische Geisterfahrerei ist? ­ Sie haben das Wort ohnehin für sich akzeptiert. 

Dafür bin ich Ihnen sehr dankbar. Das stimmt auch. Das mögen Sie als Intervention oder 

als Frage deuten.

Nehmen Sie jedenfalls bitte zur Kenntnis:Die Vorstellung, Steuererleichterungen wären 

für dieses Land derzeit tragfähig, hat das Niveau von Voodoo­Zauberei, bei der man 

versucht, fern jeder Realität eine Situation zu beschwören, die so nicht eintreten kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Herr Kollege Klein.

Karsten Klein (FDP):  Sie können es noch dreimal sagen, aber davon wird der Wahr­

heitsgehalt auch nicht höher. Wir wissen alle, dass die Situation damals in Amerika 

entstanden ist, weil sich die USA damals auf der anderen Seite der Laffer­Kurve befun­

den haben. Im Übrigen können wir gerne auch einmal ausführlich darüber diskutieren. 

Der Vorteil einer Entlastung, die übrigens nicht erst zur Jahresmitte, sondern sofort be­

zogen wird, ist eben, dass sie sofort wirkt  - im Gegensatz zu Konjunkturprogrammen,

die sehr lange brauchen, bis sie wirken. Dann kann die Wirtschaft schon wieder in einer 

ganz anderen Situation sein. ­ Wenn Sie das auch endlich einmal zur Kenntnis nehmen 

könnten, wäre ich sehr dankbar.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Vielen Dank, Herr Kollege Klein. Als Nächster 

erteile ich der Abgeordneten Erika Görlitz für die CSU­Fraktion das Wort.

Erika Görlitz (CSU):  Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich noch 

kurz auf den kommunalen Finanzausgleich eingehen. Es ist eine Besonderheit in Bay­
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ern, dass man sich mit den kommunalen Spitzenverbänden an einen Tisch setzt und 

dass hier die Schwerpunkte der Politik für die Kommunen in einer Zusammenarbeit ver­

einbart werden. Ich denke, es ist was Tolles dabei herausgekommen. Lassen Sie mich 

deshalb noch einmal darauf eingehen.

Meine Damen und Herren, in der Gesamtbilanz steigt der kommunale Finanzausgleich 

um 225,9 Millionen auf insgesamt 6,8 Milliarden Euro. 2007 haben wir das erste Mal die 

Grenze von 6 Milliarden erreicht. Daran sehen Sie, wie wichtig und wie effektiv dieser 

Finanzausgleich für die Kommunen ist.

Der kommunale Finanzausgleich gibt ganz wichtige Impulse für das Wachstum und die 

Konjunktur. Bedenken Sie, dass von den Kommunen allein 60 % aller Investitionen der 

öffentlichen Hand getätigt werden. Da wird einem bewusst, wie wichtig es ist, dass diese 

Mittel zur Verfügung gestellt werden. Auch die Anhebung der Verbundsätze ist ein ganz 

wichtiger Bereich. Nur das gibt den Kommunen Sicherheit.  Beim allgemeinen Steuer

verbund wird es eine grundsätzliche Erhöhung von 11,7 auf 11,94 % geben. Das hört 

sich jetzt ein bisschen wenig an; aber diese 0,24 Prozentpunkte machen immerhin 61 

Millionen aus. Damit erreichen wir 3,07 Milliarden. Außerdem ist der Kraftfahrzeugsteu­

erverbund ein wichtiger Punkt. Auch hier wird sich der Ansatz erhöhen. Schon im letzten 

Jahr wurde er von 42,83 % auf 50 % angehoben. In diesem Jahr legen wir einen weiteren 

Prozentpunkt drauf. Mit 51 % haben wir eine Steigerung um 16 Millionen. Ganz beson­

ders wichtig ist, dass damit auch der kommunale Straßenbau unterstützt werden kann. 

Die Mittel im Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz können wir damit um 30 Millionen 

anheben.

Insgesamt ermöglichen die Anhebungen der Verbundsätze Schwerpunktsetzungen so­

wohl bei den investiven Mitteln wie auch bei den allgemeinen Deckungsmitteln. Das wirkt 

natürlich bei den Verwaltungshaushalten der Kommunen ganz besonders.

Die Investitionsförderung ist ein weiterer wichtiger Schwerpunkt. 118 Millionen Euro 

mehr wollen wir in diesem Bereich investieren. Das macht haushaltssperrenbereinigt 
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allein beim Schulhausbau 45 Millionen Euro aus; auch die Krankenhausfinanzierung ist 

ein wichtiger Schwerpunkt mit 22,4 Millionen; das ist eine Erhöhung auf dann insgesamt 

500 Millionen Euro. Die Investitionspauschale ist für die Kommunen ein ganz wichtiger 

Punkt, weil sie hier einen gewissen Bewegungsspielraum für eigene Entscheidungen 

haben. Hier werden wir auf 173,3 Millionen Euro kommen; das sind immerhin 11 % mehr 

als im letzten Jahr.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch beim Gemeindeverkehrsfinanzierungs­

gesetz können wir mit 30 Millionen aufstocken. Wir haben damit 160 Millionen für diesen 

ganz wichtigen Bereich. Damit verhindern wir einen Abfinanzierungsstau in diesem Be­

reich. Auch für den Straßenbau und den Straßenunterhalt, was für unsere Flächenland­

kreise unheimlich wichtig ist, wird es eine Steigerung auf 250 Millionen Euro geben.

Auch der Forderung, die Verwaltungshaushalte zu stärken, die die kommunalen Spit­

zenverbände immer wieder erheben, können wir Rechnung tragen. Die Schlüsselzu­

weisungen, das Kernelement des kommunalen Finanzausgleichs, werden weiter um 

142,6 Millionen auf 2,58 Milliarden weiter steigen. Damit werden ganz besonders die 

schwächeren Gemeinden und Landkreise gestärkt; sie können ihre Einnahmen so ver­

bessern.

Die Schülerbeförderung ist uns ebenfalls sehr wichtig; hier halten wir den Staatsanteil 

von 60 % mit 8 Millionen mehr, die draufgelegt werden. Auch die Bezirke, hier der So­

zialhilfeausgleich, bleiben bei 580 Millionen, obwohl wir für die Bezirke die Übernahme 

der Gewässer der zweiten Ordnung beschlossen haben; damit sparen die Bezirke 9 

Millionen, die der Freistaat Bayern übernommen hat.

Angesichts der schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ­ der Minister hat das 

am Anfang dargestellt ­ setzt der kommunale Finanzausgleich 2009 ein ganz klares Si­

gnal. Er gibt den Kommunen Finanzsicherheit und versetzt sie in die Lage zu investieren. 

Erneut ist es gelungen, einen aufgabengerechten und ausgewogenen kommunalen Fi­
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nanzausgleich zu gestalten. Es wird wieder wahr: Damit ist der Freistaat Bayern ein 

verlässlicher Partner der Kommunen.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Entschuldigung: Erlauben Sie eine Zwischenfrage 

der Kollegin Kamm?

Christine Kamm (GRÜNE):  Frau Görlitz, Sie haben den kommunalen Finanzausgleich 

sehr gelobt, auch die Zuweisung an die Bezirke. Haben Sie zur Kenntnis genommen, 

dass die nur noch im Jahr 2009 so bleiben soll und dass sie 2010 gekürzt werden soll?

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Frau Görlitz.

Erika Görlitz (CSU):  Der Schwerpunkt liegt jetzt auf dem Finanzausgleich 2009. Sie 

wissen selbst, dass jedes Jahr neu verhandelt wird. Wenn es hier Veränderungen gibt, 

kann das sicherlich entsprechend angeglichen werden. Wir müssen immer abwarten, 

wie die Situation im nächsten Jahr ist. Hier geht es um das Jahr 2009, und ich glaube, 

da kommen wir ganz gut zurecht.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Ich bedanke mich für Ihre Wortmeldung und für 

die Beantwortung der Frage. Weitere Wünsche zur Aussprache liegen mir nicht vor. Ich 

habe keine Wortmeldungen mehr und schließe die Aussprache. Zu einer zusammen­

fassenden Stellungnahme hat nun das Wort der Herr Staatsminister der Finanzen, Herr 

Georg Fahrenschon.

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministerium):  Herr Präsident, meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Nachdem wir noch intensive Haushaltsberatungen vor uns 

haben, will ich mich kurz fassen. Ich will aber doch auf den einen oder anderen Gedanken 

und den einen oder anderen Beitrag eingehen.
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Liebe Frau Rupp, am Ende ist es immer das Los der Opposition, dass man bei ver­

schiedenen Punkten einfach mal aufspringen muss. Deshalb verstehe ich auch, dass 

Sie jetzt aufgesprungen sind. Sie verlangen jetzt ein Konjunkturprogramm. Das Problem 

ist dabei allerdings: An dieser Stelle ist der Zug nicht nur schon auf dem Gleis, er ist 

schon angefahren, er läuft schon, er fährt!

(Zuruf der Abgeordneten Johanna Werner­Muggendorfer (SPD))

Die Bayerische Staatsregierung hat im November ein veritables Konjunkturpaket be­

schlossen. Setzen Sie sich mit den Fakten auseinander!

(Beifall bei der CSU)

Mit dem Doppelhaushalt ist der Mittelstandsschirm auf den Weg gebracht worden. Im 

Rahmen des Investitionsbeschleunigungsprogramms, das nicht heute beschlossen 

wurde, sondern das seit November schon wirkt, sind staatliche Baumaßnahmen im Um­

fang von über 350 Millionen Euro vollständig aus dem Jahr 2008 in das Jahr 2009 

übertragen worden. Die arbeiten schon, die Beträge sind schon ausgeschrieben!

(Johanna Werner­Muggendorfer (SPD): Was ist denn daran Neues? Das ist doch 

alles alt!)

Schon während der vorläufigen Haushaltsführung können aufgrund der Beschlusslagen 

Baumaßnahmen aus dem Programm 2020 im Volumen von 390 Millionen Euro begon­

nen werden. Das ist schon erledigt Frau Rupp, die sind schon am Arbeiten. Um Verzö­

gerungen bei zu fördernden Investitionen gegebenenfalls zu vermeiden, werden schon 

jetzt bei bestehenden Förderprogrammen Zustimmungen zum vorzeitigen Maßnahme­

beginn erteilt. Im Bereich von Artikel 10 FAG ist es bereits der Fall, dass Neuaufnah­

mevolumina in Höhe von 600 Millionen Euro für den Schulhausbau ausgewiesen werden 

können. Das macht insgesamt mehr als 1,3 Milliarden Euro. Frau Rupp, wachen Sie auf; 

wir sind schon dabei. Sie sind zu spät.

(Beifall bei der CSU)
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Vor diesem Hintergrund muss man sagen: Im Gegensatz zur SPD gibt der Doppelhaus­

halt die richtige Antwort in der jetzigen Lage. Wir vernachlässigen nämlich auch die 

langfristige Perspektive nicht.Wir entfachen jetzt nicht nur ein Strohfeuer und versuchen, 

es mit Neuverschuldung zu finanzieren. Das wäre genau die falsche Reaktion. Wir set­

zen diesen Doppelhaushalt in wirtschaftlich schwierigen Zeiten mit den richtigen Maß­

nahmen in Gang. Wir setzen mit dem Doppelhaushalt ein kraftvolles Zeichen gegen die 

Flaute. Versuchen Sie doch einmal den Vergleich mitzugehen. Wenn das Wirtschafts­

wachstum einbricht, wenn wir in Bayern im ersten Halbjahr 3 % hatten und die Prognose 

bei minus 2,25 % liegt, ist es doch ein veritables Zeichen der Gegensteuerung, wenn wir 

mit den Staatsausgaben um 5,4 % zulegen. Damit müssen Sie sich auseinandersetzen. 

Wir füllen jetzt diese Lücke aus. Insbesondere in der Bauwirtschaft, aber nicht nur dort, 

steuern wir mit erheblichen Mitteln dagegen. Das können Sie doch nicht einfach vom 

Tisch wischen, verehrte Frau Rupp.

(Beifall bei der CSU)

Auch beim kommunalen Finanzausgleich bitte ich Sie, nicht Birnen mit Äpfeln zu ver­

gleichen. Andere Länder speisen ihren kommunalen Finanzausgleich aus einem Steu­

erverbund. Bayern speist den kommunalen Finanzausgleich aus drei Steuerverbünden, 

aus der Kfz­Steuer, aus dem allgemeinen Steueraufkommen und aus der Grunderwerb­

steuer. Das lässt sich sehen, und das ist nicht zu unterschätzen. Vor dem Hintergrund 

bitte ich Sie, deutlich zu machen, dass wir zum richtigen Zeitpunkt mit den richtigen 

Instrumenten gehandelt haben.

Die Aussage der SPD, der Haushalt des Jahres 2007 wäre tatsächlich ausgeglichen 

gewesen und alle anderen nicht, ist schlicht und einfach falsch. Wenn man die notwen­

dige Kreditaufnahme für die Kapitalzufuhr an die BayernLB beiseite lässt, haben wir seit 

2006 keine Nettoneuverschuldung. Der Freistaat Bayern hat seit dem Jahr 2006 keinen 

einzigen Euro neue Schulden aufgenommen. Das ist die Tatsache.

(Widerspruch bei der SPD ­ Beifall bei der CSU)
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Die laufenden Einnahmen überstiegen die laufenden Ausgaben. Der Finanzierungssal­

do war positiv. Wenn Sie wollen, können Sie es in der Haushaltsrechnung nachlesen. 

Der Rechnungshof wird es Ihnen bestätigen.

Lieber Herr Pointner, ich verstehe Ihre Nachfrage nach den Rücklagen. Ich weise darauf 

hin, dass die Rücklagen ausweislich des Einzelplans 13 zum 31.12.2007 bei 1,8 Milli­

arden Euro lagen. Hinzu kam die Entscheidung beim Nachtragshaushalt 2008, weitere 

400 Millionen Euro in die Rücklage einzustellen. Der Jahresabschluss 2008 hat bei der 

Entscheidung über den Doppelhaushalt und dessen Drucklegung noch nicht vorgelegen, 

weil wir den Dezember, den steuerstärksten Monat, noch abwarten mussten. Im Jah­

resabschluss ist aber über eine Milliarde an Steuermehreinnahmen zu verbuchen ge­

wesen. Auch das wird mit dem Haushaltsergebnis 2008 dem Haushaltsausschuss zur 

Verfügung gestellt. Ich gebe Ihnen gerne die einzelnen Fundstellen an, möchte aber 

darauf hinweisen, dass wir schon in der Vergangenheit mit einzelnen Berichterstattun­

gen den absoluten Überblick über die Rücklagen gewährt und damit für Klarheit und 

Wahrheit gesorgt haben, und dass wir das auch in Zukunft tun werden.

Mit dem Programm für Investitionen der Kommunen und Länder werden im Rahmen des 

Konjunkturpakets II in Bayern 1,9 Milliarden zur Verfügung stehen. Wir werden zusam­

men mit den bayerischen Kommunen diese Chance nutzen, um den Konjunkturabsturz 

zu mildern, die Beschäftigung zu sichern und uns für die Zukunft zu stärken. Wir werden 

zusätzliche Projekte im Bereich von Bildung und Infrastruktur verwirklichen können. Aber 

auch da müssen wir auf das konkrete Bundesgesetz und die Verwaltungsvereinbarung 

mit dem Bund warten. Die Tatsache, dass heute erst das Bundeskabinett entschieden 

hat, heißt noch lange nicht, dass wir gesicherte Grundlagen haben. Das Verfahren sieht 

auch hier noch eine Bundestagsberatung und eine Beratung in der Länderkammer vor. 

Wichtig ist, dass die Kofinanzierung nicht allein vom Freistaat Bayern, sondern von den 

Kommunen und vom Staat zu leisten ist. Die Rahmenbedingungen sind aber unklar, 

deswegen hat Ihnen heute niemand etwas Genaueres oder gar Abschließendes sagen 

können.
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Ich kann aber zwei Tatsachen festhalten: Bayern muss insgesamt 476 Millionen Euro 

zur Kofinanzierung beitragen. Diese Mittel werden sowohl vom Freistaat als auch von 

den Kommunen aufgebracht werden. Zweitens gibt es Bestrebungen im Bund, dass 

selbst gut wirtschaftende Länder sich quasi verschulden müssen, um die Kofinanzierung 

des Konjunkturprogramms zu bestreiten. Das ist der falsche Weg. Es kann nicht sein, 

dass wir alle dazu zwingen, die Kofinanzierung des Konjunkturprogramms II über die 

Verschuldung zu lösen, nur weil es der Bund nicht anders kann. Das ist mit Sicherheit 

der falsche Weg, weil wir uns dann eben nicht nach unseren Möglichkeiten engagieren 

können.

(Beifall bei der CSU ­ Johanna Werner­Muggendorfer (SPD): Dann lieber keine Ko­

finanzierung?)

Lieber Herr Mütze, ich glaube, wir haben im Wesentlichen einen politischen Dissens. Ich 

sehe ihn gerade nicht, trotzdem will ich es herausarbeiten. Dort, wo Herr Mütze am Ende 

schon langweilig und fast buchhalterisch argumentiert, muss man doch festhalten, dass 

wir uns bei der Ausrichtung der Haushalts­, Finanz­ und Steuerpolitik mit aller Macht 

darauf stürzen müssen, dass wir Wachstum ins Land bringen. Ohne Wachstum werden 

wir weder Investitionen noch Konsolidierung erreichen können. Vor dem Hintergrund 

gestehe ich voll zu, dass ich auf allen mir zur Verfügung stehenden Ebenen dafür werbe, 

dass wir Steuern senken und klug investieren können, damit wir schnellstmöglich wieder 

Wachstum in unser Land bringen. Nur mit Wachstum sind wir in der Lage, Probleme zu 

lösen. Ohne Wachstum wären die Probleme größer, meine sehr verehrten Damen und 

Herren.

(Beifall bei der CSU und bei Abgeordneten der FDP)

Zum Stichwort Schaeffler kann ich Ihnen bestätigen, dass selbstverständlich der Mini­

sterpräsident, der Wirtschaftsminister und der Finanzminister Gewehr bei Fuß stehen, 

wenn ein Unternehmen von der Größe und der Bedeutung der Schaeffler­Gruppe um 

einen Termin bei der bayerischen Staatsregierung anfrägt. Das ist unsere Aufgabe. Beim 
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Ausmaß der aktuell vorherrschenden konjunkturellen Probleme wird es auch weitere 

dieser Termine geben. Alles andere gehört nicht ins Plenum des Bayerischen Landtags.

(Beifall bei der CSU und bei Abgeordneten der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit Blick auf die heutige Debatte darf ich fest­

halten, dass die Regierung mit ihrem Entwurf zum Doppelhaushalt 2009/2010 auf den 

weltweiten Konjunkturabsturz die richtige Antwort gegeben hat. Wir setzen auf ein kraft­

volles Ausgabenwachstum. Wir setzen auf Investitionen auf hohem Niveau. Und wir 

setzen auf die Stärkung der Zukunftsfelder in Bayern. Das Investitionsprogramm des 

Bundes ist eine sinnvolle Ergänzung dazu. An sich ist aber der komplette Doppelhaushalt 

ein Kraftpaket, ein Investitionspaket erster Güte. Bayern bleibt Vorbild. Ich freue mich 

auf die Debatten mit Ihnen.

(Anhaltender Beifall bei der CSU und bei Abgeordneten der FDP)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Nach § 148 der Geschäftsordnung sind beide 

Gesetzentwürfe dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen als federführen­

dem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit Einverständnis? ­ Das ist der Fall. Dann 

ist es so beschlossen.
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/209 

zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes  
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009) 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hu-
bert Aiwanger, Tanja Schweiger, 
Mannfred Pointner u.a. und Fraktion (FW) 

Drs. 16/844  

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-
rung des Finanzausgleichsgesetzes  (Finanzaus-
gleichsänderungsgesetz 2009) 
(Drs. 16/209) 
hier: Art. 1 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hu-
bert Aiwanger, Tanja Schweiger, Joachim Hanisch 
u.a. und Fraktion (FW) 

Drs. 16/845 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-
rung des Finanzausgleichsgesetzes (Finanzaus-
gleichsänderungsgesetz 2009) 
(Drs. 16/209) 
hier: Art. 10 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hu-
bert Aiwanger, Tanja Schweiger, 
Mannfred Pointner u.a. und Fraktion (FW) 

Drs. 16/846 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-
rung des Finanzausgleichsgesetzes  (Finanzaus-
gleichsänderungsgesetz 2009) 
(Drs. 16/209) 
hier: Art. 13 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Hu-
bert Aiwanger, Tanja Schweiger, 
Mannfred Pointner u.a. und Fraktion (FW) 

Drs. 16/847 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-
rung des Finanzausgleichsgesetzes (Finanzaus-
gleichsänderungsgesetz 2009) 
(Drs. 16/209) 
hier: Art. 13d 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Ände-
rungen durchgeführt werden: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es werden folgende neue Nrn. 6 und 7 einge-
fügt: 

"6. Art. 10 Abs.1 Satz 2 erhält folgende  
Fassung: 
 
„2Die Ziele der Raumordnung sind zu be-
achten, die Grundsätze und die sonstigen 
Erfordernisse der Raumordnung sind zu 
berücksichtigen.“ 

Art. 10 b Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
   „(1) Die Gemeinden und Gemeindever-
bände haben die Kosten des Bayerischen 
Krankenhausgesetzes (BayKrG), soweit 
sie nicht durch Finanzhilfen des Bundes 
gedeckt werden, insgesamt zur Hälfte zu 
tragen (Kommunalanteil).““ 

b) Die bisherigen Nrn. 6 bis 14 werden Nrn. 8 bis 
16. 

2. § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
   „(3)1Dem Kommunalanteil aus der Finanzmasse 
nach Art. 13 Abs. 2 Satz 1 FAG können in den Jah-
ren 2009 und 2010 jeweils bis zu 17.900.000 € für 
den Bau von in gemeindlicher Sonderbaulast ste-
henden Ortsumfahrungen im Zug von Staatsstraßen 
sowie für die Änderung von bestehenden Kreuzun-
gen zwischen Staats- und Gemeindestraßen sowie 
zwischen Staats- und Gemeinde- und Kreisstraßen 
und für den Bau von unselbstständigen Radwegen 
sowie unselbstständigen Geh- und Radwegen an 
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Staatsstraßen, soweit die Gemeinde die Ände-
rungskosten oder die Kosten übernimmt, entnom-
men werden.2Für die Förderhöhe und das Förder-
verfahren gelten die für den kommunalen Straßen-
bau geltenden Bestimmungen entsprechend.“ 

Berichterstatterin: Erika Görlitz 
Mitberichterstatter: Mannfred Pointner 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 
16/844, Drs. 16/845, Drs. 16/846 und Drs. 16/847 
wurden dem Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen federführend zugewiesen. Der Aus-
schuss für Kommunale Fragen und Innere Sicher-
heit hat den Gesetzentwurf und die Änderungsan-
träge Drs. 16/844, Drs. 16/845, Drs. 16/846 und 
Drs. 16/847 mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Verbraucherschutz hat den Gesetzent-
wurf und die Änderungsanträge Drs. 16/844, Drs. 
16/845, Drs. 16/846 und Drs. 16/847 endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf und die Änderungsanträge Drs. 16/844, Drs. 
16/845, Drs. 16/846 und Drs. 16/847 in seiner 
20. Sitzung am 13. März 2009 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FW: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
mit den in I. enthaltenen Änderungen  
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/845 hat 
der Ausschuss einstimmig Z u s t i m m u n g  emp-
fohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. 
seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 16/844 
und 16/847 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FW: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/846 hat 
der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FW: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere 
Sicherheit hat den Gesetzentwurf und die Ände-
rungsanträge Drs. 16/844, Drs. 16/845, Drs. 16/846 
und Drs. 16/847 in seiner 8. Sitzung am 25. März 
2009 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FW: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses z u g e s t i m m t .  
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/845 hat 
der Ausschuss einstimmig Zu s t i m m u n g  emp-
fohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. 
seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 16/844 
und 16/847 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FW: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/846 hat 
der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FW: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Verbraucherschutz hat den Gesetzent-
wurf und die Änderungsanträge Drs. 16/844, Drs. 
16/845, Drs. 16/846 und Drs. 16/847 in seiner  
10. Sitzung am 26. März 2009 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
  CSU: Zustimmung 
  SPD: Ablehnung 
  FW: Ablehnung 
  B90/GRÜ: Ablehnung 
  FDP: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses z u g e s t i m m t .  
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/845 hat 
der Ausschuss einstimmig Z u s t i m m u n g  emp-
fohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. 
seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 16/844 
und 16/847 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
  CSU: Ablehnung 
  SPD: Zustimmung 
  FW: Zustimmung 
  B90/GRÜ: Zustimmung 
  FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/846 hat 
der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
  CSU: Ablehnung 
  SPD: Zustimmung 
  FW: Zustimmung 
  B90/GRÜ: Ablehnung 
  FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Georg Winter 
Vorsitzender 
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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 16/209, 16/1011 

Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009) 

§ 1 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Staat, Ge-
meinden und Gemeindeverbänden (Finanzausgleichsgesetz 
– FAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 
2008 (GVBl S. 386, BayRS 605-1-F) wird wie folgt geän-
dert:  

1. Art. 1 wird wie folgt geändert:  

a) In Abs. 1 Satz 1 wird der Wert „11,70 v. H.“ durch 
den Wert „11,94 v. H.“ ersetzt.  

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „und 10c“ ge-
strichen.  

2. In Art. 3 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 werden die Worte „Art. 4 
Abs. 1 Satz 1 und“ gestrichen.   

3. In Art. 5 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 werden die Worte „Art. 4 
Abs. 1 Satz 1 und“ gestrichen.   

4. In Art. 7 Abs. 4 Satz 3 werden die Worte „Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz“ durch die Worte 
„Umwelt und Gesundheit“ ersetzt.  

5. Art. 9 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:  

„1Die Landkreise und kreisfreien Gemeinden erhal-
ten zu dem Aufwand für den Vollzug der Aufgaben 
der Veterinärämter und des Futtermittelrechts eine 
jährliche pauschale Zuweisung, die sich nach der 
Zahl der Tierärzte wie folgt bemisst:  
Veterinärämter mit  
1. bis zu 2,5 Tierärzten  70 000 €  
2. mehr als 2,5 Tierärzten   

bis zu 4,5 Tierärzten  86 000 €  
3. mehr als 4,5 Tierärzten  

bis zu 6 Tierärzten  119 000 €.“  

b) Abs. 5 erhält folgende Fassung:  

„(5) 1Die Landkreise erhalten zu dem Aufwand der 
Landratsämter als Lebensmittelüberwachungsbe-
hörde jährlich eine Zuweisung in Höhe von 0,13 € 
je Einwohner. 2Die kreisfreien Gemeinden erhalten 
für die Wahrnehmung dieser Aufgabe jährlich eine 
Zuweisung in Höhe von 0,26 € je Einwohner.“  

6. Art. 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„2Die Ziele der Raumordnung sind zu beachten, die 
Grundsätze und die sonstigen Erfordernisse der Raum-
ordnung sind zu berücksichtigen.“ 

7. Art. 10b Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben die 
Kosten des Bayerischen Krankenhausgesetzes (Bay-
KrG), soweit sie nicht durch Finanzhilfen des Bundes 
gedeckt werden, insgesamt zur Hälfte zu tragen (Kom-
munalanteil).“ 

8. In Art. 10c Satz 1 werden die Worte „zuzüglich der 
gemäß Art. 1 Abs. 2 bereitgestellten Verstärkungsmit-
tel“ gestrichen.  

9. Art. 12 wird wie folgt geändert:  
a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden die Worte „zuzüglich der 
nach Maßgabe der Bewilligung im Staatshaus-
halt“ gestrichen.  

bb) In Satz 2 werden die Worte „zuzüglich der 
nach Maßgabe der Bewilligung im Staatshaus-
halt hierfür bereitgestellten Mittel“ gestrichen.  

cc) In Satz 3 werden die Worte „Mindestbetrag 
von 20 000 €“ durch die Worte „nach der Um-
lagekraft gestaffelten Mindestbetrag nach 
Abs. 3“ ersetzt.  

dd) In Satz 4 werden die Worte „von Satz 2“ durch 
die Worte „der Sätze 2 und 3“ ersetzt.  

b) Es wird folgender Abs. 3 angefügt:  
„(3) 1Der Basisbetrag des nach der Umlagekraft 
gestaffelten Mindestbetrags beträgt 26 000 €. 2Der 
Basisbetrag wird mit den in Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
festgelegten Vomhundertsätzen angesetzt, soweit 
die Umlagekraft je Einwohner der kreisangehöri-
gen Gemeinden innerhalb der jeweils zugehörigen 
Umlagekraftgrenzen liegt. 3Abs. 2 Satz 2 bleibt un-
berührt.“  

10. Art. 13 wird wie folgt geändert:  
a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  
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aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:  
„1Der Staat stellt den Gemeinden und Gemein-
deverbänden 51 v.H. des Aufkommens an Kraft-
fahrzeugsteuer und 51 v.H. des auf Bayern ent-
fallenden Ausgleichsbetrags nach § 11 Abs. 2 
des Autobahnmautgesetzes für schwere Nutz-
fahrzeuge (ABMG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 2. Dezember 2004 (BGBl 
I S. 3122) in der jeweils geltenden Fassung zur 
Verfügung.“  

bb) In Satz 4 werden die Worte „Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz“ durch die Worte 
„Umwelt und Gesundheit“ ersetzt.  

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:  
„(2) 1Die Finanzmasse jedes Haushaltsjahres er-
rechnet sich aus der Summe des Aufkommens an 
Kraftfahrzeugsteuer und des auf Bayern entfallen-
den Ausgleichsbetrags nach § 11 Abs. 2 ABMG, 
die jeweils im Zeitraum vom 1. Oktober des vor-
vorhergehenden Kalenderjahres bis zum 30. Sep-
tember des vorhergehenden Kalenderjahres ange-
fallen sind. 2Der Kommunalanteil an dieser Finanz-
masse wird nach Art. 13a bis 13e aufgeteilt.  

11. In Art. 13c Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„Art. 13 Abs. 2“ die Worte „Satz 1“ eingefügt und wird 
der Wert „11,28 v.H.“ durch den Wert „10,39 v.H.“ er-
setzt.  

12. In Art. 13d werden nach den Worten „Art. 13 Abs. 2“ 
die Worte „Satz 1“ eingefügt.  

13. In Art. 13e werden nach den Worten „Art. 13 Abs. 2“ 
die Worte „Satz 1“ eingefügt.  

14. In Art. 14 werden die Worte „dem Aufkommen an 
Kraftfahrzeugsteuer“ durch die Worte „der Finanzmas-
se nach Art. 13 Abs. 2 Satz 1“ ersetzt.  

15. Art. 16 wird wie folgt geändert:  
a) In Satz 1 wird die Satznummerierung gestrichen 

und werden die Worte „§ 5b Abs. 2 Satz 5 des 
Gemeindefinanzreformgesetzes in der jeweils gül-
tigen Fassung“ durch die Worte „§ 5a Abs. 3 Satz 5 
des Gemeindefinanzreformgesetzes“ ersetzt.  

b) Satz 2 wird aufgehoben und der Wortlaut zu Fuß-
note „12)“

 wird durch den Klammerhinweis „(aufge-
hoben)“ ersetzt.  

16. Art. 23 wird wie folgt geändert:  
a) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 1 werden nach der Zahl „7“ das Komma 
und die Bezeichnung „7a“ gestrichen.  

bb) In Nr. 7 werden die Worte „und wie der bera-
tende Ausschuss nach Art. 13b Abs. 2 Satz 5 
gebildet wird“ gestrichen.  

cc) In Nr. 10 werden die Worte „Art. 7a, 8“ durch 
die Worte „Art. 8“ ersetzt und wird nach dem 
Wort „auszuzahlen“ das Wort „sind“ eingefügt 

und werden die Worte „fällig sind“ durch die 
Worte „fällig ist“ ersetzt.  

dd) In Nr. 11 werden nach der Zahl „7“ das Kom-
ma und die Bezeichnung „7a“ gestrichen.  

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:  
aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„2Die näheren Bestimmungen zur Bemessung, 
Festsetzung und Auszahlung des Härteaus-
gleichs nach Art. 16 werden durch Rechtsver-
ordnung des Staatsministeriums der Finanzen 
getroffen.“  

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und nach dem 
Wort „Rechtsverordnungen“ werden die Worte 
„nach den Sätzen 1 und 2“ eingefügt.  

c) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz“ durch die Worte 
„Umwelt und Gesundheit“ ersetzt.  

 

§ 2 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in 
Kraft.  

(2) Abweichend von Art. 13 FAG können in den Jahren 
2009 und 2010 aus der ungekürzten Finanzmasse nach 
Art. 13 Abs. 2 Satz 1 FAG jeweils 236 000 000 € zur Ver-
stärkung des Ausgleichs an die Bezirke nach Art. 15 FAG 
verwendet werden.   

(3) 1Dem Kommunalanteil aus der Finanzmasse nach 
Art. 13 Abs. 2 Satz 1 FAG können in den Jahren 2009 und 
2010 jeweils bis zu 17 900 000 € für den Bau von in ge-
meindlicher Sonderbaulast stehenden Ortsumfahrungen im 
Zug von Staatsstraßen sowie für die Änderung von beste-
henden Kreuzungen zwischen Staats- und Gemeindestraßen 
sowie zwischen Staats- und Gemeinde- und Kreisstraßen 
und für den Bau von unselbstständigen Radwegen sowie 
unselbstständigen Geh- und Radwegen an Staatsstraßen, 
soweit die Gemeinde die Änderungskosten oder die Kosten 
übernimmt, entnommen werden. 2Für die Förderhöhe und 
das Förderverfahren gelten die für den kommunalen Stra-
ßenbau geltenden Bestimmungen entsprechend. 

(4) Dem Kommunalanteil aus der Finanzmasse nach Art. 13 
Abs. 2 Satz 1 FAG können in den Jahren 2009 und 2010 
jeweils bis zu 30 000 000 € für Straßenbauvorhaben der 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die nach dem Bayeri-
schen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz gefördert wer-
den, entnommen werden.   

(5) Abweichend von Art. 13 Abs. 2 FAG errechnet sich die 
jeweils maßgebliche Masse für die Aufteilung der Leistun-
gen nach Art. 13a bis 13e FAG für die Jahre 2009 und 2010 
aus der um jeweils 462 745 098,04 € gekürzten Finanzmas-
se nach Art. 13 Abs. 2 Satz 1 FAG.  

(6) Abweichend von Art. 13a FAG ist für die Jahre 2009 
und 2010 zur Errechnung des Gemeindeanteils das jeweils 
im Zeitraum vom 1. Oktober des vorvorhergehenden Jahres 
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bis zum 30. September des vorhergehenden Jahres angefal-
lene örtliche Aufkommen der Gemeinden an Kraftfahr-
zeugsteuer für das Jahr 2009 um 27,96 v.H. und für das 
Jahr 2010 um 28,70 v. H. zu kürzen.  

(7) Abweichend von Art. 13c Abs. 1 Satz 1 FAG tritt im 
Jahr 2009 an die Stelle des Werts „10,39 v.H.“ der Wert 
„10,82 v.H.“.    

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 



Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Ich rufe jetzt gemeinsam die Tagesordnungspunkte

22, 23 und 24 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (Finanzausgleichsänderungsgesetz

2009) (Drs. 16/209)

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsanträge

der Fraktion Freie Wähler (Drsn. 16/844 mit 16/847)

und

Haushaltsplan 2009/2010;

Einzelplan 13 - Allgemeine Finanzverwaltung -

hierzu:

Änderungsanträge

der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN (Drsn. 16/726 mit 16/734 und

16/843)

und

Änderungsanträge

von Abgeordneten der SPD-Fraktion (Drsn. 16/797 mit 16/814)

und

Änderungsanträge

der Fraktion Freie Wähler (Drsn. 16/828 mit 16/839)

und

Gesetzentwurf der Staatsregierung
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über die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates Bayern für die

Haushaltsjahre 2009 und 2010 (Haushaltsgesetz - HG - 2009/2010) (Drs. 16/210)

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag

der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN (Drs. 16/743)

und

Änderungsantrag

von Abgeordneten der SPD-Fraktion (Drs. 16/818)

und

Änderungsantrag

von Abgeordneten der CSU und der FDP-Fraktion (Drs. 16/911)

Im Ältestenrat wurde für die gemeinsame Aussprache eine Gesamtredezeit von drei

Stunden vereinbart. Davon entfallen auf die Fraktion der CSU 45 Minuten, auf die SPD-

Fraktion 27 Minuten, auf die Fraktion der Freien Wähler 22 Minuten, auf die Fraktion des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 21 Minuten und auf die FDP-Fraktion 20 Minuten. Die

Redezeit der Staatsregierung orientiert sich an der Redezeit der stärksten Fraktion. Sie

kann deshalb bis zu 45 Minuten sprechen, ohne dass sich dadurch die Redezeit der

Fraktionen verlängert.

Bevor wir in die Aussprache eintreten, mache ich darauf aufmerksam, dass die Fraktion

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN beantragt hat, die Schlussabstimmung über das

Haushaltsgesetz 2009/2010 in namentlicher Form durchzuführen.

Nun eröffne ich die gemeinsame Aussprache. Als erster Redner hat das Wort Herr Kol-

lege Winter. - Bitte schön.

(Beifall bei der CSU und der FDP)
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Georg Winter (CSU):  Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf

Sie alle recht herzlich begrüßen. Wenn ich gewusst hätte, dass jetzt so schönes Wetter

ist und dass Sie alle lieber draußen sitzen würden, hätte ich gar keine Rede vorbereiten

müssen. Aber schade, wir haben die Wetterprognosen nicht in den Sitzungsplan einge-

taktet.

(Ludwig Wörner (SPD): Ich habe gemeint, die CSU ist für das Wetter zuständig!)

- Kaum scheint die Sonne, wollen alle raus.

(Zuruf von Staatminister Fahrenschon)

- Danke, Herr Staatsminister, es ist wichtig, wenn man Unterstützung hat. So ist es, das

schöne Wetter steht auch für unseren Haushalt. Wir haben gesagt, er ist ein Leucht-

turmprojekt - und schon scheint die Sonne. Damit ist das, was der Kollege Wengert

gestern vorgetragen hat, schon widerlegt.

Zunächst möchte ich an dieser Stelle aber aufrichtig für die Unterstützung Danke sagen.

Meine Damen und Herren, wir haben in fünf Wochen in 13 Sitzungen beraten und be-

schlossen; wir haben 5.000 Seiten, 20 Nachschublisten und über 300 Änderungsanträge

bearbeitet. Ich kann an dieser Stelle nur sagen: Es war wirklich beeindruckend, mit welch

hoher Präsenz die Kolleginnen und Kollegen aller Fraktionen an den Beratungen des

Haushaltsausschusses teilgenommen haben. Trotz unterschiedlicher Auffassung in der

Sache sind wir sehr fair und tolerant miteinander umgegangen; bei den Beratungen hat

ein gutes Klima geherrscht.

Ganz konkret möchte ich noch Ihnen, Frau Kollegin Rupp, neben den anderen Kolle-

ginnen und Kollegen im Haushaltsausschuss als meiner Stellvertreterin danken, natür-

lich auch den Damen und Herren Mitarbeitern im Landtagsamt. Da ist der Sitzungsdienst

gefordert, aber auch ganz besonders das Ausschussbüro des Landtagsamts unter der

Leitung von Frau Fecke und ihren Mitarbeiterinnen.

(Allgemeiner Beifall)
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- Darüber freuen sich die Damen sicherlich.

Danken möchte ich auch Ihnen, Herr Finanzminister und Ihrem Haus, den Mitarbeitern

und Mitstreitern, die alle viel zu tun hatten, sowie den Referenten in den anderen Häusern

und Fraktionen, die ebenfalls stark gefordert waren.

(Allgemeiner Beifall)

Die Nachrichten, die uns dieser Tage erreichen, betreffen selbst Firmen wie Mercedes.

Als kleiner Bub habe ich immer davon geträumt, dass mein Vater so ein Auto kauft.

Damals war der 190er Diesel so beliebt, man musste ein Jahr darauf warten. Aber heute

ist alles anders geworden. Die aktuellen Entwicklungen und Erfordernisse übertreffen in

vieler Hinsicht unsere Vorstellungskraft. Im internationalen Zusammenhang reden wir

nicht mehr von Millionenbeträgen, sondern von Milliarden, sowohl im Hinblick auf die

Verluste auf den internationalen Finanzmärkten als auch im Hinblick auf die Größen-

ordnung staatlicher Programme zur Stützung der Konjunktur. Die Auswirkungen der

Rezession schlagen sich in einem Tempo und mit einer Wucht nieder, wie wir dies bisher

noch nicht erlebt haben.

Die Bundesregierung musste Anfang des Jahres ihre Wirtschaftsprognose, in der sie

von einem Wachstum des Bruttoinlandsprodukts um 0,2 % ausgegangen war, auf ein

Minus von 2,25 % korrigieren. Inzwischen wird sogar von 4 % Rückgang bei der Wirt-

schaftskraft ausgegangen. Im nächsten Jahr wird sich die Erholung der Wirtschaft

wahrscheinlich nicht so schnell einstellen, wie sich das viele am Jahresanfang erhofft

hatten.

Ich bezweifle, dass wir zur Bekämpfung dieser großen Konjunkturkrise und Wirtschafts-

abschwächung die Erfahrungen aus den Zwanziger- und Dreißigerjahren des letzten

Jahrhunderts heranziehen sollten. Bei dieser Rezession liegt die Schwierigkeit darin,

dass die Welt inzwischen ein vernetztes Dorf geworden ist und sich damit diese Aus-

schläge potenzieren.
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Unsere Wirtschaftswissenschaftler, die sonst so gerne Negativprognosen abgeben, soll-

ten einmal darüber nachdenken und uns sagen, wie wir auf diese neue Entwicklung

reagieren sollten. Sie sollten uns sagen, was wir von der Psychologie her tun sollten, um

eine Steigerung dieser Ausschläge zu vermeiden. Ich hätte den Wunsch, dass sich der

ganze Brain-Trust über diese Frage Gedanken macht. Wir leben nicht in den Jah-

ren 1920 oder 1930. Wir stehen vor einer Herausforderung anderer Art. Deshalb brau-

chen wir auch andere Instrumente. Dazu habe ich bisher von niemandem etwas gehört.

Die Rezession schlägt sich natürlich auch in den Arbeitsmarktzahlen nieder. Wir alle

wissen: Wenn die Spirale einmal nach unten geht, wird es schwierig. Dann wird weniger

gekauft und in der Folge sinkt auch die Nachfrage bei den anderen Unternehmen. Die

Krise wird dann auch bei Branchen ankommen, die bislang nicht davon betroffen waren.

Erfreulicherweise sind unsere Bürger optimistisch und beleben die Konjunktur. Sie las-

sen sich nicht schrecken.

Bereits bei der Debatte über den Etat des Wirtschaftsministers wurde die Frage aufge-

worfen, was von unserer Marktwirtschaft bleiben wird und welche Ordnung in Zukunft

gilt. Wir hielten im Jahre 1990 die Frage nach dem Wirtschaftssystem für geklärt. Diese

Frage muss erneut auf den Prüfstand gestellt werden. Was wird aus der Sozialen Markt-

wirtschaft? - Ist sie nach wie vor in der Lage, die Basis für Frieden, Wohlstand und

Beschäftigung zu bieten? - Wie stellen wir uns eine nachhaltige Finanzpolitik vor? -

Schaffen wir es wirklich, in Krisenzeiten mehr auszugeben, aber umgekehrt in Zeiten,

wo es uns besser geht, weniger Schulden zu machen? - Zu dieser Frage gibt es den

Vorschlag, das Grundgesetz entsprechend zu ändern. Das wäre ein positives und wich-

tiges Zeichen für Bayern, weil wir beim Zahlen im Rahmen des Länderfinanzausgleichs

in ganz besonderer Weise betroffen sind.

Neben diesen grundsätzlichen Fragen müssen wir auch die Entwicklung in unserem

Lande im Auge behalten. Wir müssen versuchen, auf der europäischen Ebene Fort-

schritte zu erreichen. Erfreulich ist, dass gerade gestern und heute bei der aktuellen

Tagung der G 20 die Themen Stabilitätspakt, Finanzmarktverfassung sowie die Forde-
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rung der Bundesregierung, internationale Regeln zur Kontrolle der Finanzmärkte aufzu-

stellen, auf der Tagesordnung waren. Ich denke, alle Länder haben den guten Willen,

bei diesen Themen Verbesserungen zu erreichen und aus dieser Krise von den negati-

ven Erfahrungen zu lernen.

Meine Damen und Herren, ich möchte das Thema Landesbank und die entsprechenden

Auswirkungen auf den Staatshaushalt nicht weglassen. Es kann nicht in Abrede gestellt

werden, dass die Neuverschuldung zur Finanzierung der Kapitalerhöhung bei der Ba-

yerischen Landesbank in der Schuldenlast des Freistaates Bayern ganz erheblich zu

Buche schlägt. Dazu möchte ich folgende Anmerkungen machen:

Erstens. Herr Ministerpräsident Seehofer hat in seiner ersten Regierungserklärung dazu

umfassend Stellung genommen und zur Vergangenheit Klartext gesprochen.

Zweitens. Herr Kollege Erwin Huber hat gestern in seinem Beitrag zu diesem Thema

ebenfalls klare Worte gefunden und nichts beschönigt.

Drittens. Wir begrüßen es, dass der Rechnungshof und die Staatsanwaltschaft in dieser

Angelegenheit prüfen. Das liegt in unserem Interesse. Sie dürfen versichert sein, dass

der neue Ministerpräsident, der neue Finanzminister, der neue Finanzstaatssekretär,

unser neuer Partner in der Regierungskoalition und natürlich auch der neue Vorsitzende

des Haushaltsausschusses sowie die Kolleginnen und Kollegen im Haushaltsausschuss

größtes Interesse an der Aufklärung haben. Wir müssen prüfen, was auf die Finanzkrise

zurückzuführen ist und ob es andere Auffälligkeiten gegeben hat, für die die Verant-

wortlichen zur Rechenschaft gezogen werden müssten. Daran haben wir das allergrößte

Interesse.

Viertens. Mit dem Haushaltsplan zum Thema Landesbank soll Transparenz erreicht

werden. Alle sollen mitverfolgen können, welche Belastungen über die Jahre hinweg

entstehen. Im Jahre 2013 soll jeder auf Knopfdruck sehen können, was tatsächlich ge-

schehen ist. Unser Anliegen ist die Offenheit.
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Fünftens. Zur Kapitalaufnahme, also zur Risikoabschirmung durch den Freistaat Bayern,

gab es keine wirtschaftlich vernünftige Alternative. Dieser Auffassung haben sich die

Medien angeschlossen. Wenn jemand eine bessere Alternative einfällt, wäre ich dank-

bar, wenn er sie mir mitteilen würde.

Sechstens. Die Einrichtung der Landesbank-Kommission war eine notwendige und rich-

tige Entscheidung. Sie kontrolliert und arbeitet aktiv an der Neuausrichtung der Bank

und dem künftigen Geschäftsmodell mit.

Siebtens. Wir achten darauf, dass bei anderen staatlichen Unternehmungen keine un-

verantwortbaren Risiken eingegangen werden. Man könnte die Auffassung vertreten,

dass beim Flughafen und bei der Messe nichts passieren könnte, weil dies solide Pro-

jekte seien. Ich gehe auch davon aus. Wir leben aber in einer paradoxen Zeit: Überall,

wo Not herrscht, wird nach dem Staat gerufen. Wenn jedoch bei Unternehmen, an denen

der Staat beteiligt ist, Risiken oder Defizite auftreten, neigen wir schnell dazu zu sagen:

Davon lassen wir die Finger. Wir müssen darauf achten, dass bei allen Unternehmen,

an denen wir beteiligt sind, die Geschäfte verantwortungsbewusst abgewickelt werden.

Achtens. Unter Berücksichtigung der Schulden zur Stabilisierung der BayernLB hat Bay-

ern unter den westlichen Flächenländern immer noch die geringste Pro-Kopf-Verschul-

dung, und zwar mit Abstand. Sie liegt in Bayern bei 2.600 Euro pro Kopf, in Baden-

Württemberg als dem nächsten westlichen Bundesland bei 3.800 Euro. Wir wissen, dass

die neuen Länder weniger Schulden haben. Wir konnten bereits seit 1946 Schulden

aufnehmen, die neuen Länder erst seit 1990. Außerdem haben wir versucht, im Rahmen

der deutschen Einheit die neuen Länder kräftig zu unterstützen. Wenn die Haushalts-

pläne so, wie sie aufgestellt sind, umgesetzt werden, wird Bayern am Jahresende

insgesamt im deutschen Vergleich an der Spitze stehen.

Der Bund hat mit dem Rettungspaket zur Stabilisierung des Finanzmarktes und den

beiden Konjunkturpaketen bereits Handlungsfähigkeit bewiesen. Vor allem das zweite

Konjunkturpaket setzt über Steuerentlastungen und Investitionen gezielte Impulse zur
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Stützung der Gesamtwirtschaft. Diese Impulse kommen schnell und direkt beim Bürger,

bei den Steuerzahlern und insbesondere bei den Kommunen an.

Zum Doppelhaushalt 2010: Hier wurde der Wunsch geäußert, dass wir mutig und kraft-

voll handeln sollten, um die Krise zu bewältigen. Hier sind alle Länder der Welt gefordert.

Bayern will seinen Beitrag dazu leisten.

Erstens. Der Doppelhaushalt ist konjunkturgerecht, weil er zur Stabilisierung der Real-

wirtschaft zukunftsträchtige Investitionen bietet, indem er den Ausbau der Infrastruktur

anstößt, verstärkt und beschleunigt.

Zweitens. Wir setzen die Vereinbarungen im Koalitionsvertrag um. Die Schwerpunkte

lauten: Kinder, Schule und Hochschulen einerseits und Wirtschaft, ländlicher Raum und

innere Sicherheit andererseits. Das sind die Vorgaben, die sich im Haushalt widerspie-

geln.

Drittens. Wir bleiben bei einer soliden Finanzpolitik und sorgen dafür, dass wir mit Aus-

nahme der Sonderlasten wegen der BayernLB auch in den Jahren 2009 und 2010 ohne

neue Schulden auskommen.

Auf der Grundlage dieser drei Leitlinien kann man den Doppelhaushalt mit Fug und Recht

als Leuchtturm bezeichnen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Die Belebung der Nachfrage ist wichtig. Dem wollen wir uns stellen.

Ich möchte noch auf zwei Dinge eingehen. Die Steigerungsrate liegt bei 4 %, unter Au-

ßerachtlassung der BayernLB bei 6,8 %. Die Schwerpunkte habe ich genannt: auf die

Zukunft ausgerichtete Ausgaben für die Bildung und Ausgaben zur Stützung der Kon-

junktur. Um das an wenigen Zahlen festzumachen, die man mit in die Osterwoche

nehmen kann, gehe ich auf das Investitionspaket bzw. das Volumen ein. Man kann

mehrere Rechnungen anstellen und kommt immer auf ein sehr gutes Ergebnis.
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Wenn wir die letzten fünf Jahre betrachten und nachsehen, wie viel wir investiert haben,

dann kommen wir auf 4,5 Milliarden Euro. Wir sind jetzt bei 5,6 Milliarden Euro, also gibt

es 1,1 Milliarden Euro mehr. Auch wenn wir die Zahlen von 2007 zum Vergleich heran-

ziehen, haben wir 1 Milliarde Euro mehr. Ob kurzfristige Betrachtung oder mittelfristige

Betrachtung: Wir haben 1 Milliarde Euro mehr im Haushalt, eine gute halbe Milliarde

Euro mehr als im letzten Jahr, aber das war bekanntlich ein Wahljahr und da tun wir

immer mehr als sonst. Anders habe ich das nicht in Erinnerung. Es soll auch andere

Landesregierungen geben, die das so handhaben.

(Zuruf der Abgeordneten Simone Tolle (GRÜNE))

Trotzdem übertreffen wir den Rekord - Frau Tolle, darum habe ich es gesagt. Trotz

Wahljahr und entsprechenden Ausgaben liegen wir heuer um eine halbe Milliarde Euro

über dem Rekord.

(Beifall bei der CSU - Georg Schmid (CSU): Sehr gut!)

Ich komme zum Konjunkturpaket, das zunächst mit 50 Milliarden Euro veranschlagt ist.

Wenn man da die Rechnung aufmacht, ist man überrascht, was wirklich übrig bleibt. Die

SPD ist immer ganz stolz auf das Paket. Ich frage mich allerdings, warum die Kollegen

von der SPD immer so stolz auf den Bund sind. Zunächst einmal: Der Bund sind wir alle.

Regiert wird er von der Union und von der SPD, wir sind also auch dabei, und zwar mit

einer Kanzlerin.

(Zuruf der Abgeordneten Adelheid Rupp (SPD))

- Frau Rupp, das ist ganz wichtig: die erste Bundeskanzlerin - eine Besonderheit.

Jetzt wird es spannend. Wie gesagt, zunächst sind es 50 Milliarden Euro. Bei den Steu-

ern haben wir eine Menge bewegt. Das ist okay, das wird der Finanzminister noch

darlegen. Da ist viel Positives erreicht worden. Jetzt kommen wir zu den 13 Milliarden

Euro. Der Bund sagt, 3 Milliarden Euro investiere ich selbst, 10 Milliarden Euro werden
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an die Länder verteilt. Bayern erhält netto 1,4 Milliarden Euro. Den Betrag können wir

stehen lassen.

Jetzt wird es noch interessanter. Von den 1,4 Milliarden Euro kommen heuer, in 2009,

483 Millionen Euro bei uns an. Den Kommunen geben wir 338 Millionen Euro. Das ist

auch okay. Dann bleiben für den Staatshaushalt, also für unsere Ausgaben, noch

145 Millionen Euro übrig. Aber es geht weiter. Wir reichen an unsere Kommunen nicht

nur das Geld des Bundes weiter, sondern legen heuer 121 Millionen Euro drauf. Zieht

man jetzt von den 145 Millionen Euro, die uns im Staatshaushalt 2009 von Herrn Stein-

brück - das kann man einfügen - gegeben werden, die 121 Millionen ab, dann bleiben

ganze 24 Millionen Euro, die tatsächlich im Staatshaushalt für uns übrig bleiben.

(Christa Naaß (SPD): Heuer?)

- Heuer. Das können wir mal drei hochrechnen. Frau Naaß, das ist keine Frage.

Insgesamt haben wir aber hier ein Ergebnis, wie wir es von den Kommunen im April

kennen: Große Summen erwecken immer große Erwartungen und viele interessieren

sich dafür, aber am Ende wird es immer ein bisschen weniger.

Ich komme zu einer anderen Geschichte. Uns von der CSU - ich denke, uns allen, weil

wir alle das Wohl unseres Landes im Auge haben -¨wäre wohl das Folgende am liebsten.

Herr Finanzminister, es wäre eine tolle Sache, wenn Sie das durchsetzen könnten. Ob

eine Chance besteht, weiß ich nicht. Es gibt wohl Urteile; das ist nicht so einfach. Sie

haben schon die Verschuldungsregeln mit hereingenommen. Aber zum Träumen schön

wäre es schon, wenn Folgendes passieren würde:

Wir zahlen beim Länderfinanzausgleich 2,9 Milliarden Euro. Über die Ausgleichsrege-

lung der Umsatzsteuer kommen noch einmal 2 Milliarden Euro hinzu. Das macht

zusammen knapp 5 Milliarden Euro. Jetzt wäre es eine schöne Sache, wenn man Fol-

gendes tun könnte - größtes Empfängerland ist ohnehin Berlin -: Lieber Finanzminister,

gib den bayerischen Anteil am Konjunkturpaket, die 438 Millionen Euro in 2009, gleich
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den Herren in Berlin und in Bremen, lasse uns den Länderfinanzausgleich und die Um-

satzsteuerverrechnung, dann könnten wir die 4,9 Milliarden Euro zu unseren 5,6 Milli-

arden Euro dazunehmen, dann hätten wir eine Investitionsquote von 23 %, von der wir

träumen. Mit 10,5 Milliarden Euro an Investitionen wären wir dort, wo die SPD immer hin

will. Wir könnten mit voller Kraft noch mehr tun.

(Beifall bei der CSU - Georg Schmid (CSU): Beeindruckende Rechnung!)

Ich bin froh, dass Kollege Wengert da ist; er hatte gestern große Zweifel an dem Leucht-

turm. Deswegen habe ich mir die Mühe gemacht, das Ganze noch einmal aufzuschrei-

ben, damit man das in Kurzform aufnehmen kann. Herr Wengert, ich habe Ihnen gestern

nicht einmal widersprochen. Es war eine leichte Herausforderung, als Sie gesagt haben,

was wir alles nicht können. Ich habe mir gedacht, jetzt lassen wir die Augsburger Kom-

munalpolitik weg und bleiben beim Staatshaushalt, für den wir zuständig sind.

(Georg Schmid (CSU): Vernünftig!)

Ich komme zunächst zum Einsatz der Staatsregierung auf Bundesebene. Je mehr die

Opposition den Ministerpräsidenten für seine vielfältigen Einsätze und Taktschläge, die

in kurzen Intervallen kommen, kritisiert, umso mehr besteht die Chance, dass die Bürger

die Dinge wahrnehmen. Erstens wird das immer in den Medien aufgegriffen. Zweitens

sagt man beim dritten Mal, jetzt müssen wir doch einmal hinschauen, um was es da geht,

wenn dauernd herumgestritten wird. Da sehe ich die Chance und habe die Hoffnung,

dass etwas hängenbleibt neben dem, dass bei vielen tatsächlich etwas im Geldbeutel

ankommt.

Ich nenne einige Stichpunkte:

Anhebung von Kindergeld und Kinderfreibetrag zum 01.01.2009.

Erbschaftsteuer: Es besteht die Chance, dass das Familienheim bei den Angehörigen

bleibt.
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Unterstützung für den Mittelstand: Die Betriebe kommen nicht bei der Erbschaftsteuer

unter die Räder.

Pendlerpauschale: Die Rückzahlung der Pauschale für 2007 wurde in Rekordzeit ab-

geschlossen. Man kann den Finanzämtern nur dafür danken, dass sie über eine Million

Einkommensteuerfälle geprüft und insgesamt 290 Millionen Euro zurückgezahlt haben.

(Beifall bei der CSU - Georg Schmid (CSU): Großes Lob!)

Konjunkturpaket II: Entlastung bei der Einkommensteuer, Grundfreibetrag, Senkung des

Eingangssteuersatzes, Abflachung des Tarifs, Kinderbonus.

Reduzierung des Beitrags zur gesetzlichen Krankenversicherung ab 01.07.2009 auf

14,9 %. Abzugsfähigkeit von Krankenversicherungsbeiträgen ab dem Jahr 2010, ohne

dass das Geld an anderer Stelle weggenommen wird. Das haben wir im Antrag deutlich

gemacht.

Ich komme zur Landesebene. Es gibt ein bayerisches Beschleunigungsprogramm.

Damit konnten die Haushaltsausgabereste in Höhe von 350 Millionen Euro sofort ein-

gesetzt werden.

Weiter die vorgezogene Freigabe beim FAG in der Größenordnung von gut 600 Millionen

Euro.

Dann gab es den Bildungsgipfel der Kommunen im Interesse der Ganztagsschulange-

bote, die Finanzierung des Mittagessens für bedürftige Schulkinder und eine noch

besser aufgestellte Jugendsozialarbeit an Schulen.

(Beifall bei der CSU)

Ich hätte noch eine ganze Seite, weil wirklich viel passiert ist.

Auch zu den Schwerpunkten des Doppelhaushalts 2009/2010 einige Stichpunkte:
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Für die Schulen gibt es 2.738 zusätzliche Stellen. Ich kann mich in meiner achtzehnjäh-

rigen Zeit als Parlamentarier nicht daran erinnern, dass wir schon einmal mehr getan

hätten. Dazu kommt, dass wir zusätzlich 100 Millionen Euro für den Ausbau der Ganz-

tagsschulen und 200 Millionen Euro für die Ganztagskonzeption bereitstellen. Der

Schulgeldersatz für die Privatschulen wird auf 75 Euro erhöht. Bis zum Ende der Legis-

laturperiode haben wir das Ziel, auf 100 Euro zu kommen.

Ich komme zu den Hochschulen. - Schulen und Hochschulen in dieser Kombination, das

gab es noch nicht. Zunächst einmal erfolgt eine vorgezogene Freigabe des Einzelplans

15. Damit besteht die Chance, dass die Hochbaumittel mit jeweils mehr als 400 Millionen

Euro - zusammen knapp 900 Millionen Euro - bis 2009 und 2010 schon beschlossen

sind. Auf diese Weise kann jetzt schon ausgeschrieben werden. Das haben wir bereits

Anfang März im Plenum beschlossen. Damit ist für diesen großen Schwerpunkt der Start

schon freigegeben. Zu den 2.738 Lehrerstellen kommen noch einmal 3.000 neue Stellen

im wissenschaftlichen Bereich. Dann kommen wir zu den Kindern. Für die Kinderbe-

treuung sind in diesem Jahr 676 Millionen und im nächsten Jahr 720 Millionen Euro

ausgewiesen. Auch den Kinderschutz, der notwendig ist, wie wir wissen, werden wir

verstärken und verbessern.

Zur inneren Sicherheit. 500 zusätzliche Stellen gibt es heuer und 500 zusätzliche Stellen

im nächsten Jahr. 230 zusätzliche Stellen gibt es in der Justiz zusammen mit den Stellen

für Richter und Staatsanwälte.

Bei den Finanzämtern gibt es 500 neue Stellen.

Der kommunale Finanzausgleich ist der höchste und beste, den wir je hatten. Das wurde

gestern Abend auch vom Gemeindetagspräsidenten bestätigt. Insgesamt sind es

6,35 Milliarden Euro. Die Steigerung beträgt 4 %. Der kommunale Anteil wird erhöht, und

die Schlüsselzuweisungen erreichen eine Rekordsumme von 2,58 Milliarden Euro. Alles

das kann sich sehen lassen. Wir verstärken die Investitionen in die Krankenhäuser und

in den Hochbau. Damit investieren wir an der richtigen Stelle.
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Im öffentlichen Dienst ist es wichtig, dass die Leute Geld haben und es ausgeben und

etwas kaufen können. Deswegen ist es gut, dass 18.000 zusätzliche Beförderungsmög-

lichkeiten im Haushalt ausgewiesen sind. Das Tarifergebnis wird auch auf die Beamten

ohne Abstriche übertragen. Die Altersteilzeit wird zu verträglichen Bedingungen fortge-

führt. Soweit zum Haushalt.

Jetzt noch ein paar allgemeine Anmerkungen. Wichtig sind auch die Eckdaten des

Haushalts. Vorher hatte ich die Verschuldung erwähnt, jetzt möchte ich nur noch ganz

kurz auf die Zinslastquote eingehen, die insbesondere im Zusammenhang mit den be-

sonderen Belastungen immer wieder angesprochen wird. Trotz der besonderen Belas-

tungen ist das Ergebnis beeindruckend. Die Zinslastquote beträgt in unserem Etat 3 %.

Man kann sie noch nach Jahren aufschlüsseln. 2009 sind es 2,7 %, nächstes Jahr 3,1 %.

Wie immer zählt nur der Vergleich, wenn man aussagekräftig sein möchte. In den an-

deren Ländern beträgt die Zinslastquote im Durchschnitt 8 %. Damit unterscheiden wir

uns ganz deutlich von den anderen Ländern. Dadurch wird auch klar, dass der Freistaat

Bayern wirklich vorgesorgt hat. Nur deshalb sind wir in der Lage, so auf die jetzige Si-

tuation zu reagieren.

Dafür möchte ich noch ein paar Beispiele nennen. In der Vergangenheit war es alles

andere als einfach, auf viel Wünschenswertes zu verzichten. Nur so können wir die

Haushaltssicherungsrücklage beanspruchen. Nur so können wir die Sonderprogramme

finanzieren und das Geld aus dem Programm "Zukunft Bayern 2020" tatsächlich aus-

geben. Als Stichwort nenne ich nur das Klimaprogramm mit einem Gesamtumfang von

1,7 Milliarden. Wichtig ist dabei aber auch, dass diese 1,7 Milliarden nicht aus Privatis-

ierungserlösen stammen, sondern aufgrund einer sorgfältigen und weitsichtigen Politik

und aufgrund von Einsparungen und Steuermehreinnahmen in unserem Haushalt auf-

gelaufen sind, sodass wir jetzt ohne neue Schulden arbeiten können.

(Beifall bei der CSU und der FDP)
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Zum Schluss sage ich ohne Ironie auch der SPD Danke dafür, dass sie ihre Positionen

in der Pressekonferenz dargestellt hat. Sie hat eine andere Position als wir. Das ist in

Ordnung, es soll auch Alternativen geben. Sie haben es deutlich angesprochen. Ihre

Alternative lautet, das Geld aus der Rücklage sofort auszugeben. Wir sehen dagegen

die Gefahr und das Risiko, dass die Krise noch viel heftiger wird und dass wir erst am

Anfang der Krise stehen. Deshalb müssen wir weiterhin in der Lage sein, kraftvoll zu

reagieren. Deshalb haushalten wir. Für uns gilt: Spare in der Zeit, dann hast du in der

Not. Darauf greifen wir zurück. Ich sage Ihnen zum Abschluss einen ganz herzlichen

Dank für Ihre Aufmerksamkeit und bedanke mich noch einmal für das gute Miteinander.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Die nächste Rednerin ist für die SPD-Fraktion Frau

Kollegin Rupp.

Adelheid Rupp (SPD):  (von der Rednerin nicht autorisiert) Herr Präsident, Kolleginnen

und Kollegen! Lieber Kollege Winter, ich möchte mich als stellvertretende Ausschuss-

vorsitzende zunächst auch für das gute Miteinander im Haushaltsausschuss bedanken.

In der Sache waren die Auseinandersetzungen sehr hart, persönlich aber immer sehr

fair. Ganz persönlich möchte ich mich beim Landtagsamt und hier stellvertretend bei

Frau Fecke bedanken.

(Allgemeiner Beifall)

Sie hat für die vielen neuen Mitglieder im Haushaltsausschuss sehr viel geleistet. Da-

durch wurde es auch möglich, die Beratungen zügig zu führen. Genauso gilt mein Dank

auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Ministerien und - das möchte ich hier

ausdrücklich sagen, auch wenn es ein bisschen merkwürdig erscheint - unseren eigenen

Haushaltsreferenten. Die eigenen Mitarbeiter der Fraktionen leisten auch immer sehr

viel. Sie sollten an der Stelle auch erwähnt werden.

(Allgemeiner Beifall)
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Kollege Winter, Sie haben von einer Herausforderung neuer Art geredet. Das sehe ich

genauso. Sie haben den Haushalt gleichzeitig als einen Leuchtturm dargestellt. Ich

würde ihn eher etwa so beschreiben: Eine kleine Taschenlampe brennt. Das Bild würde

wahrscheinlich besser zutreffen.

(Georg Schmid (CSU): Leuchtturm ist schon schöner!)

Bei den Beratungen am Dienstag - das betrifft den Ministerpräsidenten und Sie, Herr

Schmid - dachte ich mir, ob bei Ihnen überhaupt angekommen ist, in welcher Situation

sich die Menschen draußen befinden. Hier wird gebetsmühlenartig wiederholt, wir hätten

eine ganz schwere Finanz- und Wirtschaftskrise. Tatsächlich habe ich aber immer wie-

der den Eindruck, dass diese Krise für Sie nur virtuell besteht.

(Beifall der Abgeordneten Johanna Werner-Muggendorfer (SPD))

Ich möchte hier einfach nur einmal die Zahlen nennen, die wir in Bayern haben. Wir

haben 342.000 Arbeitslose und 395.000 Menschen, die Kurzarbeit leisten. Hier dürfen

wir uns bei unserem Arbeits- und Sozialminister Olaf Scholz dafür bedanken, dass das

Kurzarbeitergeld auf 24 Monate ausgedehnt wurde.

(Beifall bei der SPD)

Die Zahlen in Unterfranken sind vielleicht schon der Vorbote für das, was auch in Ober-

bayern noch kommen kann. Im Arbeitsamtbezirk Schweinfurt haben wir derzeit über

12.000 Arbeitslose und 20.000 Arbeitnehmer, die Kurzarbeit leisten. Betroffen sind

282 Firmen. In Aschaffenburg haben wir über 9.000 Arbeitslose und 16.000 Menschen

in Kurzarbeit. Über 330 Firmen sind dort betroffen. Die Menschen in Kurzarbeit sind in

ihrer materiellen Existenz bedroht. Viele davon können tatsächlich arbeitslos werden.

Davon sind dann wieder die Familien betroffen. Außerdem wissen wir auch, dass ältere

Menschen und Frauen nachher nicht mehr ohne Weiteres Arbeit finden werden. Das ist

ein Problem, das wir nicht aus dem Blick verlieren sollten. Deshalb kann überhaupt nicht

nachvollzogen werden, warum die CSU und die FDP in Sachen Konjunkturpaket und
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konjunkturelle Impulse nicht tätig wurden. Die einzigen Impulse waren das Geld vom

Bund, die guten Ideen der SPD und die schlechte Umsetzung der Programme durch die

Staatsregierung.

(Beifall bei der SPD)

Herr Schmid, Sie haben gestern gesagt - -

(Georg Schmid (CSU): Vorgestern!)

Entschuldigung. - Vorgestern haben Sie gesagt, dass die vielen Rücklagen, die wir

haben, dem guten Wirtschaften zu verdanken seien. Ich möchte Sie darauf hinweisen,

dass von diesen Rücklagen allein 1,9 Milliarden Euro aus Steuereinnahmen des letzten

Jahres stammen.

(Georg Schmid (CSU): Das ist doch gut so! Es war klug, dass wir das Geld nicht

ausgegeben haben!)

Das sind Steuereinnahmen aus dem letzten Jahr. Das war nicht gutes Wirtschaften über

Jahre hinweg, sondern das waren unerwartete Steuereinnahmen im letzten Jahr.

(Georg Schmid (CSU): Das geht mal so, mal so!)

- Das geht nicht mal so oder mal so. Sie können die Ergebnisse in den Rücklagen nicht

für sich reklamieren, weil die CSU die gesamtwirtschaftliche Lage genauso wenig be-

stimmt, wie sie die Seen und Berge in der Bundesrepublik schafft.

(Beifall bei der SPD - Georg Schmid (CSU): Sie hätten das Geld ausgegeben!)

Bei der Bewertung der Situation stellen wir immer wieder fest, dass Ihre Beiträge von

Widersprüchlichkeiten geprägt sind. Zum einen fordern Sie eine antizyklische Finanz-

politik. Der Ministerpräsident räumt ein, dass dafür auch einmal mehr Geld in die Hand

genommen werden muss, als der Staat tatsächlich zur Verfügung hat. Damit gibt er in

seinen Ausführungen - wenn auch vorsichtig - zu, dass eine Verschuldung in einer sol-
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chen Situation durchaus denkbar ist. Sie, Herr Schmid, sagen dagegen, Sie wollen auf

jeden Fall einen ausgeglichenen Haushalt, und etwas anderes dürfe es auch nicht

geben.

(Georg Schmid (CSU): Das ist auch vernünftig so!)

- Melden Sie sich doch anschließend zu Wort und plappern Sie nicht dauernd dazwi-

schen.

(Beifall bei der SPD - Georg Schmid (CSU): Weil Sie etwas Falsches sagen! Sie

reden einen Unsinn, den wir uns anhören müssen!)

- Wenn ich mich so aufführen würde wie Sie, wenn Sie Unsinn reden, müsste ich hier

auf den Bänken tanzen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD - Georg Schmid (CSU): Sie haben wohl die Weisheit

mit dem Löffel gefressen!)

Und nun zur FDP, die das große Wort von der sozialen Marktwirtschaft ständig im Mund

führt und dabei nie

(Unruhe bei der CSU und der FDP - Glocke des Präsidenten)

- also, ich bitte Sie, jetzt für Ruhe hier zu sorgen, denn das ist echt unpassend, das ist

wirklich unpassend - die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Blick hat und, wie ich

glaube, im Kern auch nicht verstanden hat, was soziale Marktwirtschaft ist, sondern es

einfach der Zeit geschuldet sieht, sich auch dieses Begriffes zu bedienen, um nicht ganz

so neoliberal dazustehen.

(Beifall bei der SPD)

Weiter geht es mit der Frage der Investitionsquote. Auch da war es interessant, Zahlen

zu hören, die schlicht nicht gestimmt haben. Sie haben sich hier hingestellt und gesagt:

Wir sorgen dafür, dass die Investitionsquote steigt. Das war Ihre Aussage, das war der
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Tenor Ihrer Reden. Dazu muss man einfach die nüchternen Zahlen nennen. Im ersten

Nachtragshaushalt 2008 betrug die Investitionsquote 13,4 %. Für 2009 waren 12,5 %

und für 2010 12 % geplant. Also, jetzt denke ich doch, dass Ihre rechnerischen Kennt-

nisse so weit gehen, dass Sie wissen, dass 13,4 % im Jahr 2008 mehr sind als 12,5 %

2009 und 12 % 2010. So viel traue ich Ihnen durchaus noch zu. Das Endergebnis, das

wir jetzt haben, ist allein aufgrund der Nachschubliste, also aufgrund des Konjunkturpa-

kets, so, dass die Investitionsquote 2009 13,6 % und 2010 13,4 % beträgt.

Herr Finanzminister, Sie haben in Ihrer Eingangsrede zu den Beratungen des Haushalts

gesagt, in schlechten Zeiten solle man deutlich investieren. Nun möchte ich aber wissen,

wo in Ihrem Haushalt die Steigerung von 2008 auf 2009 und 2010 zu finden ist. Das ist

nirgendwo der Fall. Im Gegenteil, Sie haben die Zeichen der Zeit nicht erkannt, Sie haben

einen Schönwetterhaushalt gemacht und sich darauf verlassen, dass der Bund tätig wird.

Da muss ich Ihnen sagen: Das ist deutlich zu wenig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

An ihren theoretischen Ausführungen - ich habe es wohl schon einmal gesagt - hätte

Werner Schieder, der große Keynesianer in unserer Fraktion, seine Freude, aber in der

Umsetzung nicht ein Schritt, nicht ein Stück. Das ist, denke ich, etwas, was so nicht

gehen kann, weil es die Anliegen und Probleme der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer in Bayern schlicht leugnet und sich ihrer nicht annimmt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Zurufe von der CSU)

- Also, schrecklich die Jungs hier vorn! Ein bisschen ruhiger, ein bisschen ruhiger!

Nun zu den Haushaltsberatungen im Einzelnen. Ich möchte nicht auf die Einzelpläne

eingehen. Das haben die Fachpolitiker getan, das muss ich nicht mehr tun. Aber ich

möchte natürlich auf die Punkte des Konjunkturpakets eingehen.

Wir von der SPD haben im November klar erkannt, dass dieses Land Probleme bekom-

men wird und dass die Arbeitsplätze in Bayern in einer ganz schwierigen Situation
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stehen. Wir haben daher ein Konjunkturpaket mit ganz klaren Forderungen aufgelegt.

Wenn wir uns die einzelnen Punkte der CSU anschauen, müssen wir sagen, dass es in

Teilbereichen eine komplette Übereinstimmung gibt, dass es in Teilbereichen zumindest

hinsichtlich anteiliger Summen Übereinstimmung gibt und dass es einige wenige Punkte

gibt, die Sie nicht aufgegriffen haben.

Ich möchte das wiederholen: Das sind der Hochschulbau und die Hochschulsanierung,

die energetische Gebäudesanierung, Bau und Sanierung von Schulen, das regionale

Wirtschaftsförderprogramm, die Breitbandversorgung, die ÖPNV-Busförderung, Unter-

haltung und Bau von Staatsstraßen, Wohnungsbau, Landesbehindertenplan, Mittel aus

der Kfz-Steuer für die kommunale Infrastruktur, Krankenhausfinanzierung, Städtebau-

förderung. Das waren die Punkte, die wir mit unseren Anträgen bereits im November

aufgegriffen haben.

Sie haben das dann auch getan. Dazu muss ich Ihnen aber Folgendes sagen: Ich glaube,

in Zeiten der Krise ist es völlig unangemessen, Spielchen zu spielen. Sie spielen an

diesem Punkt das Spielchen: Wir stellen den gleichen Antrag, aber beschließen nicht

positiv über das, was die SPD beantragt hat. - Diese Anträge sind positiv erledigt, sie

sind teilweise bis auf den Cent identisch. Die GRÜNEN haben zum Beispiel zur Breit-

bandversorgung genau den gleichen Antrag wie wir gestellt, und über das Finanzminis-

terium wurde das auch so eingebracht.

Wie kleinmütig muss man sein, wie kleinmütig muss man sein, dass man diese Anträge

nicht nehmen und sagen kann: Ihr habt recht, und jetzt lasst uns darüber gemeinsam

abstimmen!

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CSU)

Kolleginnen und Kollegen, wie armselig ist es, wie engstirnig muss man sein, in einer

Situation, in der wir wissen, dass Zehntausende, wenn nicht mehr als Hunderttausend

von Arbeitslosigkeit bedroht sind, nicht sagen zu können: Okay, da war die SPD schnel-

ler, hat früher daran gedacht, hat auch an die richtigen Punkte gedacht, wir können auch
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noch den gleichen Antrag stellen, aber dann lasst uns das alles gemeinsam positiv ver-

abschieden.

(Beifall bei der SPD)

Da muss ich Ihnen sagen: Liebe Kolleginnen und Kollegen, das deutet eindeutig darauf

hin, dass Sie die Lage nicht erkannt haben,

(Beifall bei der SPD)

dass Ihnen nicht klar ist, dass diese Krise sehr tiefgreifend ist, dass diese Krise größte

Probleme für die Wirtschaft in Bayern mit sich bringt und dass diese Krise eine Bedro-

hung für die Familien und die Menschen in Bayern ist. Das haben Sie offensichtlich nicht

begriffen, wenn Sie an solchen Stellen nicht einmal in der Lage sind zu sagen: Lasst uns

den Weg gemeinsam gehen; das sind richtige Ideen, das sind richtige Vorschläge; wir

sehen das genauso.

Ich bitte Sie wirklich, über so ein Verhalten nachzudenken. Denken Sie darüber nach!

Da draußen können Sie das eigentlich nicht rechtfertigen. Das ist der Situation und dem

Ernst der Lage in gar keiner Weise angemessen. In gar keiner Weise!

(Beifall bei der SPD)

Das ist das, was mich auch hier hoch frustriert: Richtige Gedanken, richtige Ideen, früh-

zeitiges Erkennen von Problemen werden ignoriert. Das Geschäftsmodell der Landes-

bank wurde von uns vor über einem Jahr thematisiert und von Ihnen mit Hohngelächter

abgelehnt. Wir haben das richtig erkannt. Wir haben darauf gedrängt, dass man sich

damit befasst, Kolleginnen und Kollegen. Sie haben das einfach beiseite geschoben.

Nehmen Sie wahr: Gute Politik macht man dann, wenn man vorausschaut und voraus-

schauend agiert und handelt und nicht nur Rituale abspult. Wenn Politik zu Ritualen

verkommt, dann ist sie es wirklich nicht mehr wert. Wenn es um die Menschen draußen

geht, um ihren Verdienst, ihr Einkommen und ihre Arbeitsplätze, dann sind Rituale ge-
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fälligst nachrangig. Kolleginnen und Kollegen von der CSU und der FDP, ich erwarte von

Ihnen, dass Sie diesen Stil ändern, dass Sie sachgerecht arbeiten und dass Sie positive

Vorschläge aufnehmen.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten Hubert Aiwanger (FW))

Zur Umsetzung des Konjunkturpakets möchte ich nicht mehr viel sagen. Ich möchte

einen Punkt erwähnen. Es sind insgesamt 1,9 Milliarden Euro zu investieren. Der Anteil

des Freistaates sollte wenigstens bei 25 % liegen. Was gemacht wurde, sind 100 Milli-

onen Euro, die der Freistaat hineingibt. Das sind also nicht die zusätzlichen Impulse, die

hätten gesetzt werden können. Das wird nicht getan, sondern es wird versucht, mit

Haushaltstricksereien schließlich den eigenen Anteil sicherzustellen. Auch das ist der

aktuellen Lage definitiv nicht angemessen

(Beifall bei der SPD)

Sie reden sehr viel von Steuersenkungen und Abgabensenkungen, damit der Konsum

angekurbelt wird. Wir sind uns in einem Punkt einig: Es ist richtig, jetzt den Konsum

anzukurbeln. Das ist eine völlig richtige Aussage. Die Binnennachfrage bei uns ist ein

Riesenproblem. Im Maschinen- und Anlagenbau haben wir irrsinnige Umsatzrückgänge,

weil diese Industrie so exportorientiert ist und eben im Moment nichts mehr exportiert

werden kann.

Aber dann lassen Sie uns doch das tun, was wir hier schon zigmal erwähnt haben, näm-

lich hier in Bayern Punkte ändern, damit die Menschen das Geld unmittelbar im Geld-

beutel behalten. Ich nenne nur zwei Dinge: kostenfreies Kindergartenjahr und Streichung

der Studiengebühren.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie wollen, dass die Menschen mehr Geld im Geldbeutel haben, dann tun Sie

doch etwas und versuchen Sie nicht, auf Berlin zu warten. Im Übrigen - auch das muss

ich klarstellen - kann man mit uns jederzeit über Steuersenkungen reden, wenn es darum
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geht, die Ungerechtigkeit der Progression zu beenden, denn das betrifft die niedrigen

Einkommensgruppen und das ist ungerecht. Darüber kann man mit uns reden. Aber nicht

über Steuersenkungen für die wirklich Vermögenden in diesem Land, weil die genau in

dieser Situation eine Aufgabe und eine Verpflichtung haben!

(Beifall bei der SPD)

Da würde ich mit Ihnen lieber über die Vermögensteuer reden.

Ein letzter Punkt - dann sind nachher meine Kollegen zum Haushaltsgesetz und zum

FAG dran - betrifft Risiken, die auf uns zukommen. Selbst mit den Anträgen der SPD

wäre dieser Haushalt ausgeglichen. Wir sind nicht so vermessen, das für 2010 zu be-

haupten. Wir alle wissen nicht, was 2010 auf uns zukommt. Wir wissen nicht, wie stark

die Steuereinnahmen sinken werden. Die Steuereinnahmen werden sinken, soviel ist

klar. Wir wissen nicht, welche weiteren Risiken die BayernLB in sich birgt. Auch das ist

nicht bekannt. Ich gehe deshalb davon aus, dass wir sehr schnell einen Nachtragshaus-

halt brauchen werden. Ich bitte Sie alle, wenn es dann wieder um Maßnahmen geht, um

die Arbeitsplätze in Bayern zu schützen: Bitte seien Sie so vernünftig, arbeiten Sie mit

uns zusammen, nehmen Sie unsere Ideen positiv auf. Lassen Sie Ihren Kleinmut bei-

seite.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Für die Fraktion der Freien Wähler spricht nun Herr

Kollege Pointner.

Mannfred Pointner (FW):  Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-

legen, Herr Staatsminister! Zunächst möchte ich mich dem Dank des Herrn Kollegen

Winter an alle, die an den Haushaltsberatungen beteiligt waren und mitgeholfen haben,

anschließen: an das Landtagsamt und an das Ministerium. Es war eine angenehme und

faire Arbeit, auch wenn, wie heute schon gesagt, unsere Anträge fast alle abgelehnt

wurden. Darauf komme ich aber später noch.
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Herr Staatsminister, Sie haben schon mehrmals stolz verkündet, dass der Doppelhaus-

halt 2009/2010 ausgeglichen und ohne Neuverschuldung ist. Das ist richtig, wenn man

diesen Doppelhaushalt formal betrachtet. Es wurde zwar schon mehrfach gesagt, ich

muss aber trotzdem wiederholen, dass die 10 Milliarden Euro für die Landesbank eine

Belastung darstellen, die weiter wirkt.

(Josef Miller (CSU): Andere wären froh, wenn Sie diesen Haushalt hätten!)

Wenn sie 10 Milliarden zahlen dürften?

(Josef Miller (CSU): Nein, im Hinblick auf die Gesamtsumme!)

Dann war das wohl ein Missverständnis. - Fakt ist aber nun einmal, dass die 10 Milliarden

bezahlt werden müssen, und ob wir dieses Geld je wieder zurückbekommen, ist fraglich.

Auch Sie selbst, Herr Finanzminister, haben gesagt, dass wir vielleicht nur einen Teil

zurückbekommen. Das mag nun aber einmal dahingestellt sein. Warten wir ab, was in

den nächsten Jahren kommt. Tatsache ist aber, dass heuer für diesen Kredit 200 Milli-

onen Euro an Zinsen aufgewendet werden müssen und im Jahr 2010 400 Millionen Euro.

Wir können nur hoffen, dass es in den nächsten Jahren bei den 400 Millionen Euro bleibt.

Dieses Geld fehlt uns aber hinten und vorne, vor allem für die Finanzierung der Maß-

nahmen, die wir gewünscht, die wir beantragt haben.

Dieser Doppelhaushalt 2009/2010 konnte nur deshalb ohne Neuverschuldung ausge-

glichen werden, weil aufgrund der Steuermehreinnahmen der letzten Jahre - das hat

Frau Rupp schon angesprochen -, Rücklagen gebildet werden konnten. Von diesen 3,8

Milliarden Euro Rücklagen - so ist mir vom Finanzministerium mitgeteilt worden, Herr

Huber hat gestern von 5 Milliarden Euro gesprochen, vielleicht liegen noch irgendwo 1,2

Milliarden Euro herum, die wir noch nicht kennen -, die am Beginn dieses Jahres vor-

handen waren, werden laut Haushaltsplan 3,7 Milliarden Euro entnommen. Am Ende

dieses Doppelhaushaltsjahres sind dann noch ganze 100 Millionen Euro übrig, jedenfalls

nach der jetzigen Rechnung. Wir alle erwarten mit Sorge das Ergebnis der nächsten
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Steuerschätzung. Dann könnten diese Zahlen schnell zur Makulatur werden und ein

Nachtragshaushalt unausweichlich sein.

Allein die schon beschlossenen Steuerentlastungen, sie stehen im Haushalt, führen zu

Mindereinnahmen von 3,5 Milliarden Euro in diesem Doppelhaushalt. Die Minderein-

nahmen konnten zwar durch die Rücklagen ausgeglichen werden, ich frage mich aber,

wie Sie den Haushalt ausgleichen wollen, wie Sie die nächsten Haushalte ausgleichen

wollen, wenn die Rücklagen einmal weg sind.

Steuermehreinnahmen sind nicht ersichtlich, im Gegenteil. Die Wirtschaftskrise, auch

das wurde schon angesprochen, wird massiv auf die Steuern durchschlagen. Sie haben

zwar 1,4 Milliarden Euro - jedes Jahr 700 Millionen Euro - Mindereinnahmen eingeplant.

Wir alle haben die Hoffnung, denn wir sitzen alle in einem Boot, dass das reicht.

Es ist auch nicht zu erwarten, dass der Bund ein weiteres Konjunkturprogramm auflegt,

das den Ländern ermöglicht, überfällige Investitionen durchzuführen, ohne dass dafür

zusätzlich eigenes Geld in die Hand genommen werden müsste, wie das hier in Bayern

geschehen ist, mit Ausnahme des Kofinanzierungsanteils in Höhe von 100 Millionen

Euro für die Gemeinden. Es ist auch nicht zu rechtfertigen, dass der Bund sich weiter

verschuldet, denn das Konjunkturpaket des Bundes war auf Schulden aufgebaut. Es

nützt auch nichts, wenn wir hier in Bayern immer auf unsere vergleichsweise geringe

Pro-Kopf-Verschuldung verweisen, denn wir sind mitverantwortlich für die horrenden

Schulden des Bundes. Die Schulden des Bundes sind auch unsere Schulden. Wir müs-

sen sie mittragen, und zwar überproportional.

Herr Staatsminister, vor einigen Tagen haben Sie im Rundfunk gesagt - das habe ich

zufällig gehört -, dass Ihnen für die zukünftigen Haushalte nur Ihr Optimismus hilft. Ich

bin grundsätzlich auch ein Optimist, und wenn ich auf die letzten Jahrzehnte zurückbli-

cke, in denen ich mit Haushalten zu tun gehabt habe, dann sind den schlechten Jahren

auch immer wieder gute gefolgt. Andererseits darf man vor lauter Optimismus die Rea-

lität nicht aus dem Auge verlieren. Die Realität spricht leider eine andere Sprache. Herr
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Hacker ist im Moment leider nicht da. Er hat uns gestern vorgehalten, dass unsere An-

träge Mehrausgaben in Höhe von 1,7 Milliarden Euro verursacht hätten, ohne dass wir

eine Gegenfinanzierung angeboten hätten. Gleichzeitig fordern Sie von der FDP aber

weiterhin massive Steuererleichterungen, ohne eine Gegenfinanzierung anzubieten.

(Beifall bei den Freien Wählern und der SPD)

Eine Gegenfinanzierung der schon vorgenommenen Steuererleichterung ist weiterhin

nicht in Sicht.

(Tobias Thalhammer (FDP): Die Gegenfinanzierung erfolgt über den Konsum!)

- Dazu komme ich schon noch. Ich möchte an dieser Stelle klarstellen, dass wir grund-

sätzlich gesehen nicht gegen eine gerechte und notwendige Steuerreform sind, die auch

mit Erleichterungen verbunden sein soll. Die Ehrlichkeit gebietet es aber, darauf hinzu-

weisen, dass bestimmte Maßnahmen, die gefordert werden, die notwendig und wün-

schenswert sind, nicht durchgeführt werden können, und dass wir uns auf erhebliche

Sparmaßnahmen einstellen müssen, wenn Kredite nicht aufgenommen werden sollen,

weil der ausgeglichene Haushalt Vorrang hat. Natürlich verstehen Sie und auch wir - und

hier komme ich nun zu Ihnen, Herr Thalhammer - Steuererleichterungen als Möglichkeit

zur Konjunkturbelebung. Aber auch unsere Anträge waren darauf ausgerichtet, nach-

haltig die Konjunktur zu beleben und die Wirtschaftskraft zu stärken. Mehr Geld für die

Bildung beispielsweise sind Investitionen in die Zukunft. Alle Wirtschaftsverbände sehen

eine gute Bildung als einen herausragenden Standortvorteil. Mehr brauche ich zu diesem

Thema gar nicht zu sagen, das wissen wir alle.

(Beifall bei den Freien Wählern und der FDP)

Als ehemaliger Kommunalpolitiker möchte ich an dieser Stelle auch sagen, dass sich

die öffentliche Hand immense Folgekosten im sozialen Bereich spart, wenn wir den Kin-

dern eine vernünftige Bildung anbieten.
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Mehr Geld für die Straßen, für DSL und die Wirtschaftsförderung, das sind die klassi-

schen Felder eines Konjunkturprogramms. Wir brauchen nur auf das Konjunkturpaket II

des Bundes sehen, das genau für diese Maßnahmen Mittel bereitgestellt hat. Unseren

Anträgen wurde auch nachgekommen, weil Gelder für den Straßenbau und für DSL aus

dem Konjunkturpaket zusätzlich dazugekommen sind.

Das gilt auch für unsere Anträge, die mehr Geld für die Kommunen gefordert haben.

Gerade finanzschwache Kommunen, die wir stärken wollen, haben einen enormen In-

vestitionsbedarf.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Wir sehen das beim aktuellen zweiten Konjunkturpaket, bei den Maßnahmen, die für die

Gemeinden bereitgestellt werden. Bei meinen Gesprächen mit den Gemeinden und den

Landkreisen zeigt sich schon jetzt, dass diese Maßnahmen mehrfach überzeichnet sein

werden. Die Anträge gehen weit über die vorhandenen Mittel hinaus. Das ist ein Zeichen

dafür, dass die Kommunen weitaus mehr investieren könnten, wenn sie die entsprech-

enden Mittel hätten.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Damit bin ich bereits beim kommunalen Finanzausgleich. Ich muss zunächst anerken-

nen, dass der Anteil der Kommunen im allgemeinen Steuerverbund von 11,7 auf 11,94 %

erhöht wurde,

(Georg Schmid (CSU): Sehr positiv!)

dass der Anteil am Kfz-Steuerverbund von 50 auf 51 % erhöht wurde

(Georg Schmid (CSU): Sehr gut!)

und dass auch der Zuschuss zur Schülerbeförderung - zum anderen komme ich noch,

Herr Schmid - jetzt wieder bei 60 % ist. Auch das Gesamtvolumen des Finanzausgleichs

wurde erhöht um 4 % oder 0,8, je nachdem, wie man es rechnet, für 2009 und 2010.
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Ich muss auch anerkennen, dass die 100 Millionen Euro als Hälfte der Kofinanzierung

beim Konjunkturpaket für die Gemeinden bereitgestellt wurden.

Aber wenn der Herr Innenminister gestern sagte, dies sei der kommunalfreundlichste

Haushalt,

(Georg Schmid (CSU): Ja, ist er!)

dann muss dem schon widersprochen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der Freien Wähler)

Mag sein, dass die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände bei den FAG-Verhand-

lungen Ende letzten Jahres zufrieden waren.

(Georg Schmid (CSU): Ja, sogar sehr!)

Sie mussten auch zufrieden sein, weil sie nicht mehr erreichen konnten. Sie alle wissen

aber, dass die Forderungen der Kommunalvertreter weitaus höher liegen.

(Georg Schmid (CSU): Das ist aber schon seit 50 Jahren so!)

Ich möchte, wenn ich darf, Herr Präsident, aus einem Papier zitieren. Das stammt nicht

von uns, nicht von den Freien Wählern, sondern vom Präsidenten des Landkreistages,

überschrieben mit "Forderungen des Bayerischen Landkreistags für die 16. Legislatur-

periode", unterschrieben vom Präsidenten Theo Zellner. Sie wissen, welcher Partei er

angehört, wobei bei den Landräten die Partei überhaupt keine Rolle spielt.

(Zuruf von der SPD: Oh!)

- In diesen Dingen habe ich längere Erfahrung als Sie, auch als Sie, Herr Fahrenschon,

ich war lange genug dabei, und das Verhältnis untereinander war sehr gut, ganz gleich,

welcher Partei einer angehörte. Die FDP ist da außen vor, weil sie keinen Landrat stellt.

Die CSU hat natürlich noch 50 Landräte, aber das kann sich auch einmal ändern.
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(Tobias Thalhammer (FDP): Man braucht auch Bundestags- und Europaabgeord-

nete!)

Meine Damen und Herren, was hat der Landkreistag gefordert? Eine Anhebung des

Kommunalanteils am allgemeinen Steuerverbund von derzeit 11,7 % schrittweise auf

15 %, verbunden mit einer kräftigen Erhöhung der Schlüsselzuweisungen der Landkrei-

se. Sie haben sich dabei auf Staatsminister Huber bezogen, der bei den Finanzausg-

leichsverhandlungen 2008 seine Bereitschaft erklärt hatte, zum Doppelhaushalt

2009/2010 neu zu verhandeln. Das hat dann der Nachfolger gemacht. Aber die Erhö-

hung von 11,7 auf 11,94 %, ist natürlich recht wenig, wenn der Wunsch 15 % ist. Wenn

man wirklich auf 15 % kommen will und diese Maßstäbe dabei anlegt, dann dauert es

bis zu 15 Jahre, bis man soweit ist.

Die nächste Forderung des Landkreistages war eine Erhöhung des kommunalen Anteils

an der Kfz-Steuer von 55 auf 65 %. Ich möchte die Begründungen nicht alle vorlesen.

Der dritte Punkt: Anhebung der Erstattungsquote für die Schülerbeförderung auf 80 %.

Das waren die wesentlichen Dinge. Es gibt noch einige andere mehr, die ich jetzt nicht

ausdrücklich nennen will.

Wir haben bei unseren Anträgen diese Maximalforderungen nicht übernommen, weil wir

wussten, dass das in diesem Haushalt im ersten Schritt nicht geht. Wir haben beim

Kommunalanteil am Steuerverbund eine Erhöhung auf 12,5 % beantragt. Das sind pro

Jahr ungefähr 140 Millionen Euro, wobei wir die eine Hälfte davon zusätzlich zur Stär-

kung der Schlüsselzuweisungen verwenden wollten und die andere Hälfte zur Stärkung

der Investitionspauschale. Damit würden ganz besonders finanzschwache Kommunen

und der ländliche Raum gestärkt. Wir haben diesen Antrag auch mit Blick auf die Wirt-

schaftskrise und die wegbrechenden Steuereinnahmen gestellt. Die Gemeinden sind die

ersten, die dies zu spüren bekommen. Täglich ist zu lesen, und ich höre es auch von

den Bürgermeistern, dass Vorauszahlungen bei der Gewerbesteuer eingestellt werden,
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ja sogar - da gibt es schon Gemeinden -, dass die Rückzahlungsverpflichtungen höher

sind als die verbleibenden Einnahmen.

Dazu kommt, dass die vorhin von mir genannten Steuerminderungen durch die Steuer-

reformen auch auf die Gemeinden durchschlagen. Wenn es beim Freistaat ca. 3,5 Mil-

liarden Euro sind, dann trifft es die Kommunen, die an der Einkommensteuer beteiligt

sind, mit annähernd 1 Milliarde Euro - in den 3,5 sind ja auch noch andere Erleichterun-

gen enthalten.

Zur Belebung der Konjunktur - Sie haben es vorhin erwähnt - haben die Gemeinden aus

dem Konjunkturprogramm netto ca. 1,3 Milliarden Euro erhalten, verteilt auf drei Jahre.

Dieses Konjunkturpaket, meine Damen und Herren, geht ins Leere, verpufft, wenn die

Gemeinden wegen der Mindereinnahmen ihre sonst anstehenden Investitionen zurück-

fahren müssen. Die vom Bund geforderte Zusätzlichkeit wird dann wohl nicht erreichbar

sein.

(Beifall bei Abgeordneten der Freien Wähler)

Das wird in der Verwaltungsvereinbarung zwar nicht mehr so streng gesehen, aber der

Sinn des Pakets war ja, dass die Gemeinden zusätzlich zu dem, was sie sonst tun,

investieren. Aber wenn sie kein Geld mehr haben, können sie das nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der Freien Wähler - Tanja Schweiger (FW): Genau!)

Oder die Kommunen wählen den Weg in die weitere Verschuldung, was sich aber die

finanzschwachen Kommunen nicht leisten können, weil dann zu Recht die Aufsichtsbe-

hörde eingreifen würde.

Wir haben des Weiteren beantragt, den Anteil am Kfz-Steuerverbund von 51 % nicht auf

65, wie die Landkreise es wollen, sondern auf 55 % zu erhöhen. Diese zusätzlichen Mittel

sollen zur Hälfte, also mit 30 Millionen Euro, dem allgemeinen Straßen- und Wegebau

zugute kommen. Gerade im ländlichen Raum gibt es kleinere Gemeinden mit einem
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weitverzweigten Straßen- und Wegenetz, für dessen Ausbau und vor allem Unterhalt die

Mittel bei Weitem nicht ausreichen.

Sehr wichtig ist es uns, eine Stärkung des ÖPNV dadurch zu erreichen, dass die andere

Hälfte der zusätzlichen Mittel dorthin fließt. Der ÖPNV verursacht bei den Landkreisen

und Städten erhebliche Defizite. Diese Defizite stehen einem weiteren Ausbau entge-

gen, zumal die Förderungen - Sie wissen es - in den letzten Jahren zurückgefahren

wurden.

Als Drittes haben wir eine Erhöhung der Mittel für die Schülerbeförderung gefordert. Da

gibt es etwas, was mich schon lange ärgert, weil ich eben schon so lange dabei bin.

Ursprünglich war den Kommunen zugesagt worden, dass sie 80 % erhalten, und diese

80 % der Kosten sind anfangs auch bezahlt worden. Nach und nach wurde dieser Anteil

aber auf unter 60 % zurückgefahren, obwohl die Kosten ständig stiegen: Immer mehr

Schüler besuchen weiterführende Schulen, was natürlich zu längeren Wegen führt. Die

Schulreform in den Bereichen Realschule und Gymnasium führte zu einem weiteren

Anstieg der Schüler an weiterführenden Schulen wie natürlich auch zur Schließung der

Hauptschulen. Dazu kommen noch die erhöhten Beförderungskosten für Treibstoff und

Personal.

Mit unserem Antrag wollten wir die Quote auf ca. 67 % erhöhen, was noch weit unter

den Wünschen der Kommunen liegt, die ja 80 % wollen. Meine Damen und Herren, der

Wunschzettel der Kommunen ist natürlich noch viel länger. Wir wollten aber moderat an

die Dinge herangehen, zum Beispiel beim Ausgleich nach § 15 FAG für die Bezirke. Die

Bezirke haben steigende Fallzahlen und höhere Kosten, verursacht natürlich auch durch

den TVöD, durch die neuen Tarifverträge. Die Bezirke rechnen 2009 mit 110 Millionen

Euro Mehrkosten. Es ist schon bezeichnend und müsste zu denken geben, wenn der

Bezirk Oberbayern trotz einer erheblichen Steigerung der Umlagekraft seine Bezirks-

umlage nicht senken kann, sondern anheben muss.
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Da die kommunale Familie aber über das Umlagesystem miteinander verbunden ist,

kann grundsätzlich dahinstehen, wer mehr Geld bekommt. Natürlich gibt es immer Streit

zwischen den Bürgermeistern, den Landräten und den Bezirkstagen. Ich habe das alles

miterlebt. Aber letztlich ist es eine Familie und ein großer Topf, aus dem sich alle be-

dienen müssen.

Ein letztes Anliegen der Kommunen möchte ich vortragen, das keine zusätzlichen Kos-

ten verursacht, und zwar die rechtzeitige Auszahlung von Zuschüssen.

(Beifall bei Abgeordneten der Freien Wähler)

Die Wartezeiten, das muss ich zugeben, sind zwar beim Straßenbau, bei den Schulen

und Kindergärten noch sehr passabel - es geht vor allem beim Straßenbau sehr schnell,

manchmal ist das Geld früher da, als der Bau fertig ist -, nicht aber bei der Abwasser-

beseitigung, bei der Wasserversorgung und vor allem nicht bei der Krankenhausfinan-

zierung.

(Tanja Schweiger (FW): 15 Monate!)

Es kann nicht sein, wie es bei uns geschehen ist, dass man über sechs Jahre nach

Bauende auf die Zuschüsse warten muss, und bis der letzte Zuschuss kommt, dauert

es noch länger. Das hat nichts mit der Restzahlung nach Verwendungsnachweis zu tun,

sondern das Geld wird zögerlich ausbezahlt. Die Folgen sind, dass die Zinsen den

Großteil dieser Zuschüsse wegfressen.

Als Letztes möchte ich noch anmerken - ich habe es schon in meiner Eingangsrede

kritisiert -, dass sich im Einzelplan 13 verschiedene Unterkapitel tummeln, die eigentlich

in die Fachhaushalte gehören. Das gilt insbesondere für die in Kapitel 13 30 und 13 31

enthaltenen Fonds. Die Wahrheit und Klarheit des Haushalts würde es gebieten, dass

diese Kapitel, soweit sie Maßnahmen enthalten, die in die Fachhaushalte, zum Beispiel

in den Einzelplan 05, 08 oder 12, gehören, dort enthalten sind, wohin sie gehören.

(Beifall bei den Freien Wählern)
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Herr Präsident, ich habe jetzt noch zwei Minuten gut. Aber ich habe das letzte Mal zu

lange geredet. Ich gebe Ihnen dann diese Zeit wieder zurück.

Zum Schluss möchte ich noch betonen, dass wir den Änderungen im FAG und dem

Haushaltsgesetz nicht zustimmen werden, auch wenn wir durchaus anerkennen, dass

da und dort gute Ansätze erkennbar sind.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Es folgt nun für die Fraktion der GRÜNEN der Herr

Kollege Mütze. Bitte schön.

Thomas Mütze (GRÜNE):  Herr Präsident, Herr Minister, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Auch wir - ich denke, ich rede auch im Namen meines Kollegen Hallitzky - wollen

uns natürlich zuerst bei denen bedanken, die in den letzten Wochen besonders viel mit

dem Haushalt zu tun gehabt haben. Ich nenne das Ausschussbüro um Frau Fecke, das

wirklich - man kann schon sagen - Tag und Nacht gearbeitet hat, damit dieser Haushalt

und diese Haushaltsberatungen insofern ein Erfolg geworden sind, als wir sie abge-

schlossen haben. Vielen Dank dafür. Vielen Dank auch an die Kolleginnen und Kollegen

für die gute Zusammenarbeit im Haushaltsausschuss, besonders natürlich an die beiden

Vorsitzenden Georg Winter und Adelheid Rupp. Frau Rupp will ich aber nicht so sehr

loben wie der Herr Kollege Graf von und zu Lerchenfeld, sonst bekommt sie dieses viele

Lob in der eigenen Fraktion langsam angekreidet.

(Zuruf des Abgeordneten Ernst Weidenbusch (CSU))

Man soll ja immer überprüfen, was bei der Einbringung des Haushaltes gesprochen

wurde, was dann während der Haushaltsberatungen dazu gesagt wird und wie mit den

Anträgen umgegangen wird, denn wir hatten diesmal die Hoffnung, dass wir unsere An-

träge nicht ganz umsonst gestellt haben. Wir hofften, dass unsere Anträge zumindest

bedacht und unsere Vorschläge zumindest zum Teil umgesetzt würden. Diese Hoffnung

konnte man auch haben. Eine - in Anführungszeichen - "neue Staatsregierung", eine
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Koalition - seit Jahrzehnten etwas ganz Neues -, ließ diese Hoffnung zu. Ich mache es

kurz: Die Hoffnung hat getrogen. Die häufigste Aussage im Haushaltsausschuss war

die, die wir schon kannten. Da ist mir jetzt Kollege Barfuß in Erinnerung, der immer

gesagt hat: "Leider müssen wir Ihren Antrag aus finanziellen Gründen ablehnen." Das

kannten wir schon aus der letzten Haushaltsberatung von der CSU. Geändert hat sich

nur, dass Kollege Barfuß "leider" dazugesagt hat. Der Ton ist also netter geworden, aber

ansonsten hat sich nichts geändert.

Herr Kollege Hacker, Sie haben gestern Ihre Kollegen in Berlin so gelobt, die zum Bun-

deshaushalt 400 Änderungsanträge eingebracht hätten.

(Zuruf von der CSU: 400 Einsparvorschläge!)

- Ja, von mir aus auch 400 Einsparvorschläge. Das wären aber auch 400 Anträge ge-

wesen. Ich hätte gerne das Landtagsbüro gesehen, wenn wir mit 400 Anträgen gekom-

men wären. Die Gesichter möchte ich mir nicht vorstellen. Wir haben etwas mehr als

100 Anträge gestellt und sind mit dieser Anzahl recht zufrieden. Ich glaube auch nicht,

dass die Zahl mit Qualität zu tun. Jedenfalls bei unseren Anträgen bin ich mir da sicher.

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von den GRÜNEN: Genau! - Tobias Thalhammer

(FDP): Unsere Anträge wollen Geld einsparen, Sie wollen Geld ausgeben. Das ist

der Unterschied!)

Was mir gestern nicht gefallen hat, war das Wort "Destruktion". Dazu, uns Destruktion

vorzuwerfen und zu sagen, wir - also die Opposition - hätten in diesen Haushaltsbera-

tungen keine Vorschläge gemacht, muss ich sagen: Da muss jemand zwei Monate auf

einem anderen Planeten verbracht haben. Denn wir haben konkrete und umsetzbare,

zum Teil sogar gegenfinanzierte Vorschläge gemacht, Herr Finanzminister. Daher las-

sen wir uns Destruktion ganz sicher nicht vorwerfen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Protokollauszug
18. Plenum, 02.04.2009 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 34



Eine erste Feststellung zu diesem Haushalt: Herr Minister, das Konjunkturpaket II kam

für Sie wie gerufen. Das Konjunkturpaket hat Sie gerettet. Es ist eindeutig: Alles das,

was Sie ursprünglich - von uns anfangs bei der Einbringung kritisiert - im Haushalt nicht

stemmen wollten oder nicht stemmen konnten, haben Sie nachträglich damit finanzieren

können. Einige Maßnahmen - ich nenne zum Beispiel den ungenügenden Klimaschutz

oder die fehlenden Mittel im Bestandserhalt von Staatsstraßen - lassen Sie sich jetzt

durch das Konjunkturpaket II finanzieren. Zudem tricksen Sie bei der Gegenfinanzie-

rung; denn Sie finanzieren diese Maßnahmen zum Teil aus den Mitteln des Konjunktur-

pakets II gegen. Ich muss aber dazu sagen, ich bin froh, dass Sie damit keine

Maschinenpistolen finanziert haben, wie es beim Bund geschehen ist. Darüber sind wir

froh.

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)

Schuldenfinanziert ist das Konjunkturpaket II wohl. Aber das macht Ihnen in dem Fall

nichts aus. Das Geld nehmen Sie gerne, denn es sind Bundesschulden, und mit Bun-

desschulden haben Sie nichts zu tun. Auf Bundesschulden kann man später mit dem

Finger zeigen und sagen, die können es ja nicht, auch wenn Sie selber mit im Boot sitzen

und in Bayern scheinbar - scheinbar! - von einer Neuverschuldung noch frei bleiben.

Vorgestern hat sich der Ministerpräsident gefeiert und gemeint, die Regierung und dieser

Haushalt stünden für die Versöhnung von Ökonomie und Ökologie zum Nutzen der Um-

welt. Dann frage ich Sie, Herr Finanzminister, wie viel stand denn zum Beispiel für den

Klimaschutz in diesem Haushaltsentwurf vor dem Konjunkturpaket II? Ich sage es Ihnen:

Für die Verminderung von Treibhausgasen und Anpassungen an den Klimawandel

waren 180 Millionen Euro vorgesehen. 180 Millionen Euro in zwei Jahren, das klingt nicht

schlecht. Aber das ist natürlich eindeutig zu wenig. Von einer Effizienzoffensive und der

Vorbereitung einer dezentralen klimafreundlichen Energieversorgung in Bayern ist keine

Rede; davon ist nichts zu hören. Nun, mit dem Konjunkturpaket II kommen 900 Millio-

nen Euro dazu, vor allem für die energetische Gebäudesanierung in den Kommunen,

und zwar zum Großteil, und bei den staatlichen Gebäuden. Sie lassen sich also den
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Klimaschutz vom Bund finanzieren und dafür auch noch feiern. Das finde ich klasse. Das

finde ich wirklich mutig.

Nächstes Beispiel: Wie viel war für den reinen Bestandserhalt der Staatsstraßen vorge-

sehen? Im Haushaltsentwurf standen dafür 120 Millionen Euro für zwei Jahre. Der

Bayerische Oberste Rechnungshof fordert seit Jahren 100 Millionen Euro pro Jahr, weil

er sagt, da sei ein Investitionsstau. Man lässt hier staatliche Liegenschaften verlottern;

"verlottern" sage ich, das sagt der Rechnungshof nicht so despektierlich. Nun stehen

plötzlich mit dem Konjunkturpaket II 185 Millionen Euro zur Verfügung. Auf einmal schaf-

fen Sie es, zumindest in diesem Jahr die geforderten 100 Millionen Euro aufzubringen.

Es wären noch weitere Beispiele zu nennen, seien es die Hochschulbauten, in die Sie

mit dem Konjunkturpaket II insgesamt 1 Milliarde Euro investieren können, oder die

Breitbandförderung.

Sie nutzen dieses Konjunkturpaket II, um sich Dinge, die Sie sich eigentlich leisten

müssten, finanzieren zu lassen. Denn Schulden wollen Sie nicht machen - noch nicht,

weil der Herr Ministerpräsident vorgestern auch gesagt hat, das Prinzip des ausgegli-

chenen Haushaltes gelte weiter.

Herr Ministerpräsident, das hört sich gut an. Schön, Sie hier sehen zu dürfen. Sie mein-

ten, der ausgeglichene Haushalt sei und bleibe richtig. Dem stimme ich zu. Komisch ist

nur, dass sich Ihr Finanzminister schon in den Beratungen von diesen Aussagen ver-

abschiedet hat. Ich zitiere den Finanzminister: "Der Bayerischen Staatsregierung und

den Sie tragenden Fraktionen sei es nicht leicht gefallen, von der Grundlinie eines aus-

geglichenen Haushalts abzuweichen." Was stimmt denn nun? Sie sollten sich in Ihrer

Ministerrunde vielleicht einmal abstimmen. Aber ich sage Ihnen, der Finanzminister hat

recht, weil er eine Ahnung von Finanzpolitik hat.

(Ernst Weidenbusch (CSU): Wo ist das Zitat her?)

- Das ist der Debatte zu Einzelplan 13 entnommen.
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Woran wird deutlich, dass der Herr Minister Fahrenschon recht hat? Das wird daran

deutlich:

Erstens. Der Minister weiß, dass mit diesem Doppelhaushalt die Rücklagen aufge-

braucht sind. Der Herr Kollege Pointner hat es Ihnen vorgerechnet. Zweitens. Der

Minister weiß, dass die Steuereinnahmen in den nächsten beiden Jahren um über zwei

Milliarden zurückgehen werden. Der Minister weiß zudem - das weiß der Ministerpräsi-

dent vielleicht noch nicht -, dass das Tafelsilber, das der Freistaat in den letzten Jahren

unter Ministerpräsident Dr. Stoiber großzügig über das Land gebracht hat, weg ist. Ich

erinnere Sie an eine Schlagzeile im "Donaukurier" vom Juli 2008. Darin stand: "Bayerns

Tafelsilber ist fast weg". Im Text wird ausgesagt, Privatisierungsmilliarden schlummern

nur noch bei der Landesbank und Eon. Das klingt wie die gute alte Zeit.

Der Finanzminister weiß inzwischen auch, was ihm seine Vorgänger mit der Krise bei

der Landesbank eingebrockt haben. Die BayernLB ist kein Tafelsilber mehr. Sie ist eher

Blei in seinem Haushalt und nimmt seinem Haushalt die Rücklagen, die er für die komm-

enden Jahre bräuchte.

Schauen wir uns die Rücklagen an. 3,3 Milliarden Euro haben Sie in den letzten Jahren

- vor allem wegen des guten Jahres 2008 - zusätzlich aufhäufen können. Schon bei der

Einbringung des Haushalts war Ihnen aber klar, dass Sie ein Drittel dafür für den Aus-

gleich des Haushalts des Jahres 2010 brauchen werden. Die Steuerentlastungen des

Konjunkturpaketes II - von Ihnen mitgetragen - und zusätzlich wegen des Konjunktur-

einbruchs wegbrechende Steuermittel fressen den letzten Teil der Rücklagen auf. Ich

schätze mal - wir wissen es nicht genau - es sind 200 Millionen Euro. Für die fehlenden

Steuermittel sind Sie zuständig. Unterstützt von Ihrer Koalitionsfraktion FDP reiten Sie

einen Steuersenkungskurs. Sie fahren einen Kurs, der uns weiter in den unterfinanzier-

ten Haushalt treiben wird. Das ist Ihnen anscheinend in Wahlkampfzeiten egal.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Sie beklagen sich hier, dass Mittel wegfallen, fordern aber in Berlin weitere Steuersen-

kungen; ob das die Mehrwertsteuersenkung ist, die jährlich 100 Millionen Euro Minder-

einnahmen bringen würde, oder die Erbschaftsteuer, über die wir uns schon öfter

unterhalten haben, welche mindestens 900 Millionen Euro weniger bringen würde - und

das jedes Jahr. Eine Milliarde Euro Mindereinnahmen jedes Jahr, liebe Kolleginnen und

Kollegen, für den bayerischen Staatshaushalt! Da sind die neuen Schulden nicht mehr

sehr weit. Davon reden Sie nicht.

Genauso wenig reden Sie über die Gegenfinanzierung. Wo sind denn Ihre Gegenfinan-

zierungsvorschläge? Auch darauf hat Herr Kollege Pointner schon hingewiesen. Von

uns werden die Vorschläge gefordert. Wir regieren gar nicht. Wir sollen aber sagen, wo

das Geld herkommen soll. Sie regieren, sagen uns aber nicht, wo das Geld herkommen

soll. Das finde ich paradox, lieber Herr Finanzminister.

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abgeordneten Prof. Dr. Michael Piazolo (FW))

Die Erlöse aus den Eon-Aktien machen nur einen kleinen Teil aus. Aber ich schätze, der

Wert der restlichen Aktien dürfte unter einer Milliarde Euro liegen. Damit konnten Sie in

den letzten Jahren die Investitionsquote wunderbar hochtreiben. Diese Erlöse sind aber

nicht mehr da, Herr Finanzminister. Ministerpräsident Seehofer wäre gerne in der Posi-

tion des Ministerpräsidenten Dr. Stoiber, der in den guten Jahren 2000 bis 2004 mit dem

Geld über das Land gezogen ist, 7,2 Milliarden Euro im Land vergraben hat, verplempert

hat - so kann man sagen -, die uns jetzt fehlen. Damit können Sie die größeren Anfor-

derungen, die vor uns stehen, nicht finanzieren, Herr Ministerpräsident. Der Haushalt-

sausschussvorsitzende Georg Winter hat vorhin gesagt: "Spare in der Zeit, dann hast

du in der Not." Ministerpräsident Dr. Stoiber hat schon in der Zeit das Geld verplempert,

deshalb haben wir es in der Not nicht mehr. Das ist leider so.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie müssen eingestehen, dass die Jahre des Herrn Stoiber vielleicht doch nicht so glorios

waren, wie sie dargestellt werden.
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(Zuruf des Abgeordneten Eberhard Sinner (CSU))

Ich komme zur BayernLB. Tun Sie doch nicht so, als wäre dieser Haushalt völlig unbe-

einflusst von der BayernLB. Kollege Georg Winter hat vorhin darauf hingewiesen: Gut,

wunderbar, die BayernLB hat einen eigenen Haushaltstitel, und es habe keine Alterna-

tive gegeben.

(Georg Winter (CSU): Wunderbar habe ich nicht gesagt!)

Das will ich nicht bestreiten, lieber Kollege Winter. Es gab auch keine Alternative zu den

10 Milliarden Euro. Wer aber ist für die Schulden zuständig, die wir machen mussten? -

Der Ministerpräsident hat gesagt, Kurt Faltlhauser habe klare und respektable Worte der

Selbstkritik gefunden. Das finde ich schön. Was haben wir davon? - Wir haben auf einen

Schlag 10 Milliarden Euro Neuverschuldung im letzten Jahr. Wir haben auf einen Schlag

800 Euro Schulden für jede Bürgerin und jeden Bürger in Bayern im letzten Jahr ge-

macht. Danke, Herr Finanzminister Faltlhauser, danke, Herr Finanzminister Huber.

Beide waren auch dafür zuständig, dass die Entscheidungen der BayernLB in der Weise

getroffen wurden, wie sie getroffen wurden. Beide haben sich nicht - -

(Beifall bei den GRÜNEN - Ernst Weidenbusch (CSU): Das stimmt nicht!)

- Das ist sehr wohl wahr.

Beide haben sich nicht dagegen gewehrt. 350 Millionen Euro kosten uns jedes Jahr die

Zinsen für diese Schulden. Was die BayernLB zurückzahlen muss, gleicht das nicht aus.

Von einer Dividende gar nicht zu reden, darauf können wir lange warten. Von einem

Verkauf der Bank, um damit die 10 Milliarden Euro wieder hereinzubekommen, zu reden,

nenne ich eine Hoffnung auf etwas, was nie eintreten wird, auch wenn es nach einer

Gesundschrumpfung der Bank zum Verkauf kommen würde. Zumindest haben wir jetzt

verstanden, warum 2006 die Nettoneuverschuldung beendet wurde: Man musste spa-

ren, um die BayernLB finanzieren zu können. Es hat sich gezeigt, dass es nötig war,

dafür die Mittel anzulegen.
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Nicht zuletzt ist unklar, wie sich die neuen Regeln für die Eigenkapitalbewertung bei den

Landesbanken, die am 22.04.2009 im Europäischen Parlament beschlossen werden,

auf die BayernLB auswirken werden. Auch dazu müssen wir auf Antworten des Finanz-

ministers warten.

Bayern hat sich stets als Exportweltmeister gefeiert und leidet momentan stark unter

dem einbrechenden Export. Was die Landesbank angeht, ist Bayern nun zum Import-

weltmeister geworden. Die ehemaligen Verwaltungsräte Huber und Dr. Faltlhauser

haben nämlich mit den von ihnen abgesegneten Käufen von US-amerikanischen Wert-

papieren die Finanzmarktkrise nach Bayern importiert. Innerhalb Europas ist Deutsch-

land mit Großbritannien einer der besonders betroffenen Staaten; innerhalb Deutsch-

lands sind es besonders die Landesbanken,

(Ernst Weidenbusch (CSU): Das stimmt doch nicht!)

und bei den Landesbanken ragt die BayernLB hervor. Lieber Kollege, da ist die Bay-

ernLB, da ist die West LB.

(Ernst Weidenbusch (CSU): Was ist mit der Deutschen Bank? - Was ist mit der

Commerzbank? - Warum ist die Allianz in Schwierigkeiten? )

- Die Deutsche Bank hat sich frühzeitig von ihren Papieren getrennt und hat sie an wen

verkauft, lieber Kollege? - An die BayernLB.

(Ernst Weidenbusch (CSU): In welchem Umfang denn? Das ist doch lächerlich! )

- Das kann ja sein.

Wir befinden uns also in einer extrem schizophrenen Situation, liebe Kolleginnen und

Kollegen. Wir haben auf der einen Seite einen Haushalt, der mit Hilfe des Bundes sehr

gut finanziert ist. Auf der anderen Seite wissen wir aber gleichzeitig, dass uns wahr-

scheinlich noch in diesem Jahr der Schlag, also die Finanz- und Wirtschaftskrise treffen

wird und wir starke Steuermindereinnahmen haben werden. Die Steuerschätzung im Mai
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2009 wird die aktuelle Wahrheit an den Tag bringen. Diese Wahrheit muss nach Meinung

der GRÜNEN vor der Bundestagswahl auf den Tisch des Hauses.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir brauchen den Kassensturz, bevor Sie mit Steuersenkungspolitik in die Bundestags-

wahl ziehen und mit unklaren Zahlen argumentieren wollen. Das kann bedeuten, dass

wir schon in diesem Jahr einen Nachtragshaushalt beraten müssen, um zu sehen, wie

wir den Haushalt für das nächste Jahr finanzieren können.

Ich komme zum Einzelplan 13 und zum Haushaltsgesetz. Kollege Pointner hat sich über

das Förderunwesen im Einzelplan 13 geäußert. Der Förderdschungel, der sich inzwi-

schen ausgebreitet hat - Förderprogramme "Bayern 2020", die Offensiven "Bayern FIT",

"Nordostbayern-Programm" und wie sie alle heißen - gehören in die Haushalte, wo man

das sauber darstellen kann. Das Sammelsurium dient nicht der Klarheit und Wahrheit.

Das wurde schon gesagt.

Klarheit und Wahrheit bedeutet auch die Reduzierung der Haushaltssperre. Wir begrü-

ßen die Reduzierung auf 10 %, befürchten aber, dass dem Minister unter dem Eindruck

der Finanzkrise nichts anderes übrig bleiben wird, als die Haushaltssperre wieder auf

die 20 % zu bringen; denn das bringt ihm schnell mehr Geld und mehr Einnahmen im

Haushalt. Ich bin davon überzeugt, dass es nach der Bundestagswahl zu dieser Rege-

lung kommen wird. Ich würde Sie auffordern, das nicht zu tun. Ich kann es Ihnen aber

nicht verbieten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kann Ihnen empfehlen, das Haushaltsgesetz zu

lesen. Ich meine, das ist das interessanteste Buch der 16 Bücher. Es gibt viel Positives

zu vermerken - auch für einen Oppositionspolitiker -, manches Skurrile, aber auch ent-

scheidende Dinge, die dazu beitragen, dass wir den Haushalt ablehnen müssen.
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So wird endlich das funktionslose Aufstiegsamt im Lehrerbereich geschaffen. Das ist

eine Forderung, die wir seit Langem stellen, und die jetzt endlich umgesetzt wird. - Ja,

da kann man durchaus einmal applaudieren. Das finde ich auch.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Privatschulen erhalten eine höhere Förderung, die natürlich noch lange nicht die

100 Euro erreicht, die im Grunde von den Privatschulen gefordert werden. Da finde ich

das Verhalten von Minister Spaenle schon sehr interessant. Er hat im Haushaltsaus-

schuss gesagt, noch in dieser Legislaturperiode würden die 100 Euro erreicht. Und

vorgestern musste ich dann lesen, dass das möglicherweise erst im Jahre 2014 der Fall

sein wird. Ich meine, das ist das erste gebrochene Versprechen, bevor es bei ihm über-

haupt richtig losgeht.

Skurril finde ich die Strafe für Kurtaxepreller. Ab jetzt sind 50 Euro zu zahlen, wenn man

die Kurtaxe nicht bezahlt.

Für positiv halte ich die Entscheidung der Staatsregierung, die Kinderkrippen besonders

dann zu unterstützen, wenn sie sich in staatlichen Liegenschaften wie beispielsweise in

Hochschulen niederlassen wollen. Das halte ich für sehr gut. Gut ist auch, dass man

ermöglicht, 180 neue Wohnungen für Staatsbedienstete zu bauen. Das wird all die

Krankenschwestern, Polizisten, Justizvollzugsbeamten und andere freuen, die sich die

hohen Mieten in München nicht leisten können.

Das alles ist sehr schön, aber leider findet man in diesem Gesetz auch den Artikel 6, der

sich mit den Personalausgaben und den Stellenbesetzungen oder besser "Stellennicht-

besetzungen" beschäftigt. Das geht schon damit los, dass die Einstellungstermine auf

Oktober verschoben werden, um Geld zu sparen. Das gilt übrigens auch für die Stel-

lenhebungen. Es geht damit weiter, dass Sie frei werdende Arbeitnehmerstellen grund-

sätzlich eine Entgeltgruppe niedriger neu besetzen. Das nenne ich Motivation, liebe

Kolleginnen und Kollegen. Es ist demotivierend zu wissen, dass ich dann, wenn ich auf

eine neue Stelle komme, weniger bekomme als mein Vorgänger. Weiterhin ist die Sperre
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von 9.000 Stellen bis zum Jahre 2019 enthalten. Unbeachtet bleiben dürfen auch nicht

die 4.640 Stellen für Beamte plus die 500 Arbeitnehmerstellen, die Sie über die Arbeits-

zeiterhöhung einkassieren wollen. Das bedeutet, alle Stellen, die wir jetzt schaffen, sind

nur Bruttostellen. Was netto dabei herauskommt, sieht man erst, wenn man alles ge-

geneinander aufrechnet. Das ist nicht ganz einfach, aber wir haben es getan. Ich habe

es Ihnen schon an einem Beispiel gesagt. 1.000 Polizistenstellen brutto bedeuten 446

neue Stellen netto.

Der Punkt ist folgender: Haben wir nun staatliche Aufgaben zu erfüllen oder nicht? Ich

finde es nicht gut, wenn Kollege Lerchenfeld bedauert, so viele Leute einstellen zu müs-

sen. Haben wir nun staatliche Aufgaben zu erfüllen oder nicht? Wenn wir diese Aufgaben

nicht zu erfüllen haben, wenn es eine Aufgabenkritik geben sollte, in die Richtung, das

brauchen wir beim Staat nicht mehr, das wird ausgelagert, dann brauchen wir auch keine

Leute mehr einzustellen. Solange aber immer mehr Arbeit auf die Leute zukommt wie

beispielsweise bei den Finanzämtern, ohne dass mehr Personal eingestellt wird, ist das

nicht richtig. Dann gilt es, über diesen Artikel 6 nachzudenken.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Herr Kollege, schauen Sie bitte einmal auf die Uhr!

Thomas Mütze (GRÜNE):  Vielen Dank, Herr Präsident. Ich mache es kurz. Liebe Kol-

leginnen und Kollegen, drei Tage Haushaltsberatungen liegen hinter uns.

(Thomas Kreuzer (CSU): Kurz machen!)

- Ja, mache ich auch. Wir sind der Meinung, Sie haben mit diesem Haushalt Ihre Haus-

aufgaben nicht gemacht. Sie haben mit Hilfe des Konjunkturpaketes II das finanziert,

was von Ihnen selbst gefordert gewesen wäre. Das ist keine verantwortliche Haushalts-

politik für Bayern. Und Sie sind auch nicht ehrlich gegenüber den bayerischen Bürger-

innen und Bürgern; denn Sie sagen ihnen nicht, dass Sie ab September 2009 Schulden
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machen müssen und sich eingestehen müssen, dass dieser Haushalt anders nicht zu

finanzieren ist.

Wir lehnen diesen Haushaltsentwurf daher ab.

(Beifall bei den GRÜNEN und von Abgeordneten der SPD)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Vielen Dank, Herr Kollege. Für die FDP-Fraktion

erteile ich nun dem Abgeordneten Karsten Klein das Wort.

Karsten Klein (FDP):  (vom Redner nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr Präsident, liebe

Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich eingangs - damit das später nicht untergeht

- all denjenigen danken - vor allem den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Aus-

schussbüros -, die in sehr harter Arbeit unsere Ausschussberatungen vorbereitet haben.

Ich bedanke mich selbstverständlich auch beim Ausschussvorsitzenden und bei der

stellvertretenden Ausschussvorsitzenden sowie allen Ausschusskolleginnen und -kolle-

gen. Wir haben diesen Doppelhaushalt gemeinsam - so habe ich es vernommen; ich bin

ja auch zum ersten Mal dabei - sehr schnell beraten und diese Beratung zum Teil unter

großem Zeitdruck abgehalten. Das sollte an dieser Stelle auch einmal erwähnt werden.

Mit 6,8 Milliarden Euro ist der kommunale Finanzausgleich eine der wichtigsten Positi-

onen im Einzelplan 13. Die Zahlen, die hier zu finden sind, machen deutlich, wie wichtig

uns die Kommunen sind. Der kommunale Anteil am allgemeinen Steuerverbund steigt

von 11,7 % auf 11,94 %. Der Anteil an der Kfz-Steuer steigt von 50 auf 51 %. Wir stocken

die Mittel für die kommunalen Investitionen um rund 118 Millionen Euro auf und auch im

Bereich der Schlüsselzuweisungen gibt es eine Erhöhung um 142,6 Millionen Euro.

Wir stehen weiterhin zur Finanzierung der Bezirke und auch die Zuweisungen für die

Schülerbeförderung werden um 8 Millionen Euro erhöht. Auch wenn Ihnen, Kollege

Pointner, das alles nicht ausreicht, wie Sie bereits im Ausschuss dargetan haben, muss

doch festgehalten werden, dass der kommunale Finanzausgleich insgesamt um

225,9 Millionen Euro gestiegen ist. Auch das ist eine Sache, die wir uns durchaus ans
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Revers heften können. Dies alles zeigt, dass die Fülle der Aufgaben der Kommunen von

uns gesehen wird und wir diese Aufgaben ernst nehmen. Die Kommunen haben in der

Regierung aus CSU und FDP einen starken Partner.

(Beifall des Abgeordneten Thomas Hacker (FDP) - Dr. Thomas Beyer (SPD): Ent-

weder gar nicht oder alle! - Christa Naaß (SPD): Der glaubt das Ganze wohl selber

nicht!)

Lassen Sie mich kurz noch auf ein paar Haushaltsdaten eingehen. Der Kollege Winter

hat das bereits ausführlich getan. Liebe Kollegin Rupp, es ist nicht zu leugnen - wir hatten

das schon an einer anderen Stelle -, dass die Investitionsquote von 13,4 % auf 12,5 %

bzw. 12 % sinkt. Wir müssen uns aber gleichzeitig im Klaren sein, dass wir sehr viel in

die Personalbereiche der Einzelpläne zur Bildung und zur Hochschule investieren. Das

ist zwar nach der eigentlichen Definition keine Investition, aber wir sind uns sicherlich

darin einig, dass es sich dabei um eine Investition in die Zukunft handelt. Man sollte da

nicht nur ganz scharf auf die eigentliche Investitionsquote schauen. Allerdings möchte

ich gleich hinzufügen, dass da auch bei uns die Alarmglocken läuten.

Eine weitere Schwerpunktzahl ist die Zinsquote. Sie ist und bleibt im Vergleich zu an-

deren Bundesländern erfreulich niedrig. Auch wenn sie zunächst bei 2,8 % liegt und dann

auf 3,2 % steigt, liegen wir im Ländervergleich, der sich in den anderen Westländern um

8,1 % bewegt, durchaus vorn.

Der Gesamthaushalt mit all seinen Zahlen untermauert, dass wir hier im Hohen Hause

über einen guten Haushalt diskutieren, den wir auch beschließen können.

Bei meinen Ausführungen zur Investitionsquote bin ich eben auch schon auf die Leh-

rerplanstellen eingegangen. Ich möchte sie aber noch einmal kurz erwähnen, weil uns

diese Investition in die Bildung sehr wichtig ist. Wir investieren mehr in die Lehrerplan-

stellen, um die Klassenhöchstzahlen zu reduzieren. Daneben tun wir etwas für die

Finanzierung der Privatschulen und bleiben bei den 100 Euro, wie wir das zugesagt

haben.
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Wir tun was für die innere Sicherheit mit 500 Stellen für die Polizei, und wir tun etwas für

die Justiz. Wir haben einen erhöhten Ansatz beim Mittelstandskreditprogramm und wer-

den 38.000 neue Studienplätze unter anderem für den doppelten Abiturjahrgang schaf-

fen. All dies hört sich nicht nur gut an, liebe Kolleginnen und Kollegen, sondern es ist

auch eine Erfolgsstory der neuen Regierungskoalition aus CSU und FDP.

(Beifall der Abgeordneten Thomas Hacker (FDP) und Thomas Kreuzer (CSU) - Un-

ruhe - Glocke des Präsidenten)

Noch etwas zum Konjunkturpaket II. Das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz ist ein Bun-

desgesetz. Es nimmt uns zwar alle in die Verantwortung, etwas zu tun, aber die

Hauptverantwortung ist und bleibt auf der Bundesebene.

Ich dachte, wir hätten das jetzt alles schon einmal ausdiskutiert, können es aber noch

einmal tun. Liebe Frau Kollegin Rupp, ich glaube, es gibt nur wenige Parteien, die dem

Großkapital und den Großkonzernen so nahe stehen wie Ihre Partei.

(Beifall bei der FDP und der CSU - Lachen bei der SPD - Zuruf des Abgeordneten

Volkmar Halbleib (SPD))

Ich möchte an dieser Stelle schon darauf hinweisen dürfen, dass nicht es wir waren,

dass nicht das Bundeskartellamt und auch nicht die Monopolkommission es waren, die

Ihren damaligen Bundeswirtschaftsminister Müller empfohlen haben, einer Großfusion

oder Übernahme von Ruhrgas und Eon zuzustimmen. Über seinen weiteren beruflichen

Werdegang möchte ich gar nichts sagen. Das war nicht die FDP.

(Zuruf der Abgeordneten Adelheid Rupp (SPD))

Wir stehen zu einer sozialen Marktwirtschaft mit einer mittelständischen Struktur. Der

Genosse der Bosse heißt Gerhard Schröder, nicht Martin Zeil und nicht Guido Wester-

welle.

(Beifall bei der FDP)
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Wir müssen uns trotzdem mutig gegen die Rezession stellen. Das tun wir, indem wir

Investitionen vorziehen, indem wir in unserem Haushalt mutig und mit Augenmerk vo-

rangehen; denn es lauern die Gefahren von Inflation und hohen Belastungen für die

nächsten Generationen durch Zinsen und Schulden. Ich darf auch darauf hinweisen,

dass Bayern über die Wirkung von Steuersenkungen einen Beitrag zum Konjunkturpaket

in Höhe von 1,7 Milliarden Euro leistet. Man sollte nicht immer so tun, als wären das

reine Bundesmittel, sondern wir alle leisten unseren Beitrag zu diesem ganzen Paket.

Wir müssen auch erwähnen, wie wir mit dem Konjunkturpaket in Bayern umgehen. Sie

wissen, dass wir die Vorgabe der Verteilung der Mittel im Verhältnis von 70:30 an Kom-

munen und Staat haben. Ich finde es seltsam, wenn immer so getan wird, als würde sich

der Freistaat Bayern dabei irgendwie Gelder in die Tasche stecken. Wir ermöglichen

damit wichtige Investitionen, zum Beispiel bei den Hochschulen. Kollege Heubisch kann

diese Mittel für den weiteren Ausbau der Hochschulen in ganz Bayern sehr gut gebrau-

chen.

(Zuruf der Abgeordneten Adelheid Rupp (SPD))

Diese Mittel sind in Investitionen sehr gut angelegt. Das Konjunkturpaket wird in Bayern

wirklich hervorragend organisiert und angenommen. Auch hier richte ich einen Dank an

alle Beteiligten.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kollegin Rupp, Sie behaupten, auch bei Zustimmung zu Ihren Anträgen, die für

das Jahr 2009 1,4 Milliarden Euro ausmachen würden - 2010 inklusive wären wir bei 3

Milliarden -, hätten wir noch einen ausgeglichenen Haushalt. Vielleicht habe ich Sie vor-

hin falsch verstanden, oder Sie haben noch eine Gegenrechnung, die bislang noch nicht

präsentiert wurde.

(Adelheid Rupp (SPD): Nein, das stimmt!)
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Das wäre noch eine interessante Botschaft. Wir dürfen bei den ganzen Diskussionen

über solche Forderungen und zusätzliche Konjunkturpakete den Schuldenstand nicht

außer Acht lassen. Damit meine ich in erster Linie gar nicht den bayerischen Schulden-

stand, sondern die Gesamtschulden des Bunds, die jetzt schon 62,5 % des BIP - des

Bruttoinlandprodukts - betragen. Das sind nur die sichtbaren Schulden. Der Stand der

unsichtbaren Schulden, die wir über die Sozialversicherungssysteme der nächsten Ge-

neration aufladen, beträgt 252,6 % des BIP. Wir müssen uns darüber im Klaren sein, in

welche Lage alle politischen Parteien diesen Staat geführt haben, nämlich in eine dra-

matisch hohe Staatsverschuldung. Deshalb ist besondere Vorsicht geboten, wenn wir

über eine weitere Staatsverschuldung sprechen; denn auf Rekordsteuereinnahmen -

2008 561 Milliarden Steuereinnahmen - folgen stets Rekordstaatsausgaben. 2008 waren

das 283 Milliarden auf Bundesebene.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das macht eines deutlich: Höhere Steuern bedeuten

immer mehr Staat. Wir gehören als FDP eben nicht zu den Staatsgläubigen und sind der

Meinung: Steuern runter, weniger Staat.

(Beifall bei der FDP - Volkmar Halbleib (SPD): Weniger Steuern, weniger Staats-

einnahmen, weniger Schulen, weniger Kindergärten!)

Das gilt auch in wirtschaftlich schweren Zeiten. Handeln ist zwar geboten, aber das darf

nicht ausufern. Wir dürfen nicht den Eindruck erwecken, was in Diskussionen immer

wieder getan wird - das muss man hier erwähnen, weil einige versucht haben, das dem

Wirtschaftsminister vorzuwerfen -, als könnte der Staat die Krise managen oder been-

den. Wir können nur gemeinsam Impulse geben; wir können wieder für Vertrauen

sorgen, auch auf dem internationalen Finanzmarkt. Aber wir als Politiker, als Staat kön-

nen die Krise nicht bewältigen.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Da klatscht nicht einmal die FDP!)

- Sie könnten doch klatschen, das wäre mal ein schönes Zeichen.
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(Beifall bei der FDP)

Der Schuldendienst beträgt übrigens auf Bundesebene 2009 261 Milliarden Euro. Daran

kann man ersehen, welche schönen Konjunkturprogramme die SPD durchführen könn-

te, wenn wir keinen solchen Schuldendienst hätten. Lieber Herr Kollege Beyer, das zeigt

sehr deutlich, dass wir gemeinsam daran arbeiten müssen, diesen Schuldenberg abzu-

bauen.

(Beifall bei der FDP)

Die FDP hat für Steuersenkungen ein durchgerechnetes Konzept, auch wenn manche

Beiträge in den Medien daran Zweifel äußern. Im Gegensatz zu den GRÜNEN - darin

unterscheiden wir uns von der Opposition - haben wir Anträge im Deutschen Bundestag

eingebracht, die Einsparungen im Umfang von 1,8 Milliarden Euro zur Folge hätten. Wir

hatten also nicht mehr Wünsche, sondern wollen Einsparungen. Daran sieht man, dass

auf Bundesebene sehr wohl Möglichkeiten bestehen, die Verschuldung zurückzuführen.

Frau Kollegin Rupp, die Schuldendiskussion kann man nicht isoliert in Bayern führen.

Der bayerische Haushalt steht verhältnismäßig gut da, aber der Bundeshaushalt ist das

Hauptproblem in Deutschland.

(Beifall bei der FDP - Zuruf der Abgeordneten Adelheid Rupp (SPD) und Johanna

Werner-Muggendorfer (SPD))

Die FDP ist im Übrigen nicht gegen Besteuerung, damit das nicht falsch verstanden wird.

Wir sind durchaus der Meinung, dass jeder, der Leistung bringt, auch einen Beitrag zur

Gemeinwirtschaft leisten soll. Wir bezweifeln auch nicht, dass es Probleme bei der Be-

steuerung von internationalen Finanzströmen gibt und dass es diese zu beheben gilt.

Abschließend möchte ich feststellen: Steuern gehören weder dem Bund noch Bayern

noch den Kommunen. Wir alle sind nur Treuhänder der Steuern. Das sollten wir uns

immer vor Augen halten. Wir werden weiterhin - in diesem Jahr, im nächsten Jahr und

auch beim nächsten Doppelhaushalt - an einer soliden Haushaltspolitik festhalten. Da
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hier kein alternatives Konzept vorliegt, werden wir dem Einzelplan 13 und dem Haushalt

selbstverständlich zustimmen.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Vielen Dank, Herr Kollege. Nun erteile ich der

Kollegin Erika Görlitz das Wort für die CSU.

Erika Görlitz (CSU):  (von der Rednerin nicht autorisiert) Herr Präsident, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Das Finanzausgleichsgesetz ist unsere Leistung für unsere Kom-

munen. Ich bin froh, dass dieser Brauch beibehalten wurde, und möchte dem

Finanzminister ganz herzlich dafür danken, dass mit den kommunalen Spitzenverbän-

den ein besonders gutes Ergebnis ausgehandelt wurde. Bayern ist das einzige Land,

das so etwas macht. Das stärkt uns auch in der Zusammenarbeit mit den Kommunen.

Zur Aussage des Kollegen Pointner, die Kommunen hätten mehr gefordert, kann ich nur

feststellen: Sie wären schlechte Verhandlungspartner, wenn sie nicht mit höheren For-

derungen in solche Verhandlungen hineingehen würden.

(Beifall bei der CSU)

Man darf nicht vergessen, dass wir für die Kommunen sehr viel erreicht haben; das wird

an den Reaktionen der kommunalen Spitzenverbände deutlich. Sie haben erkannt, dass

wir bis an die Grenzen gegangen sind und damit auch den Kommunen gedient ist. Man

muss auch wissen, dass die Kommunen von den finanzstarken letzten Jahren sehr viel

mehr profitiert haben als der Freistaat Bayern insgesamt. Ich kann verstehen, dass der

Kollege Pointner auf diesen Zug aufspringt und Anträge für die Freien Wähler stellt. Ich

habe genau hingehört, habe aber trotzdem nicht verstanden, ob er zu der Frage etwas

gesagt hat, wie er seine Vorschläge finanzieren will. Das ist entweder untergegangen

oder er hat es vielleicht tatsächlich auch nicht gesagt. Wenn wir damit in eine Verschul-

dung gehen wollten, wäre das wirklich schade. Ich denke, dass wir so den besseren Weg

gewählt haben.
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Das hohe Niveau im kommunalen Finanzausgleich, das wir in den letzten Jahren erreicht

hatten, konnten wir weiter steigern. 253,2 Millionen sind noch einmal dazugekommen.

(Christine Kamm (GRÜNE): Das hat aber mit der guten Steuerschätzung zu tun!)

Wenn man die Haushaltssperre abrechnet, kann man immerhin noch 251 Millionen und

eine Steigerung von 4,1 % feststellen. Das ist ein toller Erfolg für unsere Kommunen und

das sollte man auch wirklich anerkennen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Lassen Sie mich noch einige wichtige Punkte herausgreifen, die gerade uns ein beson-

deres Anliegen sind. Der Kommunalanteil am Steuerverbund wurde um 0,24 Punkte

erhöht. Das hört sich zwar nicht so an, als sei es besonders viel, aber man muss wissen,

dass diese Erhöhung 2009 61 Millionen ausmacht. Das ist doch wirklich sehr beachtlich.

Auch der Zuwachs bei den Schlüsselzuweisungen - das ist genau das Ziel, das wir ver-

folgen - zeigt, dass wir gerade die finanzschwachen Kommunen stärken. Dieser Zu-

wachs ist ein ganz großer Beitrag zur Stärkung des ländlichen Raumes.

Auch im Kraftfahrzeugsteuerverbund hat es eine Anhebung gegeben. Der Anteilsatz der

Kommunen wurde um einen Prozentpunkt erhöht. Das hört sich auch nicht an, als sei

es großartig, aber es macht natürlich sehr viel aus. Wir konnten zusammen mit der nor-

malen Erhöhung eine Steigerung von 4,9 % auf 798,1 Millionen erzielen. Damit können

wir vor allem für den Straßenbau viel leisten. Allein 30 Millionen Euro, das ist der Lö-

wenanteil der Steigerung, gehen in den Straßenbau nach dem Gemeindeverkehrsfinan-

zierungsgesetz. Zusammen mit den Mitteln aus dem Bund stehen hier 160 Millionen

Euro für den Straßenbau zur Verfügung.

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage

der Kollegin Kamm?
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Erika Görlitz (CSU):  (Von der Rednerin nicht autorisiert) Sie haben ja später noch ein-

mal die Möglichkeit zu sprechen, Frau Kollegin. Ich würde sagen, dass Sie das dann mit

einbringen.

Für den Straßenunterhalt gibt es ebenfalls 4,1 Millionen mehr. Damit steigt das hier zur

Verfügung stehende Volumen auf 250,2 Millionen. Man muss wissen, dass die Straßen

länger geworden sind, auch das örtliche Verkehrsaufkommen ist mehr geworden. Des-

halb ist es besonders wichtig, dass wir aus dem Härtefonds nach Artikel 13 c des

Finanzausgleichsgesetzes unverändert hohe Mittel zur Verfügung stellen können. Auch

in anderen Bereichen wurden die Mittel unverändert fortgeführt, das gilt für Abwasser

und Wasserversorgung, für kommunale Umgehungsstraßen und für den ÖPNV. Allein

hier sind 282,95 Millionen eingestellt. Weitere projektgebundene Investitionsförderun-

gen haben wir im kommunalen Hochbau. Der Haushaltsansatz für den kommunalen

Hochbau wurde um 35,6 Millionen erhöht. Wir sind damit bei einer Summe von 250,6 Mil-

lionen. Für uns ist dabei ganz besonders wichtig, dass wir damit alle Wünsche und alle

Maßnahmen für den Ausbau der Ganztagsschule befriedigen können. Das kommt un-

seren Kommunen, aber auch unseren Kindern zugute.

(Beifall bei der CSU)

Wir können auch davon ausgehen, dass wir den Bedarf, der jetzt in der Krankenhausfi-

nanzierung angemeldet wird, befriedigen können.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Sie meinen den Bedarf derjenigen, die einen Antrag

stellen dürfen, Frau Görlitz!)

Wir wissen, dass die Initiative immer von den Kommunen ausgehen muss. Kommunen,

die das wollen und können, müssen natürlich einen Antrag stellen. Dann kommt es zur

entsprechenden Finanzierung. Meine Damen und Herren, die Krankenhausfinanzierung

ist ein wichtiger Punkt. Auch hier haben wir um 22,4 Millionen auf 500 Millionen erhöht.

Daneben werden die Krankenhausfördermittel mit insgesamt 30 Millionen aus dem Zu-

kunftsinvestitionsgesetz des Bundes zusätzlich gestärkt.
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Damit leisten wir einen ganz wichtigen Beitrag, um die Investitionsfähigkeit der Kommu-

nen zu stärken. Wir leisten auch einen Beitrag für die Betriebe, die Arbeitsplätze, aber

auch für die Menschen in unserer Heimat.

Die Investitionspauschale wird um 18,3 Millionen erhöht. Wichtig ist für uns, dass der

Basisbeitrag von bisher 20.000 auf 26.000 Euro erhöht wird. Wenn eine Kommune nicht

so leistungsstark ist, kann das bis zu 37.700 Euro ausmachen. Das ist die Investitions-

pauschale, die man verwenden kann, ohne große Nachweise zu führen. Diese Forde-

rung haben wir schon lange erhoben, auch die kommunalen Spitzenverbände haben

gefordert, dass in diesem Bereich mehr Flexibilität und mehr Eigenverantwortlichkeit für

die Kommunen geschaffen werden. Mit der Anhebung der Investitionspauschale ist das

auch gelungen. Die strukturelle Änderung bedeutet gerade für finanzschwache, kleine

Gemeinden einen besonderen Vorteil.

Nun zur Schülerbeförderung. Auch hier können wir die 60 % halten. Darauf sind wir stolz,

weil es doch ein sehr wichtiger Beitrag ist. Vor allem ist uns das deswegen ein wichtiges

Anliegen, weil die Bemühungen der Kommunen, für einen sicheren Schulbusverkehr zu

sorgen, damit gut unterstützt werden können. Die Sicherheit unserer Kinder liegt uns

sehr am Herzen. Mit den Schulbussen können wir die Kinder sicher zu den Schulen und

wieder nach Hause bringen. Wir lassen uns das immerhin 271 Millionen im Jahr kosten.

Auch der Ausgleich für die Bezirke ist nach wie vor hoch, obwohl die Unterhaltskosten

für die Gewässer und ihren Ausbau auf den Freistaat Bayern übergegangen ist. Wir

haben das Niveau von 580 Millionen auch dort gehalten.

Die Zuweisungen für die Veterinärämter sind jetzt vielleicht nicht so entscheidend, aber

bei den übertragenen Aufgaben ist es für die Landkreise wichtig, dass sie einen ent-

sprechenden Ausgleich bekommen. Wir haben dafür gesorgt, dass die Veterinärämter

entsprechend ausgestattet werden. Hierbei geht es um das Futtermittelrecht. Hier sind

wir unserer Aufgabe nachgekommen, die Landratsämter auch für die Aufgaben des

übertragenen Wirkungskreises ordentlich mit den entsprechenden Mitteln auszustatten.
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Meine Damen und Herren, trotz schwieriger Rahmenbedingungen liegt uns erneut ein

ausgewogener und gut ausgestatteter kommunaler Finanzausgleich vor. Einerseits wer-

den die Verwaltungshaushalte der Kommunen gestärkt, andererseits wird die kommu-

nale Investitionskraft gefördert. Dadurch setzt der kommunale Finanzausgleich auch in

Zeiten der Finanzkrise wichtige Impulse für das Wachstum, für die Beschäftigung im

kommunalen Raum und unterstützt die Kommunen anforderungsgerecht. Somit ist der

Freistaat Bayern wieder ein verlässlicher Partner unserer Kommunen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Frau Kollegin, bleiben Sie bitte noch einen Mo-

ment. - Frau Kollegin Kamm möchte eine Zwischenbemerkung machen, zu der ich ihr

jetzt das Wort erteile.

Christine Kamm (GRÜNE):  (Von der Rednerin nicht autorisiert) Frau Kollegin, Sie

haben die einzelnen Töpfe des kommunalen Finanzausgleichs gewürdigt, aus denen die

Kommunen etwas mehr Geld bekommen haben. Sie haben aber vergessen zu erwäh-

nen, dass den Kommunen heuer durch die Einkommensteuerreform, die auch mit den

Stimmen der CSU auf Bundesebene beschlossen worden ist, 120 Millionen Euro fehlen

werden. In den kommenden Jahren werden von den Kommunen noch größere Beträge

zu verkraften sein. Das hätte eigentlich zur Gesamtbilanz dazugehört.

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Frau Görlitz.

Erika Görlitz (CSU):  (Von der Rednerin nicht autorisiert) Das ist natürlich richtig. Wir

haben das auch beim Gesamthaushalt gesehen, dass diese Gesetzesänderungen

durchschlagen. Es ist klar, dass die Kommunen davon betroffen sind. Das will ich gar

nicht verheimlichen; das ist richtig dargestellt. Da können wir aber über den Finanzaus-

gleich jetzt auch wenig ausgleichen. Wir werden in den nächsten Jahren schauen

müssen, wie wir zurechtkommen. Es wird mit Sicherheit nicht einfacher werden. Ich

denke aber, dass gerade unsere bayerischen Kommunen gut ausgestattet sind, gute
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Voraussetzungen haben, und für die Herausforderungen der nächsten Jahre entspre-

chend gerüstet sind.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Prof. Dr. Georg Barfuß (FDP): Gut!)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Für die SPD-Fraktion erteile ich dem Kollegen

Halbleib das Wort.

Volkmar Halbleib (SPD):  Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Der kommunale

Finanzausgleich 2009 ist aus Sicht der SPD-Fraktion ein Finanzausgleich, der weder

einen scharfen Protest hervorrufen kann, noch große Zufriedenheit, insbesondere auch

keine Selbstzufriedenheit. Der kommunale Finanzausgleich lässt sich sehr nüchtern be-

schreiben als ein Weg hin zu einer von uns auch begrüßten - das möchte ich deutlich

machen - weiteren Normalisierung nach den drastischen Einschränkungen des Finanz-

ausgleichs und der Kommunalfinanzierung nach der letzten Landtagswahl 2003. Beim

kommunalen Finanzausgleich wird jetzt versucht, das auszubügeln, was Sie selbst mit

den Kürzungen vor einigen Jahren bei den Kommunen angerichtet haben.

(Widerspruch bei der CSU)

Einige Kollegen, zum Beispiel Frau Kollegin Görlitz und der Herr Ministerpräsident,

haben erklärt, die Finanzausstattung der Kommunen sei noch einmal verbessert worden.

Der Ministerpräsident hat dies in seiner Erklärung am Dienstag gesagt. Herr Kollege

Klein hat sogar behauptet, die FDP könnte sich dies ans Revers heften. Ich möchte dazu

feststellen: Die Steigerungen im kommunalen Finanzausgleich sind einzig und allein

darauf zurückzuführen, dass die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler in Bayern ihren

Beitrag geleistet haben. Das waren weder die Staatsregierung noch die CSU- oder die

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der SPD - Prof. Dr. Georg Barfuß (FDP): Herr Kollege, das gilt für alle

Steuern!)
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Die Steigerungen sind nicht auf finanzielle Zugeständnisse der Staatsregierung oder der

Regierungsfraktionen zurückzuführen, sondern auf die Tatsache, dass wir eine positive

Entwicklung der Steuereinnahmen im Verbundzeitraum hatten. Eigentlich ist es eine fi-

nanzpolitische Selbstverständlichkeit, dass von dieser Steuerentwicklung auch die Kom-

munen entsprechend profitieren. Das ist kein Geschenk der Staatsregierung, des

Finanzministers oder der Regierungskoalition, das mit Beifall versehen werden müsste.

Im Übrigen zahlen auch die Kommunen selbst über die Gewerbesteuerumlage in diesen

Topf ein.

Sehen wir uns einmal die Details an: Die Erhöhung des Anteils aus dem allgemeinen

Steuerverbund von 11,70 % auf 11,94 %, also um ganze 2,4 ‰, ist leider nur symbolisch

und ohne jede nachhaltige Substanz.

(Beifall bei der SPD)

Ein bemerkenswerter Schritt nach vorne ist dies sicher nicht. Außerdem wurden keine

erkennbaren Anstrengungen unternommen, um in vernünftigen Schritten - Stück für

Stück - die Zielmarke von 15 % zu erreichen, wie dies von den kommunalen Spitzen-

verbänden immer wieder - und zu Recht - gefordert wird. Ein ähnliches Bild ergibt sich

beim kommunalen Anteil am Kfz-Steuerverbund. Hier ist die minimale Anhebung um 1 %

mit dem Stichwort Symbolpolitik am besten beschrieben. Dass es überhaupt eine merk-

bare Steigerung gegenüber dem Vorjahr gibt, ist mit dem Mautausgleich des Bundes in

Höhe von knapp 18 Millionen Euro zu erklären.

Ich komme zum Wesentlichen. Bislang sprach ich von den Steuerverbünden, die seit

Jahr und Tag geregelt sind. Dort, wo Sie selbst finanzpolitisch agieren könnten, nämlich

bei den Finanzausgleichsleistungen außerhalb dieser Steuerverbünde, ergibt sich ein

ganz anderes Bild. Gegenüber dem Jahr 2008 ist ein Rückgang von 2,2 Milliarden Euro

auf 2,1 Milliarden Euro festzustellen. Insgesamt geben Sie 27,4 Millionen Euro weniger

aus, wo Sie selbst gestalten könnten und wo der Finanzausgleich nicht von der Steuer-
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entwicklung abhängt. Das ist sehr bedauerlich. Hier stellen wir einen Rückgang um 1,3 %

fest.

(Beifall bei der SPD)

Insgesamt bleibt der Anstieg beim kommunalen Finanzausgleich 2009 - selbst wenn wir

die Rechnung der Staatsregierung zugrunde legen - mit 3,6 bzw. 4 % klar hinter der

Steigerung des Ausgabevolumens im Gesamthaushalt von 5,4 % zurück. Ich halte es

für verständlich, dass sich die kommunalen Spitzenverbände in diesen Verhandlungen

zufrieden gezeigt haben. Wer in den Kommunen die Zeit der Kürzungspolitik und der

schlechten Haushaltssituation erlebt hat, ist froh, dass der Schmerz nachlässt und, wie

nach einem schweren Unwetter, Erleichterungen eintreten. Er ist froh, wenn normale

Wetterverhältnisse herrschen, die Wolken ab und zu aufreißen und die Sonne durch-

dringt. Allerdings kündigt sich bereits die nächste Unwetterfront an; denn die politischen

Perspektiven des kommunalen Finanzausgleichs in Bayern sind denkbar schlecht.

Ich nenne als Beispiel die Landesbank-Krise, deren Umfang bei 800 Millionen Euro jähr-

lich liegt. Ich nenne weiter zurückgehende Steuereinnahmen. Auf Ihrer Seite werden

gleichzeitig Steuersenkungen versprochen. Außerdem halten Sie weiterhin an dem

Dogma des ausgeglichenen Haushalts fest. Wir werden jetzt "wahlfreie" Zeiten bekom-

men, in denen Sie regelmäßig mit Kürzungen reagieren. Die Kommunen stehen also vor

einer schwierigen Zeit. Die SPD-Fraktion, die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister

und die Landrätinnen und Landräte können sich darauf verlassen, dass wir, wenn wieder

Kürzungen anstehen, an ihrer Seite stehen und gegen die Verschlechterungen kämpfen

werden. Wir haben auch an der Seite der Kommunen mit Erfolg für den Erhalt und die

Verbreiterung der Gewerbesteuer gekämpft, weil dies die zentrale kommunale Einnah-

mebasis ist.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Ebenfalls für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn

Kollegen Stefan Schuster das Wort.
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Stefan Schuster (SPD):  (Vom Redner nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr Präsident,

liebe Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich zum Haushaltsgesetz in Bezug auf den

öffentlichen Dienst einige Ausführungen machen. Der öffentliche Dienst wurde in den

zurückliegenden Jahren von der Staatsregierung und der CSU-Fraktion arg gebeutelt.

(Beifall bei der SPD)

Die Einkommensschere gegenüber der Wirtschaft klafft inzwischen um zirka 8 % aus-

einander. An allen Ecken und Enden fehlt das Personal, um die originären Aufgaben des

Staates zu erfüllen. Was tun Sie mit diesem Haushaltsgesetz? - Sie arbeiten weiterhin

mit Wiederbesetzungssperren und verschieben Neueinstellungen auf später. Kollegin-

nen und Kollegen, die Wiederbesetzungssperre ist kein geeignetes Instrument der

Personalwirtschaft. Wenn wir davon ausgehen, dass bestehende Planstellen ihren Sinn

haben, müssen diese Stellen auch besetzt sein. Im Hinblick auf die Funktionsfähigkeit

des öffentlichen Dienstes in Bayern hat eine Sperre frei werdender Stellen zu unterblei-

ben.

(Beifall bei der SPD)

Wir fordern deshalb, die dreimonatige Wiederbesetzungssperre für Beamte, Richter,

Angestellte und Arbeiter zu streichen. Eine Sperre frei werdender Stellen - zum Beispiel

in der Justiz mit ihrer ohnehin sehr angespannten Personalsituation - würde zu einer

weiteren Verminderung der Leistungsfähigkeit führen. Ich erinnere in diesem Zusam-

menhang nur an die Probleme der Justiz in Nürnberg, die momentan durch die Medien

gehen. Dort wurden zum Beispiel Angehörige und Kinder von Beschäftigten eingestellt,

um den Dienstbetrieb aufrechtzuerhalten. Ein zweites Beispiel ist die Finanzverwaltung,

wo die Situation ähnlich ist. Dort führt der hohe Personalfehlbestand zu gravierenden

Steuermindereinnahmen.

Die SPD-Fraktion fordert deshalb die Streichung des Artikels 6 b des Haushaltsgesetzes.

Das Hinausschieben von Neueinstellungen auf den Oktober halte ich für eine reine

Sparmaßnahme. Als Beispiel möchte ich nur die groß angekündigte Einstellung von
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1.000 Polizistinnen und Polizisten nennen. Diese 1.000 Polizistinnen und Polizisten rei-

chen ohnehin nicht, um die Personalnot bei der Polizei zu vermindern. Warum werden

diese Polizisten eigentlich erst im Oktober eingestellt und nicht gleich? Schließlich wer-

den sie mit ihrer Ausbildung erst im Jahr 2013 fertig sein.

Ich habe einmal ein Polizeipräsidium in Oberfranken besucht. Dort wurde mir gesagt,

dass zum Beispiel die Polizeiinspektion Bayreuth-Land den Dienstbetrieb fast nicht mehr

aufrechterhalten könne und dringend neues Personal brauche. Damals habe ich in den

Medien erklärt, dass diese 1.000 zusätzlichen Polizistinnen und Polizisten nicht aus-

reichten. Herr Staatssekretär Dr. Weiß hat daraufhin zwei Tage später in einem Interview

erklärt, dass Herr Schuster wahrscheinlich nicht rechnen könnte. Inzwischen wurde

meine Aussage von Herrn Landespolizeipräsident Kindler und von Herrn Innenminister

Herrmann in seiner Haushaltsrede bestätigt. Herr Herrmann hat erklärt, dass diese

1.000 Stellen nur der Anfang sein könnten.

(Beifall bei der SPD)

Die angekündigten Stellenhebungen sind grundsätzlich zunächst einmal positiv zu be-

werten. Die Beschäftigten haben diese Stellenhebungen positiv aufgenommen. Aller-

dings haben sie gehofft, dass diese Hebungen zeitnah erfolgen. Um jedoch Kosten auf

dem Rücken der Beschäftigten zu sparen, dürfen diese Stellenhebungen erst zum Sep-

tember 2009 und zum September 2010 in Anspruch genommen werden. Wir fordern,

dass die Stellenhebungen im Mai 2009 und zum 1. Januar 2010 umgesetzt werden,

schon im Hinblick auf die Personengruppe, die bald in den Ruhestand geht und dringend

auf diese Hebungen wartet.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich noch kurz zum Artikel 6 c des Haushaltsgesetzes und die Beschäftigung

schwerbehinderter Menschen eingehen. Dort steht, dass in den Jahren 2009 und 2010

jeweils 150 frei werdende Stellen gesperrt würden, die für die Einstellung schwerbehin-

derter Menschen verwendet werden sollten. Das ist zunächst einmal positiv zu bewerten.
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Abgeschwächt wird dieses Signal durch den Zusatz "wobei eine Übererfüllung der Quote

des Vorjahres auf die Quote des Jahres 2009 bzw. 2010 angerechnet werden kann".

Kolleginnen und Kollegen, wir haben in der letzten Woche im Ausschuss für Fragen des

öffentlichen Dienstes über den Bericht der Staatsregierung zur Beschäftigung schwer-

behinderter Menschen diskutiert. Nach diesem Bericht erfüllt der Freistaat mit 5,21 %

die vorgeschriebene Beschäftigungsquote von 5 %. Allerdings gibt es Ressorts wie zum

Beispiel das Kultusministerium oder das Wissenschaftsministerium, die die Vorgabe

immer noch nicht erfüllen. Die neue Behindertenbeauftragte der Staatsregierung, Frau

Irmgard Badura, hat in einer Sitzung des Ausschusses für Fragen des öffentlichen

Dienstes erklärt, sie gebe sich mit der bayerischen Quote nicht zufrieden. Der Bundes-

durchschnitt liege bei 5,8 %, sagt sie. Und weiter: "Ich wünsche mir, dass sich Bayern

daran orientiert." - Das wünschen wir von der SPD-Fraktion uns auch.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb ist unsere Vorstellung, dass die im Haushaltsentwurf 2009/2010 für die Ein-

stellung schwerbehinderter Menschen gesperrten 300 Stellen auf insgesamt 350 Stellen

aufgestockt werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es hat hier im Haus schon ellenlange Diskussionen

über die Verlängerung der Arbeitszeit auf 42 Stunden gegeben. Man führt als Abgeord-

neter immer wieder Gespräche vor Ort. Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP,

ich muss Ihnen sagen, am meisten enttäuscht sind die Beschäftigten des öffentlichen

Dienstes von der FDP. Sie haben mit der 42-Stunden-Woche Wahlkampf gemacht, aber

umgesetzt wird nichts. Wir werden an dem Thema dranbleiben. Von uns werden Sie zu

dem Thema noch mehrere Anträge vorgelegt bekommen. - Ich mache gleich Schluss.

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Das wäre auch angemessen.

Stefan Schuster (SPD):  (Vom Redner nicht autorisiert) Wir fordern - und das ergibt sich

aus der Systematik - die Streichung der Artikel 6 e und 6 f des Haushaltsgesetzes.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein letztes Wort zum Dienst zu ungünstigen Zeiten. Für

den Dienst an Sonn- und Feiertagen sowie nachts werden in der Stunde 2,80 Euro be-

zahlt. Wir von der SPD-Fraktion fordern, dass der Betrag auf 5 Euro erhöht wird. Das

könnten wir hier im Hause regeln. Der Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere

Sicherheit hat einem Antrag der SPD-Fraktion betreffend eine Erhöhung zugestimmt.

Leider wurde der Antrag im Haushaltsausschuss abgelehnt. Ich bitte deshalb, unserem

Änderungsantrag zuzustimmen.

Abschließend bedanke ich mich beim Präsidenten für die großzügige Handhabung der

Redezeit.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Vielen Dank, Herr Kollege. Ich kann mir den Satz

nicht verkneifen: Ich bitte alle Redner, ihre Kürzungsvorschläge nicht nur an den Haus-

halt, sondern auch an die Redezeiten anzupassen.

Gern übermittle ich noch eine Bitte des Stenografischen Dienstes. Die Niederschriften

der heutigen Sitzung sind nicht mehr bis zum Sitzungsende fertigzustellen, weshalb Sie

den Rednern im Plenarsaal auch nicht mehr zugestellt werden können. Aus diesem

Grund bitte ich die Redner, von den am Stenografenpult aufliegenden gelben Formula-

ren Gebrauch zu machen, falls die Niederschriften an eine Adresse außerhalb des

Hauses zur Korrektur übermittelt werden sollen.

Als letztem Redner in dieser Debatte darf ich dem Herrn Staatsminister der Finanzen

Georg Fahrenschon das Wort erteilen.

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministerium):  Herr Präsident, meine sehr

geehrten Damen und Herren, Hohes Haus! Der Freistaat Bayern ist Motor im Kampf

gegen die Konjunkturkrise. Das fängt mit dem schnellen Verfahren an. Hier ist darauf

hinzuweisen, dass in den letzten zwei Monaten von der Ersten Lesung bis zum heutigen

dritten Tag der Haushaltsdebatte rund 5.000 Seiten des Regierungsentwurfs sowie eine
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Fülle von Anträgen und Nachschublisten in den Beratungen zu behandeln waren. Für

diesen Kraftakt danke ich dem Vorsitzenden des Haushaltsausschusses, seiner Stell-

vertreterin, Frau Kollegin Rupp, und allen Mitgliedern des Haushaltsausschusses sehr

herzlich.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Der Dank des Finanzministers gilt auch den zahlreichen helfenden Händen im Landtag

und in den Ministerien, die dieses rasche Verfahren im Hintergrund erst ermöglicht

haben.

Meine Damen und Herren, die Schnelligkeit ist deshalb von wesentlicher Bedeutung,

weil in dieser schwierigen wirtschaftlichen Situation schnelle Hilfe doppelte Hilfe bedeu-

tet. Bayern ist in diesem Sinne Vorbild für die Bundesrepublik, für alle Gemeinwesen,

weil wir uns darauf konzentriert haben, schnell und effizient zu helfen. Das ist unsere

Aufgabe in der Finanz- und Haushaltspolitik.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Auch wenn es schwer fiel, haben wir in Bayern bereits im November den Motor ange-

worfen. Mit dem Investitionsbeschleunigungsprogramm und dem bayerischen Mittel-

standsschirm haben wir im alten Jahr nicht nur Handlungsfähigkeit gezeigt, wir haben

auch dem Bund und anderen Ländern als Vorbild gedient. Auch das muss zum Ab-

schluss der Haushaltsdebatte herausgestellt werden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

So stand dem Bund bei seinem KfW-Programm zur Sicherung der Kreditversorgung der

Wirtschaft der bayerische Mittelstandsschirm Pate. Die LfA konnte aufgrund unseres

schnellen Handelns mit Beginn des Jahres das komplette Bürgschaftsinstrumentarium

anwenden. Die Absicherung erfolgt zwar im Doppelhaushalt durch eine Rückbürgschaft,

aber nur deshalb, weil wir im November und Dezember schon gehandelt haben, war die

LfA in der Lage, schon vom 1. Januar an vielen mittelständischen Unternehmen in ganz
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Bayern zu helfen. Knaus Tabbert ist das bekannteste Beispiel. Wir sind aber mittlerweile

gemeinsam mit dem Wirtschaftsministerium bei über 50 Fällen, in denen wir mit unseren

Instrumenten dem bayerischen Mittelstand in dieser schwierigen Zeit zur Seite gestan-

den haben.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Zum Thema Schnelligkeit muss weiter darauf hingewiesen werden, dass der Einzelplan

15 aufgrund seiner starken Ausrichtung an Investitionen extra vorgezogen wurde. Das

komplette Bauprogramm des Wissenschaftsministeriums im Umfang von 900 Millionen

Euro im Doppelhaushalt ist bereits beschlossen. Das ist die Grundlage dafür, dass wir

die Ausschreibungen noch im März haben vorbereiten können und wie versprochen im

April an möglichst vielen Standorten mit den Baumaßnahmen beginnen können.

Das sind zwei gute Beispiele dafür, dass in der aktuellen Situation eine schnelle Beratung

des Haushaltes ein Wert an sich ist. Wir in Bayern haben hier die Benchmark für

Deutschland gesetzt. Umso wichtiger ist es, dass wir mit dem Abschluss der Haushalts-

debatte auch die anderen Projekte und Programme rasch ins Werk setzen. Dabei, meine

sehr geehrten Damen und Herren, ist der Doppelhaushalt - auch das muss noch einmal

dargestellt werden - das Instrument der von der CSU und der FDP getragenen Staats-

regierung, um dem Konjunkturabschwung die Tiefe zu nehmen und ihn schneller wieder

in einen Aufschwung übergehen zu lassen. Dieser Doppelhaushalt ist unsere Antwort

auf den Abschwung. Zugleich setzt er die notwendigen langfristigen Akzente.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dabei ist der Doppelhaushalt erstens konjunkturgerecht. Im Durchschnitt steigern wir die

Ausgaben des Freistaates Bayern um 4,85 %, im konjunkturell schwierigeren ersten Jahr

sogar um 6,8 %. Wir betreiben eine antizyklische Haushaltspolitik, weil diese jetzt not-

wendig ist. Eine Steigerung des Haushalts um 6,8 % im Jahr 2009 ist ein klares Signal

dafür, dass wir auf Investitionen setzen. Es gibt kein anderes Bundesland, das sich sol-

che Investitionen leisten kann.

Protokollauszug
18. Plenum, 02.04.2009 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 63



(Beifall bei der CSU und der FDP)

Der Doppelhaushalt ist zum Zweiten zukunftsgerichtet, weil wir absichtlich Schwerpunk-

te bilden und nicht mit der Gießkanne arbeiten, sondern mit unseren Investitionen in

Bildung und Klimaschutz nachhaltig in eine gute Zukunft für Bayern investieren.

Frau Kollegin Rupp, ich will noch einmal versuchen, Ihnen das Zusammenspiel zwischen

dem Entwurf des Staatshaushalts einerseits und unseren Prägungen bei den Arbeiten

zum Konjunkturpaket II andererseits zu erläutern. Denn wir haben planvoll gehandelt.

Der Regierungsentwurf mit seinem Konzept kraftvoller Investitionen in Zukunftsbereiche

war die ideale Basis dafür, dass wir das Zukunftsinvestitionsprogramm des Bundes in-

tegrieren konnten. Das ist kein Zufallsprodukt, das ist absichtliches, planvolles Handeln,

weil wir alle Maßnahmen nutzen wollten, um jetzt möglichst viel zu investieren, um die

wirtschaftliche Schwäche durch staatliche Investitionen abzufedern.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Es ist kein Hoppla-Effekt, sondern das Ergebnis planvollen Handelns, dass wir den

zweiten Teil des Konjunkturpakets des Bundes optimal in den Doppelhaushalt integrie-

ren konnten. Denn mit den zusätzlichen Bundesmitteln können wir das im ersten Nach-

tragshaushalt 2008 erreichte Rekordniveau unserer bayerischen Investitionen noch

einmal deutlich steigern. Meine Damen und Herren, statt das zu kritisieren, sollten Sie

uns eigentlich zu dieser Blaupause gratulieren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir haben mit Absicht die Investitionen noch im November beschleunigt und am 16.

Dezember einen Entwurf eingebracht, bei dessen Vorlage wir schon wussten, dass wir

gleichzeitig in Berlin über ein zweites Konjunkturpaket sprechen. Dass wir das im Ansatz

aufeinander abgestimmt haben, kann uns nicht zum Vorwurf gemacht werden, sondern

zeigt, dass wir gut damit fahren, auf zwei Ebenen an der Regierung teilzuhaben und

Entscheidungen mitprägen zu können. Auch der Vorwurf, dass wir hierbei an einem
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Strang ziehen, geht ins Leere. Es ist doch gerade notwendig, dass wir gemeinsam - auf

kommunaler, auf Länder- und auf Bundesebene - gegen die Krise arbeiten, damit wir

am Ende schneller und gestärkt aus dieser Krise herausgehen können. Auch an dieser

Stelle bitte ich Sie: Überlegen Sie sich das. Wir arbeiten gemeinsam, damit wir gemein-

sam möglichst viele Kräfte freisetzen können. Die wichtigste Herausforderung besteht

darin, dass wir über Wachstum und Beschäftigung schnellstmöglich aus der wirtschaft-

lich angespannten Situation herauskommen. Das verlangen die Menschen im Land von

uns und darauf richten wir unsere Politik aus.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Der Schwerpunkt beim Konjunkturpaket des Bundes liegt ganz bewusst auf der ener-

getischen Sanierung. Vonseiten des Bundes wird vor allem die energetische Sanierung

von Schulen und kommunaler Infrastruktur gefordert. Diese Forderungen des Bundes

passen ideal zum Leitbild des Doppelhaushalts. Sie passen ideal zu unserem Ziel, zu-

kunftsgerecht und konjunkturgerecht zu handeln. Wir wissen doch, dass die Nachfrage

jetzt gestärkt werden muss. Jetzt muss investiert werden. Jetzt muss die Krise gemein-

sam bekämpft werden. Deshalb lautet unser Ansatz: Wir wollen gestärkt aus der Krise

herauskommen, indem wir die Rahmenbedingungen nachhaltig verbessern. Dabei ist

die energetische Sanierung das effizienteste Mittel - darüber besteht in unserem Hause

noch nicht einmal Streit - im Kampf gegen den Klimawandel einerseits und andererseits

ein ideales Mittel, um der öffentlichen Hand Heiz- und Betriebskosten zu ersparen. Das

ist eine solide, sachgerechte und zukunftsorientierte Konjunkturpolitik.

Eine Rolle hat hier auch die Frage nach der steuerlichen Entlastung gespielt. Herr Prä-

sident, meine sehr geehrten Damen und Herren, Ausgangs-, Mittel- und Zielpunkt aller

unserer politischen Bemühungen in der Krise und für die Zukunft sind die Bürgerinnen

und Bürger Bayerns. Sie wollen wir in der Krise unterstützen. Ihnen wollen wir helfen,

aus der Krise herauszukommen. Deshalb muss unsere Politik auch unmittelbar bei den

Menschen ansetzen. Unser Ziel ist es, mehr bei den Bürgern zu belassen. Das Geld,
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das sich die Bürger hart erwirtschaftet und sauer erarbeitet haben, muss in den privaten

Haushalten bleiben.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Deshalb fällt es dem bayerischen Finanzminister auch nicht schwer, sich zu bekennen.

Wir waren es, die die SPD zum Jagen getragen haben. Wir waren es, die die Steuer-

und Abgabensenkungen durchgesetzt haben.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Widerspruch bei der SPD)

Wir haben es in Berlin mit einem SPD-Parteivorsitzenden zu tun, der der festen Über-

zeugung ist, dass die Menschen ihr Geld beim Staat abgeben sollen, weil der Staat

besser wisse, was für die Menschen in unserem Land gut ist.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir haben es in Berlin mit einem Bundesfinanzminister zu tun, der in Brüssel Steuerer-

leichterungen zustimmt, der sich an sein eigenes Abstimmungsverhalten aber nicht mehr

erinnert, wenn wir dieselben Steuererleichterungen auch hier für den bayerischen und

den deutschen Mittelstand, für die Gastronomie und für die Hotels durchsetzen wollen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Deshalb müssen wir uns das Gesamtbild ansehen. Wir sind davon überzeugt, dass wir

das richtige Instrumentarium haben, um das Jahr 2009 erfolgreich abschließen zu kön-

nen. Das muss unser Ziel sein. Wir dürfen nicht wie das Kaninchen vor der Schlange

sitzen bleiben und sagen: Um Gottes Willen, was ist zu tun? - Wir müssen handeln.

Handeln heißt Reduzieren von Steuern und Abgaben, damit die Menschen im Lande

auch konsumieren können. Das ist unser Ziel.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Und wer bezahlt

das Konjunkturpaket?)
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Deshalb war es richtig, dass wir zum Jahresanfang die Familien entlastet haben. Es war

richtig, das Kindergeld um zehn bzw. 16 Euro pro Monat zu erhöhen. Es war auch richtig,

dass die Finanzverwaltung mit Hochdruck gearbeitet hat. Ich bin stolz darauf, dass wir

bereits Mitte März in Bayern die Rückzahlung der Pendlerpauschale abschließen konn-

ten. In über einer Million Fällen kam es zu Rückzahlungen in Höhe von insgesamt

287 Millionen Euro. Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Geld kommt jetzt an.

Damit werden die Menschen unterstützt und können trotz der Krise konsumieren und

den täglichen Bedarf decken. Das ist die richtige Art von Politik.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Deshalb ist es auch richtig, dass wir mit dem Konjunkturpaket II einen weiteren Schritt

vorwärtsgehen.

Nachdem viel Überzeugungsarbeit zu leisten war, hat die Große Koalition die Senkung

des Eingangssteuersatzes und die Abflachung des Tarifverlaufs in Angriff genommen.

Der erste Schritt der steuerlichen Entlastung wirkt sich in diesen Wochen über die Lohn-

steuer bei den Bürgerinnen und Bürgern aus. Wir haben Anfang des Jahres schnell

gehandelt. Wir haben im Februar und im März die Pendlerpauschale zurückgezahlt. Jetzt

merken die Menschen, dass sich etwas tut, dass in Deutschland eine steuerliche Ent-

lastung stattfindet. Das ist das richtige Signal, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Es ist auch klar, dass es weitergeht. Ab Juli werden die Arbeitnehmer und die Unter-

nehmen mit der Reduzierung des Krankenversicherungsbeitrags auf 14,9 % außersteu-

erlich in einem Umfang von weiteren 6 Milliarden Euro pro Jahr entlastet. Wir sind nicht

am Ende, denn wir haben bereits festgelegt, dass ab 1. Januar 2010 die Absetzbarkeit

der Krankenversicherungs- und Pflegeversicherungsbeiträge deutlich verbessert wird.

Außerdem machen wir einen zweiten Schritt in Richtung des CSU-Tarifs. Denn wir wer-

den zu Beginn des nächsten Jahres die Anhebung des Grundfreibetrags und eine

weitere Rechtsverschiebung des Tarifs in Deutschland erleben. Die CSU kümmert sich
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um die Entlastung. Wir reden nicht nur von einer Änderung des Einkommensteuertarifs,

sondern wir setzen sie auch auf allen Ebenen durch.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Zusammen mit sonstigen Steuerrechtsänderungen entlasten wir die Bürgerinnen und

Bürger in Deutschland jährlich um 24 Milliarden Euro.

Allein im Doppelhaushalt des Freistaates Bayern schlagen sich die Entlastungen mit

Mindereinnahmen in Höhe von deutlich über 3,2 Milliarden Euro nieder. Das ist ein wich-

tiges und richtiges Zeichen. Es ist ein Zeichen für Wachstum und Beschäftigung und es

ist ein Signal zur Stärkung der Binnenkonjunktur. Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren, nur über die Entlastung der privaten Haushalte werden wir die Nachfrage in

Deutschland stärken. Diese Notwendigkeit ergibt sich jetzt.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Neben der Stärkung der privaten Haushalte über Steuer- und Abgabenentlastungen sind

für die Staatsregierung und die sie tragenden beiden Fraktionen der CSU und der FDP

die Kommunen die zentralen Akteure in der Krise. Wir befinden uns zwar in einer glo-

balen Krise. Die Menschen spüren sie aber persönlich vor Ort. Deshalb ist es entschei-

dend, auf die Nöte der Menschen und der Unternehmen in diesem Land rasch und

flexibel zu reagieren. Die Kommunen kennen die Sorgen und Bedürfnisse ihrer Bürger-

innen und Bürger am besten. Sie sind auch der Lösung dieser Probleme am nächsten.

Im Wissen, dass 60 % der Investitionen der öffentlichen Hand auf kommunaler Ebene

stattfinden, stellen wir die Kommunen, die Kreise, Städte und Gemeinden auch in den

Mittelpunkt unserer Investitionsoffensive. Deshalb ist die Stärkung der Kommunen eine

Daueraufgabe. Deshalb haben wir gerade in der letzten Zeit wesentliche Schritte zur

Stärkung der Kommunen auch und gerade in finanzieller Hinsicht eingeleitet. Schon im

letzten Jahr waren die Kommunen die großen Gewinner des Staatshaushalts. Die Stei-

gerungsrate des kommunalen Finanzausgleichs lag im letzten Jahr mit 11 % doppelt so
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hoch wie die Steigerungsrate des gesamten Staatshaushalts. Mit dem kommunalen Fi-

nanzausgleich 2009 haben wir nicht nur die finanzielle Ausstattung der Kommunen auf

dieser hohen Basis mit effektiv 4 % wiederum deutlich verbessert, sondern wir haben

auch strukturelle Veränderungen durchgeführt. Die Tatsache, dass wir die beiden Ver-

bundsätze sowohl bei der Kfz-Steuer als auch im allgemeinen Steuerverbund erhöht

haben, ist keine Eintagsfliege. Sie ist das klare Bekenntnis dazu, dass wir die Kommunen

in Bayern unterstützen und sie mit den Mitteln ausstatten, die sie brauchen, um auch

aktiv arbeiten zu können.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Nicht nur im laufenden Haushalt werden die Kommunen besonders berücksichtigt. Auch

in der Krise stärken wir den Kommunen den Rücken. Deshalb will ich an dieser Stelle

auch daran erinnern, dass die Abgeordneten von CSU und FDP mit ihrer Entscheidung

Ende Dezember die Kommunen von einer Riesenlast befreit haben. Sie waren nicht

bereit, das zu machen. Hier auf der rechten Seite ist die Entscheidung gefallen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Die Stabilisierung der Bayerischen Landesbank war aus volkswirtschaftlicher und aus

gesamtwirtschaftlicher Sicht dringend notwendig. Wir erinnern uns daran. Es hat einen

Sonntag gegeben, an dem die Bundeskanzlerin vor die deutsche Öffentlichkeit getreten

ist und gesagt hat, sie stehe für die Sicherheit der Einlagen. Der Freistaat Bayern hat

sich seiner Verantwortung gestellt. Die Abgeordneten von CSU und FDP haben dieses

Signal aufgenommen. Sie waren dazu nicht in der Lage. Das sollen Sie den Kommunen

erzählen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Christa Naaß (SPD): Und wer trägt die Verant-

wortung?)

Und deshalb, Herr Maget, ist es an dieser Stelle wohlfeil, wenn Sie am Dienstag sagen,

ich solle auf irgendetwas einschlagen. Ich sage Ihnen: Wenn der Bundesfinanzminister
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sagt, dass keine weitere Bank in Deutschland umkippt, bin ich bereit, mich über Ihre

Frage zu unterhalten. Aber weil Ihnen der Bundesfinanzminister so eine Zusage nicht

machen kann, verlangen Sie die bitte nicht vom bayerischen Finanzminister, Herr Maget!

(Beifall bei der CSU und der FDP - Franz Maget (SPD): Wie hoch bewerten Sie das

Risiko?)

Wir müssen uns vielmehr darüber unterhalten, was wir können und was wir insbesondere

gemeinsam mit den Kommunen machen. Wir müssen uns gemeinsam mit aller Kraft

gegen den Konjunkturabschwung stemmen. Das ist die wesentliche Aufgabe der öffent-

lichen Hand.

Und, meine Damen und Herren, wir gehen Hand in Hand mit den bayerischen Kommu-

nen.

(Franz Maget (SPD): Gegen die Kommunen!)

Wir haben den Umfang der Fördermittel für kommunale Investitionen um 118 Millionen

Euro kräftig angehoben. Wir setzen auf das Konjunkturpaket, und zwar in Abstimmung

mit allen kommunalen Spitzenverbänden. Keiner bleibt außen vor. Alle helfen mit. Die

Einzigen, die das nicht verstehen wollen, sind die bayerischen Sozialdemokraten, meine

sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Setzen wir uns einmal mit Ihrem Alternativvorschlag auseinander. Die SPD schlägt vor,

wir sollten in Bayern genauso verfahren wie in Nordrhein-Westfalen. Der Vorschlag der

Sozialdemokratie heißt: Wir sollen wie in Nordrhein-Westfalen die Konjunkturpaketmittel

an die Kommunen mit der Gießkanne verteilen. Meine sehr geehrten Damen und Herren,

setzen Sie sich doch wenigstens einmal mit den Strukturen in den beiden Bundesländern

auseinander. Schauen Sie sich das doch einmal an: In Nordrhein-Westfalen hat die

kleinste Gemeinde, Dahlem bei Euskirchen, 4.200 Einwohner. In Nordrhein-Westfalen

hat die Hälfte aller Gemeinden mehr als 25.000 Einwohner.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, in Bayern haben drei Viertel der Gemeinden

weniger als 5.000 Einwohner. Wenn Sie in Nordrhein-Westfalen mit der Gießkanne ar-

beiten, treffen Sie ganz andere Gruppen, als wenn Sie in Bayern mit der Gießkanne

arbeiten. Es wäre verhängnisvoll, wenn wir diesen Weg gegangen wären.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir haben es in Bayern mit anderen Strukturen zu tun. Wir haben es in Bayern Gott sei

Dank mit einer anderen Finanzkraft zu tun. Wir haben es in Bayern mit anderen etat-

mäßigen Möglichkeiten zu tun. "Gott sei Dank" möchte man sagen. Und wir sind in

Bayern auch mit anderen, und zwar mit schlagkräftigeren Verwaltungsapparaten aus-

gestattet. Deshalb ist unser Weg, über die Projekte zu gehen, der bessere Weg, der

zielgerichtetere Weg. Wir können die Mittel des Konjunkturpakets schnell und wirksam

einsetzen. Das muss unser Ziel sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Im Übrigen: Trotz unseres ausdifferenzierten Vorgehens werden die Kommunen rasch

Nachricht über die Förderentscheidungen erhalten; denn wir haben vorgearbeitet. Wir

haben bereits parallel zur Aufstellung des Doppelhaushalts das Antragsverfahren in

Gang gesetzt und sind deshalb in der Lage, zeitnah die Bewilligungen bekannt zu geben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir nutzen die Chance des Konjunkturpakets,

um Bayern nach vorn zu bringen, weil wir darauf setzen, dass wir in der Lage sind,

schneller als andere aus der Krise herauszukommen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Was die Debatte um die Fördersätze im Konjunkturpaket II angeht, ist das Konzept der

Staatsregierung klar und einfach: Bei zusätzlichen Programmen beträgt der Eigenanteil

der Kommunen regelmäßig 12,5 % der förderfähigen Kosten, bei neuen Ansätzen nur

12,5 % und bei alten, bestehenden Förderprogrammen, auf die wir aufgebaut haben,

weil sie bekannt sind, weil sie eingeführt sind, weil sich jeder darauf verlassen kann, wie
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die Programme laufen, bleibt es bei den alten Fördersätzen. Das ist auch eine Frage der

Gerechtigkeit, denn warum sollte eine Kommune mit genau dem gleichen Projekt vor

dem Konjunkturpaket eine schlechtere Förderung bekommen als nach dem Konjunk-

turpaket, meine sehr geehrten Damen und Herren?

Deshalb glauben Sie uns:

(Zurufe von der SPD)

Die Kommunen sind der wesentliche Partner der Staatsregierung in allen Bereichen der

gemeinsamen Politik. Sie sind der wesentliche Partner der Staatsregierung auch auf

dem Gebiet der Bildung und der Kinderbetreuung. Wir haben dieses gute Verhältnis erst

kürzlich beim Bildungsgipfel überzeugend demonstriert. Gemeinsam mit den Kommu-

nen und ohne Ausnahme haben wir die Weichen für wichtige bildungspolitische Vorha-

ben gestellt.

So bauen wir zum Beispiel die Ganztagsschulen aus. Wir gehen dabei einen besonderen

Weg: Einerseits entlasten wir die Kommunen. Deshalb übernimmt der Staat künftig an

staatlichen Schulen neben der Trägerschaft der gebundenen Ganztagsangebote auch

die Trägerschaft der offenen Ganztagsangebote und stellt eine angemessene Ausstat-

tung an Planstellen und Mittel für Lehrer und sonstiges Personal sicher. Im Gegenzug

werden die Kommunen den zusätzlichen Sachaufwand der Ganztagsschulen überneh-

men und sich am Personalaufwand für alle offenen und gebundenen Ganztagsschulen

durch einen pauschalen Zuschuss in Höhe von 5.000 Euro je Ganztagsklasse oder -

gruppe und Schuljahr beteiligen.

Und weil uns auch das wichtig ist, kann ich heute ankündigen: Mit dem Beschluss über

den Doppelhaushalt werden wir morgen das entsprechende Förderprogramm für Bau-

maßnahmen zum Ausbau von Ganztagsschulen mit erhöhten Fördersätzen in Kraft

setzen, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)
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Ich möchte an dieser Stelle auch noch einmal daran erinnern: Die von CSU und FDP

getragene Staatsregierung und die bayerischen Kommunen werden bedürftige Schü-

lerinnen und Schüler beim Mittagessen an Ganztagsschulen und Grundschulen mit

verlängerter Mittagsbetreuung unterstützen. Der Staat und die Kommunen werden dazu

jeweils einen Betrag von 200 Euro pro bedürftiges Kind und Schuljahr übernehmen. Das

wäre die Aufgabe Ihres Bundesministers gewesen. Er ist nirgendwo zu finden, wenn es

um diese Frage geht.

(Zurufe von der SPD)

Bayern und die bayerischen Kommunen gehen nach vorn, meine sehr geehrten Damen

und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Auch bei der Kinderbetreuung ist der Freistaat ein verlässlicher Partner der Kommunen.

Erstens werden die Bundesmittel für die Förderung der notwendigen Investitionen und

der Betriebskosten des Krippenausbaus vollständig, also zu 100 %, an die Kommunen

weitergegeben.

(Zuruf der Abgeordneten Johanna Werner-Muggendorfer (SPD))

Damit bekommen die Kommunen eine Entlastung im Umfang von insgesamt 615 Milli-

onen Euro bis zum Jahr 2013, obwohl dem Freistaat bei der staatlichen Betriebskos-

tenförderung selbst auch hohe Mehrbelastungen entstehen. Ab 2014 stehen den

Kommunen die Bundesmittel für die Betriebskostenförderung des Krippenausbaus in

Höhe von wiederum 115 Millionen Euro pro Jahr in vollem Umfang ohne Abzug zur Ver-

fügung, obwohl wir eigene Krippen unterhalten und auch gute Gründe hätten, uns an

diesem Programm zu beteiligen. Wir geben alles zu 100 % weiter. Kein anderes Bun-

desland geht diesen Weg. Nur in Bayern unterstützen wir die Kommunen, weil uns die

Kinderbetreuung so wichtig ist, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)
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Und nicht zu vergessen: Nur in Bayern stellt der Freistaat für die Investitionskostenför-

derung noch zusätzlich insgesamt 100 Millionen Euro aus eigener Kraft bereit. Damit

wollen wir bis zum Jahr 2013 50.000 zusätzliche Krippenplätze schaffen. Zeigen Sie mir

ein anderes Bundesland in Deutschland mit so einer breiten Förderung!

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Weil die schon welche haben!)

Kein anderes Bundesland macht dieses Angebot!

(Beifall bei der CSU und der FDP - Zurufe von der SPD)

Das zeigt: Für die Menschen in Bayern ziehen der Freistaat und die Kommunen an einem

Strang. Der Freistaat und die Kommunen führen eine verlässliche Partnerschaft. Sie

führen eine fruchtbare Partnerschaft, und sie führen eine zukunftsfähige Partnerschaft,

kurz und gut eine gute und belastbare Partnerschaft zwischen der kommunalen Ebene

und dem Freistaat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, den Bürgerinnen und Bürgern zu helfen und

sie zu entlasten, die Kommunen zu unterstützen und sie zu stärken sowie die Nachfra-

geflaute gemeinsam zu bekämpfen - das ist, zugegeben, eine harte Bewährungsprobe

für den Staatshaushalt. Aber er besteht sie, weil wir in der Vergangenheit solide gewirt-

schaftet haben und weil wir weiter solide wirtschaften werden, weil wir damit den Beweis

führen, dass wir im Gegensatz zu allen anderen in der Bundesrepublik Deutschland

handlungsfähig sind.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Antizyklische Haushaltspolitik besteht in Zeiten der Krise in Stärkung der Nachfrage. Das

ist die leicht verständliche Seite dieser Politik. Da kann jeder mitreden. Aber, meine sehr

geehrten Damen und Herren, sie beginnt viel früher. Antizyklische Haushaltspolitik be-

ginnt im Aufschwung, beginnt an dem Punkt, wo man im Aufschwung Geld zurücklegt,

um in schwierigeren Zeiten zu investieren. Das haben wir in Bayern gemacht, und des-

halb können wir in Bayern auch gestalterisch tätig sein.
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(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir haben in den guten Jahren eine antizyklische Haushaltspolitik betrieben. Wir haben

insbesondere in den Jahren 2007 und 2008 Rücklagen gebildet. Wir haben Schulden

getilgt. Wir haben Programme durchfinanziert, die jetzt in der Krise kräftige Gegenim-

pulse setzen.

Schauen Sie doch noch einmal ins Programm. Herr Pointner, ich kann es Ihnen nicht

ersparen: Sie müssen natürlich den Staatshaushalt auch ernst nehmen. Schauen Sie

doch einmal: Es gibt kein einziges Bundesland, das ein Programm wie "Kinder, Arbeit,

Bildung" bis zur Laufzeit von 2011 durchfinanziert hat. Da ist kein Thema offen. Da ist

jedes Investitionsprojekt angesetzt und mit Geld versetzt. Da brauchen wir nichts zu-

rückzunehmen. Das müssen wir nur abarbeiten. Das ist der wesentliche Unterschied.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:  Herr Staatsminister, lassen Sie eine Frage

des Kollegen Pohl zu?

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministerium):  Sehr gerne.

Bernhard Pohl (FW):  (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Staatsminister, habe ich Sie

richtig verstanden? Sind Länder wie Baden-Württemberg, Thüringen, Hessen und Sach-

sen handlungsunfähig?

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministerium):  Ich stelle zumindest fest,

dass die anderen Bundesländer mit ihren Haushalten noch nicht fertig sind. Wir sind mit

dem Abschluss der heutigen Debatte investitionsbereit, und wir setzen auf diese Inves-

titionen, meine Damen und Herren.

(Lebhafter Beifall bei CSU und FDP - Ministerpräsident Horst Seehofer: Danke für

die Frage!)

Ich soll mich im Auftrag des Herrn Ministerpräsidenten noch für die Frage bedanken.
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(Heiterkeit bei der CSU - Georg Schmid (CSU): So ist das bei uns!)

Liebe Frau Rupp: Ja, es besteht Übereinstimmung darin, dass wir in dieser Krise glo-

balen Ausmaßes unsere Ausgaben nicht zurückfahren dürfen, sondern wir müssen sie

erhöhen.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Auf der anderen Seite müssen wir den Menschen aber auch mehr von dem lassen, was

sie selbst erwirtschaften. Die Menschen brauchen das Geld jetzt, denn damit können sie

selbst einen Beitrag dazu leisten, die Krise zu meistern. Deshalb müssen wir an dieser

Stelle auf Entlastung setzen. Nur über die Entlastung bekommen wir den breitesten Ef-

fekt, den breitesten Impuls. Deshalb sind wir vom Ansatz unserer Politik überzeugt.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Immer nur mit dem Finger auf die andern

zeigen!)

Wir müssen dem Aktionismus anderer allerdings auch wohlüberlegte Schritte entge-

gensetzen. Wir gehen weit, aber wir gehen nicht zu weit. Der Doppelhaushalt, der diesem

Hohen Haus zur Beschlussfassung vorliegt, kommt trotz der zusätzlichen Belastungen

durch die Konjunktur und die konjunkturbedingten Maßnahmen, bezogen auf den

Staatshaushalt, ohne neue Schulden aus. Das hat Tradition und das ist auch berechtigt,

weil wir unsere Schlüsse aus der Vergangenheit gezogen haben. Herr Kollege Klein hat

mit Recht auf die Belastungen hingewiesen, die allen Generationen drohen, wenn wir

nicht vernünftig und zukunftsgerecht nachhaltig mit den Steuergeldern der Bürgerinnen

und Bürger umgehen.

Dank der vorsorgenden Politik der Vergangenheit können wir der Haushaltssicherungs-

rücklage 3,7 Milliarden Euro entnehmen. Damit ist sie aber verbraucht. Mehr ist nicht zu

machen. Die Forderungen der SPD hätten zu zusätzlichen Ausgaben in Höhe von 2,5

Milliarden Euro geführt. Meine sehr geehrten Damen und Herren der Opposition, Sie

sind weitab von jeglicher realistischer Finanzpolitik.
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(Lebhafter Beifall bei der CSU und der FDP - Unruhe bei der SPD)

Verschuldungspolitik ohne die Rücksicht auf morgen ist mit uns, ist weder mit der CSU

noch mit der FDP, nicht zu machen. Deshalb sind auch die Überlegungen der SPD, ihre

zusätzlichen Ausgabenwünsche 2009 mit einer erhöhten Rücklagenentnahme zu finan-

zieren, am Ende nur eine kurzfristige Politik. Meine sehr verehrten Damen und Herren,

natürlich müssen wir in einem Doppelhaushalt die Frage stellen, was machen Sie im

Jahr 2010, wenn Sie das ganze Geld ins Jahr 2009 stecken? - Dann sind Sie nicht mehr

handlungsfähig. Das wäre im Gegensatz zu unserer Überzeugung der falsche Weg.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Wir brauchen ja schon das ganze Geld für

die Landesbank!)

Wir wollen in den Jahren 2009 und 2010 handlungsfähig sein!

(Lebhafter Beifall bei der CSU und der FDP)

Zu einer realistischen Haushaltspolitik gehört auch, dass wir unsere Einnahmen solide

planen. Das ist in diesen Zeiten äußerst schwierig. Mit der Nachschubliste haben wir,

wie ich im Übrigen schon bei der Ersten Lesung zum Doppelhaushalt angekündigt hatte,

die Steuereinnahmen an die konjunkturelle Entwicklung angepasst. Auf Basis der Kon-

junkturprognose der Bundesregierung vom Januar 2009 werden wir in diesem Jahr

gegenüber dem Regierungsentwurf einen Einnahmeverlust von 700 Millionen Euro ver-

kraften müssen. Für 2010 liegt keine aktuelle Prognose vor. Nach dem Vorsichtigkeits-

prinzip haben wir jedoch den Basiseffekt des Jahres 2009 - mit guten Gründen - für das

Jahr 2010 fortgeschrieben. Damit müssen wir im Doppelhaushalt weitere konjunkturelle

Mindereinnahmen von mindestens 1,4 Milliarden Euro verkraften. Ich kann nicht aus-

schließen, dass es zu noch stärkeren Einbrüchen bei den Steuereinnahmen kommen

wird. Meine sehr geehrten Damen und Herren, derzeit überbieten sich die Konjunktur-

experten geradezu mit katastrophalen Szenarien für die wirtschaftliche Entwicklung. Ich

glaube aber, es ist falsch, sich an einem Wettbewerb der Verunsicherung zu beteiligen.
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Wir müssen auf die positiven Seiten setzen, wir müssen auch die Nachrichten zur Kennt-

nis nehmen, die gute Nachrichten sind.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Es gibt gute Nachrichten. Schauen Sie die verbesserten Aussichten im Bauhauptge-

werbe an. Sehen Sie sich an, was das regionale Baugewerbe sagt, nämlich: Wir sind

ausgelastet. - Unsere Politik hat Früchte getragen. Wir haben Geld in die Hand genom-

men und das Baugewerbe sagt: Wir sind gut unterwegs. - Sowohl die Architekten als

auch die Bauplanungsbüros bis hin zu den Handwerkern zeigen uns: Unsere Politik, die

Politik des schnell zupackenden Handelns hat gefruchtet. Wir sind gut ins Jahr gestartet.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Schauen Sie auf den aktuellen Ifo-Geschäftsklimaindex. Ja, er zeigt Schatten, aber er

zeigt auch Licht. Die befragten Unternehmer schätzen die Geschäftsaussichten in den

kommenden sechs Monaten positiv ein, und zwar zum dritten Mal in Folge. Mancher

Experte erwartet schon im zweiten Halbjahr 2009 eine Stabilisierung der konjunkturellen

Entwicklung. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das sind keine anderen als die-

jenigen, die sagen, die Stabilisierung kommt erst im Jahr 2010. Wir haben allen Grund,

auf die Stärke unseres Landes, auf die Stärke unserer Kommunen und auf die Stärke

unserer Unternehmen in Bayern zu setzen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Deshalb sehe ich trotz der Prognoseunsicherheit aus heutiger Sicht keinen Grund für

einen Nachtragshaushalt 2009. Eine Rezession macht sich im Übrigen bei den Steuer-

einnahmen erst zeitverzögert bemerkbar. Bisher liegen die Zahlen für 2009 im Rahmen

der Planungen. Wir werden über die weitere Entwicklung der Konjunktur und insbeson-

dere über die Entwicklung der Steuereinnahmen 2010 kurzfristig keine Sicherheit erhal-

ten. Wir wissen nicht, was in der zweiten Jahreshälfte sein wird, was im Jahr 2010

passiert. Deshalb haben wir den Zeitplan für den Nachtragshaushalt 2010 entsprechend
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festgelegt. Grundlage dieses Nachtragshaushalts im nächsten Jahr wird die Novem-

bersteuerschätzung sein. Damit haben wir die bestmögliche Grundlage. So macht man

realistische, so macht man belastbare Haushaltspolitik!

(Beifall bei der CSU und der FDP - Franz Maget (SPD): Da bin ich gespannt! Daran

werden Sie sich messen lassen müssen!)

Nur mit einer soliden Haushaltspolitik können wir auch wieder Gestaltungsspielräume

erhalten. Solides Wirtschaften zahlt sich nämlich aus. Bayern ist dafür der beste Beweis.

Mit 2,7 % liegen wir trotz der Belastung durch die Sanierung der Landesbank bei der

Zinslast unter dem Durchschnitt aller Länder. Die Schulden der Vergangenheit drücken

die Haushalte der anderen Bundesländer. Bayern hingegen kann gestalten, weil wir in

Bayern die richtige Politik gemacht haben. Deshalb können wir in Bayern jetzt mit aller

Kraft gegensteuern. Das muss immer wieder gesagt werden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir können in die Zukunft investieren, und wir investieren in die Zukunft. Wir setzen nicht

nur mit 13,6 % wieder eine Benchmark für die Investitionsquote. Alle anderen Bundes-

länder sind weit abgeschlagen. Wir hatten schon ohne die Bundesmittel aus dem

Konjunkturpaket das Rekordniveau des 1. Nachtragshaushalts 2008 erreicht. Mit den

Bundesmitteln konnten wir die Investitionen im allgemeinen Haushalt noch einmal um

fast 9 % steigern. Jetzt frage ich die Opposition: Hätten wir die Mittel ausschlagen sollen?

Ist es nicht vielmehr unsere Aufgabe, die Mittel zielgerichtet und klug zu verwenden?

(Alexander König (CSU): Sehr richtig! - Lebhafter Beifall bei der CSU und der FDP)

Nicht zu vergessen: Der Ministerpräsident hat vollkommen richtig gesagt: Das ist der

klassische Investitionsbegriff. Daneben stehen die Investitionen in unsere Köpfe. Wir

investieren in mehr Lehrer und mehr Professoren. Einschließlich des Sonderprogramms

"2020" schaffen wir in den kommenden beiden Jahren 2.738 zusätzliche Lehrerstellen.

An den Hochschulen schaffen wir für die zusätzlichen Studierenden 3.000 neue Stellen.
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In den Jahren 2008 bis 2011 stellen wir dafür eine halbe Milliarde Euro - 500 Millionen

Euro - für Personal und für laufende Sachmittel zur Verfügung. Das ist ganzheitlich, das

ist zukunftsorientierte Handlungsweise! Das ist Politik, wie wir sie in München gemein-

sam als CSU und FDP entwickeln.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren, am Konjunkturhimmel ist noch

keine Aufhellung zu erkennen. Die Prognosen für die wirtschaftliche Entwicklung in den

kommenden beiden Jahre zeigen vor allem eines: Unsicherheit. Im Gegensatz dazu

werden wir unserer politischen Verantwortung gerecht, denn mit dem Doppelhaushalt

2009/2010 geben wir den Menschen ein Stück Sicherheit. Wir geben ein klares Signal.

Wir können sagen: In Bayern sind die Strukturen stabil, in Bayern investieren wir stabil,

in Bayern können sich die Menschen auf die politischen Leitentscheidungen der Staats-

regierung und der Kommunen verlassen. In Bayern versuchen wir, alles in unserer Macht

Stehende zu tun, um schneller und erfolgreicher aus der Krise herauszugehen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wenn Sie sich hier nicht überzeugen lassen, dann werfen Sie doch einen Blick auf un-

abhängige Experten. Bayern hat wieder mit der Bestnote für die Staatsfinanzen abge-

schlossen. Standard & Poor’s hat Bayern wieder Triple-A Stable Outlook gegeben.

Bayern ist das einzige Bundesland in Deutschland, das mit so einer Bewertung arbeiten

kann.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Herr Huber glaubt doch ans Rating nicht mehr! - Unruhe

bei der SPD)

Das beruht auf unserer soliden Finanzpolitik, das bestätigt unsere solide Finanzpolitik in

der Zukunft.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)
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Eine solche Auszeichnung ist auch Mahnung, auf dem eingeschlagenen Weg weiterzu-

schreiten. Denn es gilt, meine sehr verehrten Damen und Herren, strukturelle Ver-

schlechterungen des Haushalts nicht zuzulassen. Selbstverständlich gilt, dass wir in den

Konsolidierungsanstrengungen nicht nachlassen dürfen. Selbstverständlich gilt auch,

dass wir uns nur über diese Politik auch künftig Gestaltungsräume eröffnen und erhalten.

Mit dem Doppelhaushalt 2009/2010 haben wir eine solide Grundlage geschaffen, um

uns jetzt kraftvoll gegen die Krise zu stemmen und nachhaltig optimale Bedingungen für

die Zukunft zu schaffen. Es wird ein hartes Stück Arbeit für die Verwaltung, diesen

Haushalt jetzt umzusetzen, aber es ist jetzt an der Zeit, diese Aufgaben anzupacken.

Deshalb bitte ich Sie im Interesse der Menschen in Bayern, im Interesse der Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter, im Interesse der Unternehmerinnen und Unternehmer: Stim-

men Sie für ein Stück Sicherheit, stimmen Sie für die Zukunft, stimmen Sie für diesen

Doppelhaushalt 2009/2010.

(Anhaltender Beifall von der CSU und der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:  Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die Tagesordnungspunkte wieder getrennt.

Ich lasse zunächst über das Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009 abstimmen. Der

Abstimmung liegen der Gesetzentwurf, Drucksache 16/209, die Änderungsanträge auf

den Drucksachen 16/844 mit 16/847 sowie die Beschlussempfehlung des federführen-

den Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen, Drucksache 16/1011 zugrunde.

Vorweg lasse ich über die vom federführenden Ausschuss zur Ablehnung vorgeschla-

genen Änderungsanträge der Fraktion der Freien Wähler, Drucksachen 16/844, 846 und

16/847, abstimmen. Besteht damit Einverständnis, dass wir über die Änderungsanträge

insgesamt abstimmen?

(Allgemeine Zustimmung)
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Ich sehe keine Gegenstimme. Dann lasse ich so abstimmen.

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des Abstimmungsverhal-

tens seiner Fraktion im jeweiligen federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und

Finanzfragen einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -

Enthaltungen? - Dann ist einstimmig so beschlossen. Damit übernimmt der Landtag

diese Voten. Die Änderungsanträge sind abgelehnt.

Den Gesetzentwurf empfiehlt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-

nanzfragen zur Annahme mit der Maßgabe von Änderungen; ich verweise insoweit auf

die Drucksache 16/1011. Wer dem Gesetzentwurf mit den vorgeschlagenen Änderun-

gen zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der

CSU und der FDP einschließlich der Kabinettsmitglieder. Gegenstimmen? - Das sind die

Fraktionen der Freien Wähler, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Ent-

haltungen? - Sehe ich keine. Dann ist mit Mehrheit so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher

Form durchzuführen. - Widerspruch dagegen erhebt sich nicht. Wer dem Gesetzentwurf

mit den vom federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen vorge-

schlagenen Änderungen seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu

erheben. - Das sind die Fraktionen der CSU und der FDP einschließlich der Kabinetts-

mitglieder.

(Zuruf von den GRÜNEN: Ohne Fahrenschon! - Heiterkeit bei den GRÜNEN)

Gegenstimmen? - Das sind die Fraktionen der Freien Wähler, der SPD und des BÜND-

NISSES 90/DIE GRÜNEN. Enthaltungen? - Keine. Das Gesetz ist damit angenommen.

Es hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (Finanzausg-

leichsänderungsgesetz 2009)".
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Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für

Staatshaushalt und Finanzfragen, Drucksache 16/1011, weise ich darauf hin, dass der

Änderungsantrag auf der Drucksache 16/845 durch die Aufnahme in das Gesetz seine

Erledigung gefunden hat.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 13, Tagesordnungspunkt 23. Der

Abstimmung liegen der Entwurf des Haushaltsplans 2009/2010, Einzelplan 13, die dazu

mitaufgerufenen Änderungsanträge sowie die Beschlussempfehlung des federführen-

den Ausschusses, Drucksache 16/949, zugrunde.

Der Einzelplan 13 wird vom federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-

fragen mit den in der Beschlussempfehlung, Drucksache 16/949, aufgeführten Ände-

rungen zur Annahme empfohlen. Wer dem Einzelplan 13 entsprechend dieser

Beschlussempfehlung zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die

Fraktionen der CSU und der FDP. Gegenstimmen? - Das sind die Fraktionen der Freien

Wähler, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? - Sehe

ich keine. Damit ist der Einzelplan 13 mit den vorgeschlagenen Änderungen angenom-

men.

Die vom federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur Ablehnung

vorgeschlagenen Änderungsanträge haben gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsord-

nung ihre Erledigung gefunden. Insoweit verweise ich auf die Nummer 2 der Ihnen hierzu

vorliegenden Liste.

(siehe Anlage 3)

Außerdem schlägt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen

in seiner Beschlussempfehlung noch verschiedene Ermächtigungen des Staatsministe-

riums der Finanzen vor. Im Einzelnen verweise ich wiederum auf die Drucksache 16/949.

Wer dem zustimmen will, den bitte ich ebenfalls um das Handzeichen. - Das sind die

Fraktionen der CSU, der FDP, der Freien Wähler und der SPD. Gegenstimmen? - Keine.

Enthaltungen? - Das ist die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN.
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Mit der Annahme des Einzelplans 13 in der Fassung des federführenden Ausschusses

für Staatshaushalt und Finanzfragen hat der Änderungsantrag auf der Drucksa-

che 16/833 seine Erledigung gefunden. Die Beratung des Einzelplans 13 ist damit

abgeschlossen.

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den Entwurf des Haushaltsgesetzes

2009/2010. Der Abstimmung liegen die Regierungsvorlage, Drucksache 16/210, die Än-

derungsanträge auf den Drucksachen 16/743, 16/818 und 16/911 sowie die Beschlus-

sempfehlung mit Bericht des federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und

Finanzfragen, Drucksache 16/1010, zugrunde.

Vorweg lasse ich über die vom federführenden Ausschuss zur Ablehnung vorgeschla-

genen Änderungsanträge abstimmen. Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Ände-

rungsantrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 16/743,

zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der

Freien Wähler, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? -

Das sind die Fraktionen der CSU und der FDP. Stimmenthaltungen? - Keine. Dann ist

der Änderungsantrag abgelehnt.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag von Abgeordneten der

SPD-Fraktion, Drucksache 16/818, zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. - Das sind die Fraktionen der Freien Wähler und der SPD. Gegenstimmen? - Das

sind die Fraktionen der CSU und der FDP. Stimmenthaltungen? - Die Fraktion des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Dann ist der Änderungsantrag ebenfalls abgelehnt.

Zum Gesetzentwurf empfiehlt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-

nanzfragen Zustimmung mit der Maßgabe verschiedener Änderungen. Der Ausschuss

für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz stimmt bei seiner End-

beratung der Beschlussempfehlung des Haushaltsausschusses zu, allerdings mit der

Maßgabe von Änderungen; ich verweise insoweit auf die Drucksache 16/1010.

Protokollauszug
18. Plenum, 02.04.2009 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 84



Vonseiten der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN wurde während der Aus-

sprache beantragt, über den vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen neu

eingefügten Artikel 21, der die Änderung des Bayerischen Datenschutzgesetzes betrifft,

einzeln abstimmen zu lassen. Dem haben alle Fraktionen zugestimmt. Ich lasse deshalb

vorweg über den neu eingefügten Artikel 21 einzeln abstimmen. Inhaltlich verweise ich

auf die Nummer 6 der Drucksache 16/1010. Diese liegt vor.

Wer dem vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen neu eingefügten Arti-

kel 21 zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die Fraktionen

der CSU und der FDP. Wer will dagegen stimmen? - Das sind die Fraktionen der Freien

Wähler, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? -

Keine. Dem Artikel 21 ist damit zugestimmt worden.

Die übrigen Teile des Gesetzentwurfs stelle ich jetzt insgesamt zur Abstimmung: Wer

diesen Teilen des Gesetzentwurfes in der Fassung des endberatenden Ausschusses für

Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz zustimmen will, den bitte

ich um das Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der CSU und der FDP. Gegenstim-

men? - Das sind die Fraktionen der Freien Wähler, der SPD und des BÜNDNISSES 90/

DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? - Keine. Dann ist das so beschlossen. Damit ist

allen Teilen des Gesetzentwurfes zugestimmt worden.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Diese ist auf Antrag der Fraktion

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, wie in § 127 Absatz 2 der Geschäftsordnung vor-

gesehen, in namentlicher Form durchzuführen. Abstimmungsgrundlage ist der Gesetz-

entwurf in der Fassung des endberatenden Ausschusses für Verfassung, Recht,

Parlamentsfragen und Verbraucherschutz. Für die Stimmabgabe sind Urnen auf beiden

Seiten des Sitzungssaals und auf dem Stenografentisch bereitgestellt. Mit der Stimm-

abgabe kann begonnen werden. Hierfür stehen fünf Minuten zur Verfügung.
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Ich bitte noch kurz um Aufmerksamkeit: Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass beim

anschließenden Tagesordnungspunkt noch einmal eine namentliche Abstimmung be-

antragt worden ist. Ich unterbreche die Sitzung für die namentliche Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 16.32 bis 16.37 Uhr)

Die Stimmabgabe ist abgeschlossen. Das Abstimmungsergebnis wird außerhalb des

Plenarsaales ermittelt. Das Ergebnis gebe ich später bekannt. Ich bitte um Zustimmung,

dass ich dieses Ergebnis während des nächsten Tagesordnungspunktes bekannt geben

darf, weil der Rundfunk auf das Ergebnis wartet, um zeitnah darüber berichten zu kön-

nen. - Ich denke, es besteht Einverständnis, dass wir dann innerhalb der Debatte, die

jetzt folgt, das Ergebnis bekannt geben.

(...)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Mit der Annahme des Gesetzentwurfes in der soeben beschlossenen Fassung hat der

Änderungsantrag auf Drucksache 16/911 seine Erledigung gefunden. Die Haushaltsbe-

ratungen sind damit abgeschlossen.
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Zu den Tagesordnungspunkten 22 bis 24 
 
 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge  
zum Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009 (Drs. 16/209),  
zum Einzelplan 13 und 
zum Haushaltsgesetz 2009/2010 (Drs. 16/210): 
 
 
 

I. 
Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009  

(Drs. 16/209) 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, 
Mannfred Pointner u.a. und Fraktion (FW) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes   
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009) 
(Drs. 16/209) 
hier: Art. 1 
(Drs. 16/844)  

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Tanja Schweiger, Joachim Hanisch 
u.a. und Fraktion (FW) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes  
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009) 
(Drs. 16/209) 
hier: Art. 10 
(Drs. 16/845)  

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes  
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009) 
(Drs. 16/209) 
hier: Art. 13 
(Drs. 16/846)  

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes  
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009) 
(Drs. 16/209) 
hier: Art. 13d 
(Drs. 16/847)  

II. 
Einzelplan 13 

 
1. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 

Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Verstärkungstitel für Investitionsmaß-

nahmen streichen 
(Kap. 13 03 TG 80) 

(Drs. 16/726)  

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Auflösung der Fonds der Offensive  

Zukunft Bayern 
(Kap. 13 08 TG 51 - 52, TG 60 - 65, 
TG 69 - 70, TG 71 - 72, TG 73, TG 77, 
TG 78, TG 79) 

(Drs. 16/727)  

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Zuweisungen an die Bezirke für den  

Sozialhilfeausgleich 
(Kap. 13 10 Tit. 633 08) 

(Drs. 16/728)  

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Investitionskosten Krankenhäuser 

(Kap. 13 10 Tit. 891 71) 
(Drs. 16/729)  

Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode Anlage 3
zur 18. Vollsitzung am 2. April 2009



 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Zusätzliche ÖPNV-Zuweisungen statt  

zusätzlichem Ausbau von Staatsstraßen 
(Kap. 13 30 TG 80;  
Kap. 13 10 Tit. 633 81) 

(Drs. 16/730)  

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Förderung von Energiesparberatung und 

Energiespartechnik für einkommens-
schwache Haushalte 
(Kap. 13 31 neuer Tit.) 

(Drs. 16/731)  

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Marktanreizprogramm „Energieeffiziente 

Küche“ 
(Kap. 13 31 neuer Tit.) 

(Drs. 16/732)  

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Überprüfung staatlicher Liegenschaften 

auf ihre Eignung für Photovoltaik 
(Kap. 13 31 neuer Tit.) 

(Drs. 16/733)  

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Keine Gründung einer Bayern FIT GmbH 

(Kap. 13 40 TG 59) 
(Drs. 16/734)  

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Helga Schmitt-Bussinger, Kath-
rin Sonnenholzner u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Zuweisungen für Abwasser-

beseitigungsanlagen 
(Kap. 13 10 Tit. 883 04) 

(Drs. 16/797)  

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Helga Schmitt-Bussinger, Hans-Ulrich 
Pfaffmann u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
Bildung, der Schlüssel für Demokratie und 
Wohlstand 
hier: Investitionsschwerpunkt Schulhausmo-

dernisierung auf der Grundlage und in 
Ergänzung des Kommunalen Investiti-
onsprogramms im Rahmen des Kon-
junkturpaketes II 
(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

(Drs. 16/798)  

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Helga Schmitt-Bussinger, Diana Stacho-
witz u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Sanierung und Bau kommunaler und ver-

einseigener Breitensportanlagen 
(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

(Drs. 16/799)  

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Maria Noichl, Volkmar Halbleib u.a. 
SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Ländlicher Raum 

Erhöhung der Mittel für Zuschüsse zur 
Förderung der Dorferneuerung im Rah-
men der integrierten ländlichen Entwick-
lung 
(Kap. 13 30 Tit. 892 93) 

(Drs. 16/800)  

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Erhöhung der Mittel für die energetische 
Sanierung staatlicher Gebäude 
(Kap. 13 31 TG 51) 

(Drs. 16/801)  

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Erhöhung der Mittel für die energetische 
Sanierung sozialer Infrastruktur 
(Kap. 13 31 TG 57) 

(Drs. 16/802)  
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16. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Erhöhung der Mittel für den Ausbau der 
Wärmenutzung aus der Geothermie 
(Kap. 13 31 TG 60) 

(Drs. 16/803)  

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Maria Noichl, Kathrin Sonnenholzner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Ländlicher Raum 

Klimaprogramm Bayern 2020 
Erhöhung der Mittel für das Programm 
„Bioenergie für Bayern“ 
(Kap. 13 31 TG 62) 

(Drs. 16/804)  

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Maria Noichl, Kathrin Sonnenholzner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Forstverwaltung arbeitsfähig machen 

Klimaprogramm Bayern 2020 
Erhöhung der Mittel für das Waldumbau-
programm 
(Kap. 13 31 TG 72) 

(Drs. 16/805)  

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Maria Noichl, Kathrin Sonnenholzner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Forstverwaltung arbeitsfähig machen 

Klimaprogramm Bayern 2020 
Erhöhung der Mittel für Schutzmaßnah-
men im Bergwald und im Schutzwald 
(Kap. 13 31 TG 74) 

(Drs. 16/806)  

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Erhöhung der Mittel für das Hochwasser-
schutzprogramm 
(Kap. 13 31 TG 76) 

(Drs. 16/807)  

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Erhöhung der Mittel für Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel für die 
Bereiche Natur, Boden, Wasserwirtschaft 
und Georisiken 
(Kap. 13 31 TG 78)  

(Drs. 16/808)  

22. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

neuer Tit. „Zuschüsse zu Errichtung und 
Betrieb von Energieagenturen“ 
(Kap. 13 31 TG 85) 

(Drs. 16/809)  

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

neuer Tit. „Sonderprogramm Energie-
autarke Gemeinden“ 
(Kap. 13 31 TG 85) 

(Drs. 16/810)  

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

neuer Tit. „Verbraucherinformation zu 
Klimaschutz im Verkehr“ 
(Kap. 13 31 TG 85) 

(Drs. 16/811)  

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

neuer Tit. „F+E Projekte Verkehrsökologie“ 
(Kap. 13 31 TG 85) 

(Drs. 16/812)  

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Nachrüstung für Dieselloks 
(Kap. 13 31 neue TG) 

(Drs. 16/813)  

Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode Anlage 3
zur 18. Vollsitzung am 2. April 2009



 

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Mittelbereitstellung für die Gründung und 
den Aufbau eines Forschungs- und Tech-
nologietransfer-Instituts für Kraftstoffsys-
temtechnik an der Hochschule Coburg 
(Kap. 13 31 neue TG) 

(Drs. 16/814)  

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Schlüsselzuweisungen 

(Kap. 13 10 Tit. 613 01) 
(Drs. 16/828)  

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Pauschalzuweisungen zu 

den Schülerbeförderungskosten 
(Kap. 13 10 Tit. 633 01) 

(Drs. 16/829)  

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Zuweisungen an Gemeinden 

aus der Überlassung des Aufkommens an 
der Kraftfahrzeugsteuer gemäß Art. 13 FAG 
(Kap. 13 10 Tit. 883 03) 

(Drs. 16/830)  

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Investitionspauschalen an 

Gemeinden und Landkreise gemäß 
Art. 12 FAG 
(Kap. 13 10 Tit. 883 44) 

(Drs. 16/831)  

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Leistungen nach dem 

ÖPNV-Gesetz 
(Kap. 13 10 TG 81) 

(Drs. 16/832)  

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Prof. (Univ Lima) 

Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Mittel für das Programm 

„Bioenergie für Bayern“ 
(Kap. 13 31 TG 62) 

(Drs. 16/834)  

34. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Prof. (Univ Lima) 
Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Mittel für den Waldumbau 

(Kap. 13 31 TG 72) 
(Drs. 16/835)  

35. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Prof. (Univ Lima) 
Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Mittel für Schutzmaßnahmen 

im Bergwald 
(Kap. 13 31 TG 74) 

(Drs. 16/836)  

36. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Prof. (Univ Lima) 
Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Bereitstellung von Mitteln für Zuweisun-

gen für Hochwasserschutzinvestitionen 
von Gemeinden 
(Kap. 13 31 Tit. 883 76) 

(Drs. 16/837)  

37. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Prof. (Univ Lima) 
Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Einfügen einer neuen TG „Programm 

Hydrothermale Carbonisierung zur CO2-
Bindung und Energiegewinnung“ 
(Kap. 13 31 neue TG) 

(Drs. 16/838)  

38. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Prof. (Univ Lima) 
Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Einfügen einer neuen TG „Förderung von 

Energieagenturen an den Landratsämtern“ 
(Kap. 13 31 neue TG) 

(Drs. 16/839)  
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39. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Aufstockung der sozialen Wohnbauförde-

rung 
(Kap. 13 03 neuer Tit.) 

(Drs. 16/843)  

III. 
Haushaltsgesetz 2009/2010  

(Drs. 16/210) 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Frei-
staats Bayern für die Haushaltsjahre 2009/2010 
(Haushaltsgesetz - HG - 2009/2010) 
(Drs. 16/210) 
(Drs. 16/743)  

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Stefan Schuster, Helga Schmitt-Bussin-
ger u.a. SPD 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Frei-
staates Bayern für die Haushaltsjahre 2009 und 
2010 (Haushaltsgesetz - HG - 2009/2010) 
(Drs. 16/210) 
hier: Streichung der Wiederbesetzungssperre 

nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 
Änderung Art. 6 Abs. 9 
Streichung Art. 6b 
Erhöhung der Stellen für die Beschäfti-
gung von Schwerbehinderten nach Art. 6c 
Streichung Art. 6e, 6f, 6g 
Erhöhung der Beträge der Zulagen für 
den Dienst zu ungünstigen Zeiten 

(Drs. 16/818)  
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ackermann Renate X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. Dr. Barfuß Georg X
Prof. (Univ Lima) Dr. Bauer Peter X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Dr. Beckstein Günther
Dr. Bernhard Otmar X
Dr. Bertermann Otto X
Dr. Beyer Thomas X
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Breitschwert Klaus Dieter X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brunner Helmut
Dr. Bulfon Annette X

Daxenberger Sepp X
Dechant Thomas X
Dettenhöfer Petra X
Dittmar Sabine X
Dodell Renate
Donhauser Heinz X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard X
Eckstein Kurt X
Eisenreich Georg X

Dr. Fahn Hans Jürgen X
Felbinger Günther X
Dr. Fischer Andreas X
Dr. Förster Linus X
Freller Karl X
Füracker Albert X

Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas
Glauber Thorsten X
Goderbauer Gertraud
Görlitz Erika X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Dr. Goppel Thomas
Gote Ulrike X
Gottstein Eva
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Hacker Thomas X
Haderthauer Christine X
Halbleib Volkmar X
Hallitzky Eike X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hessel Katja
Dr. Heubisch Wolfgang X
Hintersberger Johannes X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X
Jung Claudia

Kamm Christine X
Karl Annette X
Kiesel Robert
Dr. Kirschner Franz Xaver X
Klein Karsten X
Kobler Konrad
König Alexander X
Kohnen Natascha X
Kränzle Bernd X
Kreuzer Thomas X

Ländner Manfred X
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lorenz Andreas X

Abstimmungsliste
zur namentlichen Schlussabstimmung am 02.04.2009 zu Tagesordnungspunkt 24: Gesetzentwurf der
Staatsregierung über die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates Bayern für die Haushaltsjahre 2009
und 2010 (Haushaltsgesetz - HG - 2009/2010) (Drucksache 16/210)
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Prof. Männle Ursula X
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz X
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Dr. Merk Beate X
Meyer Brigitte
Meyer Peter X
Miller Josef X
Müller Ulrike
Mütze Thomas X
Muthmann Alexander X

Naaß Christa X
Nadler Walter X
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard X
Noichl Maria X

Pachner Reinhard X
Dr. Pauli Gabriele
Perlak Reinhold X
Pfaffmann Hans-Ulrich X
Prof. Dr. Piazolo Michael X
Pohl Bernhard X
Pointner Mannfred X
Pranghofer Karin X
Pschierer Franz Josef X

Dr. Rabenstein Christoph X
Radwan Alexander X
Reichhart Markus
Reiß Tobias X
Richter Roland X
Dr. Rieger Franz X
Rinderspacher Markus X
Ritter Florian X
Rohde Jörg X
Roos Bernhard
Rotter Eberhard X
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Rütting Barbara
Dr. Runge Martin
Rupp Adelheid X

Sackmann Markus X
Sandt Julika X
Sauter Alfred X
Scharfenberg Maria X
Schindler Franz X
Schmid Georg X
Schmid Peter X
Schmitt-Bussinger Helga
Schneider Harald X
Schneider Siegfried X
Schöffel Martin X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schopper Theresa X
Schorer Angelika X
Schreyer-Stäblein Kerstin X
Schuster Stefan X
Schweiger Tanja
Schwimmer Jakob X
Seidenath Bernhard X
Sem Reserl
Sibler Bernd X
Sinner Eberhard X
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig
Sprinkart Adi
Stachowitz Diana X
Stahl Christine X
Stamm Barbara X
Steiger Christa X
Steiner Klaus X
Stewens Christa X
Stierstorfer Sylvia X
Stöttner Klaus X
Strehle Max X
Streibl Florian X
Strobl Reinhold X
Dr. Strohmayr Simone X

Taubeneder Walter X
Tausendfreund Susanna X
Thalhammer Tobias X
Tolle Simone X

Unterländer Joachim X

Dr. Vetter Karl

Wägemann Gerhard X
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika
Dr. Weiß Bernd X
Dr. Weiß Manfred X
Dr. Wengert Paul X
Werner Hans Joachim
Werner-Muggendorfer Johanna X
Widmann Jutta X
Wild Margit X
Will Renate X
Winter Georg X
Winter Peter X
Wörner Ludwig X

Zacharias Isabell
Zeil Martin X
Zeitler Otto X
Zellmeier Josef X
Dr. Zimmermann Thomas X

Gesamtsumme 95 62 0
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